
  Urteil vom 23. April 2025 
Strafkammer 

Besetzung  Bundesstrafrichter Maric Demont, Vorsitz 
Sylvia Frei und Alberto Fabbri 
Gerichtsschreiber David Heeb  

Parteien  BUNDESANWALTSCHAFT, vertreten durch 
Staatsanwältin des Bundes Simone Meyer-Burger 
 

 gegen 
 

  1. A., spanischer Staatsangehöriger, amtlich ver-
teidigt durch Rechtsanwältin Yvonne Thomet 

 
2. B., niederländischer Staatsangehöriger, amtlich 

verteidigt durch Rechtsanwältin Dominique Jud 
 
3. C., niederländischer und türkischer Staatsange-

höriger, amtlich verteidigt durch Rechtsanwalt 
Kenad Melunovic Marini 

 

4. D., kosovarischer Staatsangehöriger, amtlich 
verteidigt durch Rechtsanwalt Thomas Held 

 
5. E., albanischer Staatsangehöriger, amtlich ver-

teidigt durch Rechtsanwalt Florian Kaufmann 
 

B u n d e s s t r a f g e r i c h t  

T r i b u n a l  p é n a l  f é d é r a l  

T r i b u n a l e  p e n a l e  f e d e r a l e  

T r i b u n a l  p e n a l  f e d e r a l  

 

Geschäftsnummer: SK.2024.66 
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Gegenstand  1) Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in 
verbrecherischer Absicht sowie Herstellen, Verber-
gen, Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen 
(A.) 
 
2) Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in 
verbrecherischer Absicht; Herstellen, Verbergen, 
Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Ga-
sen; versuchter Diebstahl sowie Hausfriedensbruch 
(B.) 
 
3) Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in 
verbrecherischer Absicht; Herstellen, Verbergen, 
Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Ga-
sen; versuchter Diebstahl; Hausfriedensbruch sowie 
Widerhandlungen gegen das Strassenverkehrsgesetz 
(C.) 
 
4) Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in 
verbrecherischer Absicht; Herstellen, Verbergen, 
Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Ga-
sen; mehrfache Fälschung von Ausweisen; Wider-
handlung gegen das Ausländer- und Integrationsge-
setz sowie Widerhandlungen gegen das Strassenver-
kehrsgesetz 
(D.) 
 
5) Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in 
verbrecherischer Absicht; Herstellen, Verbergen, Wei-
terschaffen von Sprengstoffen und giftigen Gasen so-
wie Widerhandlungen gegen das Ausländer- und In-
tegrationsgesetz 
(E.) 
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Anträge der Bundesanwaltschaft: 

I. A. 

1. A. sei schuldig zu sprechen  

− der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), 

− des Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB). 

2. A. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 42 Monaten. Die Freiheitsstrafe 
sei zu vollziehen. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
sei auf den Vollzug der Strafe anzurechnen. 

3. A. sei für die Dauer von 7 Jahren des Landes zu verweisen (Art. 66a Abs. 1 Bst. i 
StGB). 

II. B. 

1. B. sei schuldig zu sprechen 

− des versuchten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB),  

− der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), 

− des Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB). 

2. B. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 50 Monaten. Die Freiheitsstrafe 
sei zu vollziehen. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
sei auf den Vollzug der Strafe anzurechnen. 

3. B. sei zudem zu bestrafen mit einer Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu je  
Fr. 30.--, entsprechend Fr. 900.--. Der Vollzug der Geldstrafe sei aufzuschieben 
unter Ansetzung einer Probezeit von 3 Jahren. 

4. B. sei für die Dauer von 8 Jahren des Landes zu verweisen (Art. 66a Abs. 1 Bst.d 
und i StGB). 
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III. C. 

1. C. sei schuldig zu sprechen 

− des versuchten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB),  

− der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), 

− des Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), 

− des mehrfachen Überschreitens der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
(Art. 90 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4 Bst. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG), 

− des mehrfachen Vornehmens einer Verrichtung, welche die Bedienung des 
Fahrzeuges erschwert (Art. 90 Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 
SVG und Art. 3 Abs. 2 VRV),  

− des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung (Art. 95 Abs. 1 Bst. b SVG i.V.m. 
Art. 10 Abs. 2 SVG). 

2. C. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 64 Monaten. Die Freiheitsstrafe 
sei zu vollziehen. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
sei auf den Vollzug der Strafe anzurechnen. 

3. C. sei zudem zu bestrafen mit einer Geldstrafe von 120 Tagessätzen zu je 
Fr. 30.--, entsprechend Fr. 3’600.--. Der Vollzug der Geldstrafe sei aufzuschieben 
unter Ansetzung einer Probezeit von 3 Jahren. 

4. C. sei schliesslich mit einer Busse von Fr. 1'200.-- zu bestrafen, bei schuldhaftem 
Nichtbezahlen ersatzweise mit einer Freiheitsstrafe von 12 Tagen. 

5. C. sei für die Dauer von 10 Jahren des Landes zu verweisen (Art. 66a Abs. 1 
Bst. d und i StGB). 

IV. D. 

1. D. sei schuldig zu sprechen 

− der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), 

− des Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), 

− der mehrfachen Fälschung von Ausweisen (Art. 252 Abs. 3 StGB),  

− der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz (Art. 118 
Abs. 1 AIG), 
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− des mehrfachen Überschreitens der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
(Art. 90 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 Bst. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG), 

− des mehrfachen Vornehmens einer Verrichtung, welche die Bedienung des 
Fahrzeugs erschwert (Art. 90 Abs. 1 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 
Abs. 2 VRV),  

− des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung (Art. 95 Abs. 1 Bst. a SVG), 

− des Missbrauchs von Ausweisen (Art. 91 Abs. 1 Bst. d SVG). 

2. D. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 57 Monaten. Die Freiheitsstrafe 
sei zu vollziehen. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
sei auf den Vollzug der Strafe anzurechnen. 

3. D. sei zudem zu bestrafen mit einer Geldstrafe von 150 Tagessätzen zu je 
Fr. 30.--, entsprechend Fr. 4’500.--. Der Vollzug der Geldstrafe sei aufzuschieben 
unter Ansetzung einer Probezeit von 3 Jahren. 

4. D. sei schliesslich mit einer Busse von Fr. 600.-- zu bestrafen, bei schuldhaftem 
Nichtbezahlen ersatzweise mit einer Freiheitsstrafe von 6 Tagen. 

5. D. sei für die Dauer von 10 Jahren des Landes zu verweisen (Art. 66a Abs. 1 
Bst. i StGB). 

V. E. 

1. E. sei schuldig zu sprechen 

− der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), 

− des Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen 
Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), 

− der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz (Art. 115 
Abs. 1 Bst. a und b AIG). 

2. E. sei zu bestrafen mit einer Freiheitsstrafe von 49 Monaten. Die Freiheitsstrafe 
sei zu vollziehen. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
sei auf den Vollzug der Strafe anzurechnen. 

3. E. sei zudem zu bestrafen mit einer Geldstrafe von 60 Tagessätzen zu je  
Fr. 30.--, entsprechend Fr. 1’800.--. Der Vollzug der Geldstrafe sei aufzuschieben 
unter Ansetzung einer Probezeit von 3 Jahren. 
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4. E. sei für die Dauer von 8 Jahren des Landes zu verweisen (Art. 66a Abs. 1 Bst. i 
StGB). 

VI. Verfahrenskosten 

Die Verfahrenskosten des Vorverfahrens in der Höhe von Fr. 510'673.80 zzgl. 
der erstinstanzlichen Verfahrenskosten in gerichtlich zu bestimmender Höhe, 
seien den beschuldigten Personen wie folgt aufzuerlegen: 

a. A. im Betrag von Fr. 15'413.35, 

b. B. im Betrag von Fr. 22'913.40, 

c. C. im Betrag von Fr. 17'915.90, 

d. D. im Betrag von Fr. 19'036.15, 

e. E. im Betrag von Fr. 22'827.70. 

VII. Weitere Verfügungen 

1. Rechtsanwältin Yvonne Thomet, Rechtsanwältin Dominique Jud, Rechtsanwalt 
Kenad Melunovic Marini, Rechtsanwalt Thomas Held sowie Rechtsanwalt Florian 
Kaufmann seien für die amtliche Verteidigung der beschuldigten Personen je in 
gerichtlich zu bestimmender Höhe aus der Kasse der Eidgenossenschaft zu ent-
schädigen (Art. 135 Abs. 1 StPO). 

Die beschuldigten Personen seien zu verpflichten, dem Bund die Entschädigung 
zurückzubezahlen, sobald es ihre wirtschaftlichen Verhältnisse erlauben 
(Art. 135 Abs. 4 StPO). 

2. Über die beschlagnahmten Gegenstände gemäss Beschlagnahmebefehl vom 
20.08.2024 – unter Berücksichtigung früherer Entscheide des angerufenen Ge-
richts – sei von Amtes wegen zu entscheiden (Art. 267 StPO). 

3. Der Kanton Aargau sei als Vollzugskanton zu bestimmen (Art. 74 Abs. 2 StBOG 
i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO). 

4. Die weiteren Verfügungen seien von Amtes wegen zu treffen. 
  



- 7 - 

SK.2024.66 

Anträge der Verteidigung von A.: 

I.  

A. sei freizusprechen: 

1. vom Vorwurf des Verbergens und Weiterschaffens von Sprengstoffen und gifti-
gen Gasen gemäss Art. 226 Abs. 2 StGB, angeblich gemeinsam begangen mit 
B., C., D. und E., in der Zeit vom 23.06.2023 bis 01.07.2023 in Z.; 

2. vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbreche-
rischer Absicht gemäss Art. 224 Abs. 1 StGB, angeblich gemeinsam begangen 
mit B., C., D. und E., am 01./02.07.2023 im H.-Shop F. an der G.-Strasse in Z. 

II.  

Hingegen sei A. wegen Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen gemäss 
Art. 226 Abs. 1 StGB schuldig zu sprechen, gemeinsam begangen mit B., C., D. und E., 
am 01./02.07.2023 im H.-Shop F. an der G.-Strasse in Z. 

III.  

1. A. sei zu einer Freiheitsstrafe von 14 Monaten zu verurteilen. Der Vollzug der 
Freiheitsstrafe sei aufzuschieben, unter Ansetzung einer Probezeit von 2 Jahren. 
Die Untersuchungs- und Vollzugshaft von 639 Tagen sei im Umfang von 428 Ta-
gen anzurechnen. 

2. A. sei unverzüglich aus dem vorzeitigen Strafvollzug zu entlassen. 

IV.  

1. A. sei zu einer Landesverweisung von 5 Jahren zu verurteilen. 

2. A. sei für die erlittene ungerechtfertigte Untersuchungs- und Vollzugshaft von 
208 Tagen mit einer Entschädigung von Fr. 41'600.-- sowie einer angemessenen 
Genugtuung zu entschädigen. 

3. Die auf den Schuldspruch entfallenen Verfahrenskosten seien auszuscheiden 
und A. aufzuerlegen. Die übrigen Verfahrenskosten seien dem Staat aufzuerle-
gen. 

4. Das Mobiltelefon […] (Asservat N. 28299) sei A. herauszugeben. 

5. Das Honorar der amtlichen Verteidigung sei gemäss Kostennote zu bestimmen.  
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Anträge der Verteidigung von B.: 

1. Formellrechtlicher Antrag 

Es sei das Verfahren betreffend den Vorwurf des versuchten Diebstahls gegen 
Herrn B. einzustellen. 

2. Materiellrechtliche Anträge 

2.1 Es sei Herr B. von sämtlichen Vorwürfen freizusprechen. 

2.2 Er sei für die unrechtmässige Haft angemessen zu entschädigen. 

2.3 Es seien die erkennungsdienstlich erfassten Daten, insb. der Wangenschleim-
hautabstich, zu löschen. 

2.4 Unter Kostenfolgen zulasten des Staates. 

3. Strafprozessualer Antrag 

Es sei Herr B. unverzüglich aus dem vorzeitigen Strafvollzug zu entlassen und 
auf freien Fuss zu setzen. 

Anträge der Verteidigung von C.: 

A. Hauptantrag 

A.1 C. sei freizusprechen. 

A.2 C. sei für die ausgestandene Haft zu einem Ansatz von Fr. 200.-- pro Tag zu 
entschädigen. 

A.3 Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen. 

B. Eventualantrag 

B.1 C. sei freizusprechen von den Vorwürfen der Gefährdung durch Sprengstoffe und 
giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB), des Herstellens, 
Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 
Abs. 1 und 2 StGB) sowie des versuchten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Art. 22 
Abs. 1 StGB). 

B.2 Im Übrigen sei C. gemäss Anklage schuldig zu sprechen und zu einer Strafe von 
maximal 24 Monaten zu verurteilen. 
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C. Eventualantrag 2  

C.1 C. sei freizusprechen von den Vorwürfen der Gefährdung durch Sprengstoffe und 
giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) und des versuch-
ten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB). 

C.2 Im Übrigen sei C. gemäss Anklage schuldig zu sprechen und zu einer Strafe von 
maximal 36 Monaten zu verurteilen. 

Lit. B. und lit. C. unter Kosten- und Entschädigungsfolgen. 

Anträge der Verteidigung von D.: 

1. D. sei vollumfänglich freizusprechen. 

2. Es sei D. vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe in verbrecherischer 
Absicht freizusprechen und wegen Beihilfe zum Herstellen, Verbergen, Weiter-
schaffen von Sprengstoffen (Art. 226 StGB), mehrfacher Fälschung von Auswei-
sen (Art. 252 Abs. 3 StGB), Täuschung der Behörden (Art. 118 Abs. 1 AIG) und 
mehrfacher Verletzung der Verkehrsregeln (Art. 90 Abs. 1–4 SVG) unter Anrech-
nung der erstandenen Haft zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe sowie einer be-
dingten Geldstrafe von 180 Tagessätzen unter Ansetzung einer Probezeit von 
zwei Jahren zu verurteilen. 

3. D. sei für die unrechtmässig erstandene Haft angemessen zu entschädigen. 

4. D. seien die ihm gehörenden beschlagnahmten Gegenstände herauszugeben. 

5. Die von D. erkennungsdienstlich gespeicherten Daten und das erstellte  
DNA-Profil seien zu löschen. Der ihm abgenommene Wangenschleimhautab-
strich sei – soweit noch vorhanden – zu vernichten. 

6. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen. 

Anträge der Verteidigung von E.: 

I.  

E. sei freizusprechen 

1. vom Vorwurf des Herstellens, Weiterschaffens und Verbergens von Sprengstof-
fen und giftigen Gasen, angeblich in Mittäterschaft begangen durch: 

− Weiterschaffen von Sprengstoff, von welchem er wusste, dass er zu verbre-
cherischem Gebrauch bestimmt war, am 23. Juni 2023 im Gebiet der Schweiz 
(AKS Ziff. 1.1.2);  
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− Verbergen von Sprengstoff, von welchem er wusste, dass er zu verbrecheri-
schem Gebrauch bestimmt war, in der Zeit vom 23. Juni 2023 bis 2. Juli 2023 
im H.-Shop F. an der G.-Strasse in Z. (AKS Ziff. 1.1.2); 

− Herstellen von drei USBV am 1. und 2. Juli 2023 im H.-Shop F. an der  
G.-Strasse in Z. (AKS Ziff. 1.1.2); 

2. vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbreche-
rischer Absicht, angeblich begangen durch das Hantieren mit pyrotechnischen 
Gegenständen des Typs «Super Cobra 6» und das Herstellen von mindestens 
zwei einsatzbereiten sowie eine noch nicht verklebte USBV aus diesen pyrotech-
nischen Gegenständen am 1. Juli 2023 und 2. Juli 2023 im H.-Shop «F.» an der 
G.-Strasse in Z. (AKS Ziff. 1.1.3);  

unter Auferlegung der anteilsmässigen Verfahrenskosten (4/5) an die Schweizerische Eid-
genossenschaft sowie unter Ausrichtung einer angemessenen Entschädigung für die ge-
botene Verteidigung.  

II.  

E. sei hingegen schuldig zu sprechen 

1. wegen Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz, angeblich 
begangen durch (AKS Ziff. 1.5): 

a. Einreise in die Schweiz trotz eines seit 20. Juli 2022 gegen ihn bestehenden 
Schengen-Einreiseverbots am 23. Juni 2023, um ca. […] Uhr, beim Grenz-
übergang […]; 

b. rechtswidrigen Aufenthalt in der Schweiz in der Zeit vom 23. Juni 2023 bis 
2. Juli 2003 an verschiedenen Orten in der Schweiz, namentlich in Y., ZZZ., 
ZZ., YY., WW., YYY. oder Z. 

III.  

E. sei in Anwendung der massgeblichen Bestimmungen zu verurteilen 

1. zu einer Geldstrafe von 80 Tagessätzen à Fr. 30.--, ausmachend total  
Fr. 2'400.--, unter Anrechnung der ausgestandenen Untersuchungs- und Sicher-
heitshaft sowie den Hafttagen im vorzeitigen Strafvollzug;  

2. zu einer Verbindungsbusse von Fr. 480.--, bei schuldhaftem Nichtbezahlen er-
satzweise mit einer Freiheitsstrafe von 16 Tagen; 

3. zur Bezahlung der anteilsmässigen, auf die Schuldsprüche entfallenden Verfah-
renskosten im Umfang von 1/5. 
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IV.  

E. sei eine Entschädigung für die zu Unrecht ausgestandene Untersuchungs- und Sicher-
heitshaft sowie für die zu Unrecht ausgestandenen Tage im vorzeitigen Strafvollzug in der 
Höhe von Fr. 100.-- pro Hafttag, zzgl. Zins zu 5 % seit 27. November 2023, auszurichten. 

V.  

E. sei unverzüglich aus der Haft zu entlassen. 

VI.  

Die Asservate Nummern 51119 (iPhone), 51116 (Führerausweis) und 51117 (ID) seien 
nach Rechtskraft des Urteils E. herauszugeben. 

VII.  

Das Honorar des amtlichen Verteidigers sei gemäss eingereichter Honorarnote zu bestim-
men. 

VIII.  

Es seinen die notwendigen Verfügungen zu erlassen. 
  



- 12 - 

SK.2024.66 

Prozessgeschichte: 

A. Am 1. Juli 2023 meldete ein Anwohner des Mehrfamilienhauses an der I.-Strasse 
in Z. via Polizeinotruf, dass zwei unbekannte Männer den Keller des Mehrfamili-
enhauses betreten hätten. Gestützt auf diesen Notruf rückten Patrouillen der 
Kantonspolizei Aargau aus und durchsuchten im Rahmen der Fahndung den  
H.-Shop F. an der G.-Strasse in Z. Im H.-Shop stiess die Polizei auf die Beschul-
digten A., D., C. und B. sowie auf mutmasslichen Sprengstoff, «Super Cobra 6» 
Knallböller und weitere Materialien, die zum Bau von Sprengstoffpaketen oder 
Bankomatensprengungen verwendet werden können, worauf die Polizei die An-
wesenden verhaftete (BA 10-02-0596 f.). Anschliessend befanden sich die Be-
schuldigten A., D., C. und B. bis zum Urteilszeitpunkt in Untersuchungshaft bzw. 
zuletzt im vorzeitigen Strafvollzug (BA Rubrik 06.02). 

B. Am 2. Juli 2023 eröffnete die Bundesanwaltschaft das Strafverfahren gegen D., 
A., B. und C. wegen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbre-
cherischer Absicht (Art. 224 StGB) und Herstellens, Verbergens, Weiterschaf-
fens von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 StGB) (BA 01-00-0001). Im 
Laufe des Vorverfahrens dehnte die Bundesanwaltschaft das Verfahren mehrere 
Male aus (BA 01-00-0003 f.; -0006 f.; -0008 f.; -0010 f.). Betreffend den Beschul-
digten D. kamen Urkundendelikte, Widerhandlungen gegen das Strassenver-
kehrsgesetz und das Ausländer- und Integrationsgesetz; betreffend den Beschul-
digten B. versuchter Diebstahl und Hausfriedensbruch und betreffend den Be-
schuldigten C. versuchter Diebstahl, Hausfriedensbruch und Widerhandlungen 
gegen das Strassenverkehrsgesetz hinzu.  

C. Am 24. August 2023 stellte die Staatsanwaltschaft des Kantons Aargau eine Zu-
ständigkeitsanfrage an die Bundesanwaltschaft um Übernahme des Strafverfah-
rens gegen B. und C. wegen versuchten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Art. 22 
Abs. 1 StGB) und Hausfriedensbruchs (Art. 186 StGB), worauf diese am 30. Au-
gust 2023 bestätigte, das Verfahren in Bundeskompetenz weiterzuführen (BA  
02-00-0003).  

D. Mit Verfügung vom 30. August 2023 vereinigte die Bundesanwaltschaft das Ver-
fahren gegen die Beschuldigten in Bezug auf alle erwähnten Tatbestände in der 
Hand der Bundesbehörden (Art. 26 Abs. 2 StPO) (BA 02-00-0004 ff.). 

E. Am 27. Oktober 2023 dehnte die Bundesanwaltschaft das Strafverfahren wegen 
Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht 
(Art. 224 StGB) und Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen 
und giftigen Gasen (Art. 226 StGB) auf den Beschuldigten E. aus (BA  
01-00-0008 f.). Später kam betreffend den Beschuldigten E. zudem ein Verfahren 
wegen Widerhandlungen gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz hinzu 
(BA 01-00-0010 f.). 
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F. Am 30. Oktober 2023 liess die Bundesanwaltschaft den Beschuldigten E. natio-
nal und international zur Verhaftung ausschreiben, unter anderem weil auf den 
im H.-Shop sichergestellten Plastikverpackungen der «Super Cobra 6» Knallböl-
ler daktyloskopische Spuren von ihm festgestellt worden waren (BA 11-01-0105 
f.). Der Beschuldigte E. wurde am 27. November 2023 in Amsterdam verhaftet 
und am 8. Dezember 2023 an die Schweiz ausgeliefert. Anschliessend befand er 
sich bis zum Urteilszeitpunkt in Untersuchungshaft bzw. zuletzt im vorzeitigen 
Strafvollzug (BA Rubrik 06.02). 

G. Die Bundesanwaltschaft erhob am 2. Dezember 2024 bei der Strafkammer des 
Bundesstrafgerichts Anklage gegen die Beschuldigten wegen Gefährdung durch 
Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) 
und weiterer Delikte. Mit Beschluss vom 28. Januar 2025 wies die Strafkammer 
die Anklage zurück, mit der Aufforderung, die konkrete Gefährdung des Vorwurfs 
der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase im Sinne von Art. 224 StGB 
genauer zu umschreiben. Die Strafkammer setzte der Bundesanwaltschaft eine 
Frist bis am 13. Februar 2025 für die Ergänzung der Anklageschrift (SK 
20.932.001 ff.). 

H. Als Reaktion auf den Rückweisungsbeschluss vom 28. Januar 2025 beantragten 
die Verteidiger von C. und D. mit Eingabe vom 4. bzw. 6. Februar 2025, die Mit-
glieder des Spruchkörpers sowie der Gerichtsschreiber hätten in den Ausstand 
zu treten (SK 20.921.1.001 ff.; 20.921.2.001 ff.). Diese unterbreiteten die Gesu-
che der Beschwerdekammer und beantragten deren Abweisung. Die Beschwer-
dekammer wies beide Gesuche mit Beschlüssen vom 25. März 2025 ab (SK 
20.921.1.053 ff.: 20.921.2.032 ff.). 

I. Die Bundesanwaltschaft reichte die ergänzte Anklageschrift am 12. Februar 2025 
bei der Strafkammer ein (SK 20.110.133 ff.). 

J. Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Strafkammer von Amtes wegen 
die erforderlichen Beweismittel zu den persönlichen und finanziellen Verhältnisse 
der Beschuldigten ein (SK 20.231.1.001 ff.). 

K. Die Hauptverhandlung fand am 31. März 2025 und 1. April 2025 in Anwesenheit 
der Parteien am Sitz des Gerichts statt (SK 20.720.001 ff.). In Anwesenheit der 
Parteien wurde am 23. April 2025 das Urteil durch den Vorsitzenden eröffnet und 
mündlich begründet (SK 20.721.001 ff.). 

L. Die Bundesanwaltschaft sowie die Verteidigerinnen von A., B. sowie der Vertei-
diger von D. meldeten innert Frist bei der Strafkammer Berufung an (SK 
20.940.001 ff.).  
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Die Strafkammer erwägt: 

1. Prozessuales 

1.1 Zuständigkeit 

Die Bundesgerichtsbarkeit ist vorliegend gestützt auf Art. 35 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes über die Organisation der Strafbehörden des Bundes vom 
19. März 2010 (Strafbehördenorganisationsgesetz, StBOG; SR 173.71) i.V.m. 
Art. 23 Abs. 1 lt. d StPO (in Bezug auf die Gefährdung durch Sprengstoffe und 
giftige Gase in verbrecherischer Absicht und das Herstellen, Verbergen, Weiter-
schaffen von Sprengstoffen und giftigen Gasen) und Art. 26 Abs. 2 StPO (in Be-
zug auf die übrigen zur Anklage gebrachten Delikte) gegeben. 

Die Kompetenz des Kollegialgerichts der Strafkammer des Bundesstrafgerichts 
ergibt sich aus Art. 19 Abs. 2 StPO e contrario i.V.m. Art. 36 Abs. 1 StBOG. 

1.2 Einstellung des Verfahrens wegen Hausfriedensbruchs 

Die Verteidigerin von B. stellte mit Eingabe vom 14. Februar 2025 den Antrag, es 
sei das Verfahren gegen B. wegen Hausfriedensbruchs einzustellen. Die Vertei-
digung brachte vor, dass der Antragsteller J. mit Unterschrift vom 1. Februar 2025 
den Strafantrag vom 1. Juli 2023 unwiderruflich zurückgezogen habe. Einen ent-
sprechenden schriftlichen Rückzug legte sie ihrem Antrag bei (SK 20.522.006 
ff.). 

An der Hauptverhandlung wiederholte die Verteidigerin von B. den Antrag auf 
Einstellung des Verfahrens. Der Verteidiger von C. schloss sich diesem Antrag 
an und beantragte, das Verfahren gegen seinen Mandanten betreffend Hausfrie-
densbruch ebenfalls einzustellen. Zusätzlich beantragte er die Einstellung des 
Verfahrens wegen Diebstahlversuchs wegen Geringfügigkeit des Deliktsbetrags 
(SK 20.730.005). 

Der gültig gestellte Strafantrag stellt bei Antragsdelikten eine Prozessvorausset-
zung dar (ACHERMANN, Basler Kommentar, 3. AufI. 2023, Art. 329 StPO N. 45). 
Die Anträge sind somit betreffend den vorgeworfenen Hausfriedensbruch gutzu-
heissen und das Strafverfahren gegen die Beschuldigten B. und C. betreffend 
Hausfriedensbruch, betrifft Anklageziffer 1.2.3, einzustellen. Der Vorwurf des ver-
suchten Diebstahls, Anklageziffer 1.2.2, ist hingegen aufgrund des Rückzugs des 
Strafantrags nicht einzustellen, da der Diebstahl nicht als geringfügiges Vermö-
gensdelikt im Sinne von Art. 172ter StGB angeklagt wurde und es sich somit nicht 
um ein Antragsdelikt, sondern um ein Offizialdelikt handelt. 

1.3 Verwertbarkeit der erhobenen Beweise im Rahmen der Hausdurchsuchung und 
der Folgebeweise 

Die Verteidigungen verneinten die Rechtmässigkeit der am 1. und 2. Juli 2023 
durchgeführten Hausdurchsuchung im H.-Shop und die Verwertbarkeit der dabei 
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erhobenen Beweise. Sie führten aus, es sei lebensfremd, dass insgesamt sieben 
Patrouillen der Polizei zwecks Fahndung und Tatbestandsaufnahme wegen ei-
nes vermeintlichen Einschleichdiebstahls aufgeboten worden seien. Der Gros-
seinsatz der Polizei sei somit auf Beweisen und Kenntnissen erfolgt, die sich 
nicht in den Verfahrensakten befinden und der Verteidigung bewusst vorenthal-
ten würden oder sämtliche Handlungen seien ohne Anfangsverdacht und in be-
wusster Überschreitung der polizeilichen Befugnisse durchgeführt worden. Bei-
des sei rechtswidrig. Zudem sei die Polizei ohne Hausdurchsuchungsbefehl und 
somit widerrechtlich in den H.-Shop hineingegangen, weshalb die ganze Beweis-
kette kontaminiert sei (SK 20.522.001 ff.; 20.524.003 ff.; 20.721.103; 20.721.109; 
20.721.181). 

Der Ablauf des Einsatzes und das Aufgebot der Kantonspolizei Aargau vom 
1. und 2. Juli 2023 in Z. wurde von ihr in den Rapporten vom 2. Juli 2023 und 
6. Juli 2023 dokumentiert (BA 10-01-0002 ff., -0033 ff.). Diese Rapporte sind 
plausibel. Insbesondere ist es nachvollziehbar, dass bei der Fahndung nach zwei 
Unbekannten, die mutmasslich bei einem Einschleichdiebstahl in flagranti ertappt 
worden sind, ein grosses Aufgebot an Polizei mobilisiert wird. Vorliegend beste-
hen keine Anhaltspunkte dafür, dass der Polizeieinsatz nicht rechtmässig gewe-
sen sein soll oder wonach im Vorverfahren irgendwelche Dokumente oder Daten 
diesbezüglich unterdrückt worden wären. 

Schliesslich war zur Fahndung nach mutmasslichen Einbrechern das Betreten 
des H.-Shops durch die Polizei rechtmässig. Art. 213 Abs. 1 und 2 StPO hält fest, 
sofern Gefahr im Verzug ist, so kann die Polizei Räumlichkeiten auch ohne Haus-
durchsuchungsbefehl betreten. Diese Dringlichkeit ist vorliegend zu bejahen, da 
erst durch das Betreten des H.-Shops die Anwesenheit der Verdächtigen geklärt 
werden konnte. Hätte die Polizei zugewartet, bis ein Hausdurchsuchungsbefehl 
vorgelegen hätte, wäre wertvolle Zeit zur Fahndung verstrichen, insbesondere, 
falls sich die Gesuchten nicht im H.-Shop aufgehalten hätten. Die Hausdurchsu-
chung war somit rechtmässig und die daraus resultierten Beweise, inkl. die Fol-
gebeweise, sind verwertbar. 

1.4 Verwertbarkeit Täterfotos 

Der Verteidiger von D. brachte an der Hauptverhandlung eine Verletzung des 
Datenschutzgesetzes vor. J. habe in Verletzung der Vorschriften des Daten-
schutzgesetzes ein Foto von B. und C. gemacht und der Polizei sowie Bekannten 
gesandt, nachdem die Beschuldigten das Kellerabteil verlassen hätten. Dieses 
Foto sei rechtswidrig erstellt und rechtswidrig versandt worden. Die weiteren da-
rauf erhobenen Beweise seien daher unverwertbar (SK 20.721.198). Dieser Ein-
wand geht fehl: Zum einen legt die Verteidigung nicht dar, weshalb sie zum 
Schluss kommt, es liege eine Rechtwidrigkeit vor. Der Einwand ist pauschal ge-
halten. Zum anderen ist festzuhalten, dass J. einen offensichtlichen Rechtferti-
gungsgrund hatte, die Beschuldigten zu fotografieren und das Foto zwecks 
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Fahndung zu versenden, da er davon ausging, die Beschuldigten in flagranti bei 
einem Einschleichdiebstahl ertappt zu haben (Art. 31 DSG). 

1.5 GPS-Daten aus Frankreich 

Der Verteidiger von D. machte weiter geltend, dass es verschiedene GPS-Daten 
von D. aus Frankreich in den Akten habe. Woher diese Daten kommen würden, 
sei unbekannt. Ein Rechtshilfeersuchen an Frankreich sei nicht gestellt worden. 
Diese und die sich darauf stützenden Beweise seien daher nicht verwertbar (SK 
20.721.199). Der Einwand der Verteidigung geht fehl: Zunächst ist unklar, auf 
welche Daten er sich bezieht. Zum anderen befinden sich verschiedene Informa-
tionen mit Bezug zu Frankreich in den Akten. Die Kantonspolizei Aargau führte 
beispielsweise eine IT-Beweissicherung am Personenwagen […] des Beschul-
digten D. durch (BA 10-02-0366 ff.). Hierbei konnten Daten sichergestellt werden, 
die zeigen, welche GPS-Locations im Fahrzeug verwendet worden sind, unter 
anderem Mulhouse, Saint-Louis oder Village-Neuf in Frankreich (BA 10-02-0330 
ff.). Die Mobiltelefonauswertung des Apple iPhone, Benutzer D., ergab weiter, 
dass zwischen diesem Mobiltelefon und einer französischen Nummer Ende Juni 
2023 20 Nachrichten ausgetauscht wurden (BA 10-02-0057 ff.). Aber auch aus 
der automatischen Fahrzeugfahndung und Verkehrsüberwachung des Bundes-
amts für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) ist ersichtlich, dass der Personenwa-
gen des Beschuldigten D. am 22. Juni 2023 in Bardonnex Genf die Schweiz ver-
liess und am 23. Juni 2023 in Bardonnex wieder einreiste (BA 10-02-0150 f.). 
Offen ist, ob sich der Einwand der Verteidigung auf solche Daten bezog oder 
andere. Die erwähnten Daten sind auf alle Fälle rechtmässig erhoben worden. 
GPS-Daten aus Frankreich, die von französischen Strafverfolgungsbehörden an 
die Schweiz übermitteln worden sein sollen, sind nicht ersichtlich. Festzuhalten 
bleibt somit, dass keine Unverwertbarkeit im Zusammenhang mit GPS-Daten ge-
geben ist. 

1.6 Verletzung des Anklageprinzips 

1.6.1 Die Verteidigerin von B. machte eine Verletzung des Anklageprinzips geltend. In 
der Anklageschrift sei eine unverständliche Tabelle zur Umschreibung der von 
den USBV ausgehenden konkreten Gefahr verwendet worden. Auch der Fliess-
text schaffe keine Klarheit. Zudem seien Tabellen, Fussnoten, detaillierte Be-
weisfundstellen in einer Anklageschrift nicht rechtskonform (SK 20.721.145 f.). 

Nach dem Anklagegrundsatz (Art. 9 StPO) muss eine Anklage den vorgeworfe-
nen Sachverhalt so präzise umschreiben, dass die Vorwürfe genügend konkreti-
siert sind. Des Weiteren muss die Anklage der beschuldigten Person, die für die 
Verteidigung notwendigen Informationen Iiefern (Umgrenzungs- und Informa-
tionsfunktion; vgl. BGE 133 IV 235 E. 6.2 sowie BGE 120 IV 348 E. 2c). Die 
beschuldigte Person muss wissen, welche Sachverhaltselemente ihr genau vor-
geworfen werden, damit eine angemessene Verteidigung erfolgen kann  
(NIGGLI/HEIMGARTNER, Basler Kommentar, 3. AufI. 2023, Art. 9 StPO N. 33 ff.). 
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Art. 325 StPO listet abschliessend die Bestandteile der Anklageschrift auf, wes-
halb Beweise und Aktenverweise grundsätzlich nicht in die Anklageschrift gehö-
ren. Das Bundesgericht lässt deren Nennung jedoch zu, weshalb Anklageschrif-
ten, die in Fussnoten Referenzen auf Aktenstücke aufweisen, das Anklageprinzip 
nicht verletzen (Urteil des Bundesgerichts 6B_453/2017 vom 16. März 2018 
E 2.2; LANDSHUT/BOSSHARD, Zürcher Kommentar, 3. Aufl., Art. 325 N. 1 f;  
NIGGLI/HEIMGARTNER, a.a.O., Art. 325 StPO N. 19). Wie das Bundesgericht in 
einem jüngeren Urteil erkannt hat, verletzen Verweisungen auf die Untersu-
chungsakten in der Anklageschrift die Umgrenzungsfunktion des Anklagegrund-
satzes nicht, wenn sich aus den jeweiligen Belegstellen lediglich ergibt, auf wel-
che Beweise aus den Untersuchungsakten sich die Anklagebehörde ihre Vor-
würfe stützt. Relevant ist, dass die Anklageschrift auch ohne Fussnoten aus sich 
heraus verständlich zu sein hat (Urteil des Bundesgerichts 6B_28/2018 vom 
7. August 2018 E. 6.4.2). Anklageschriften, welche in Fussnoten Beweisofferten 
i.S.v. Referenzen auf Aktenstücke aufweisen, verletzen das Anklageprinzip nicht 
(HEIMGARTNER/NIGGLI, a.a.O., Art. 325 StPO N. 19; Urteil des Bundesgerichts 
6B_453/2017 vom 16. März 2018 E. 2.2). Für das Bundesgericht ist entschei-
dend, dass alles, was anklagerelevant ist, im Haupttext einer Anklage enthalten 
sein muss und nicht in den Fussnoten stehen darf. 

Die Anklageschrift umschreibt in Ziffer 1.1.3. die konkrete Gefährdung. Dabei 
wird unter anderem mittels zwei Tabellen aufgelistet, mit welcher konkreten Ge-
fahr in welchem Abstand zu den einzelnen USBV zu rechnen war. In der ersten 
Tabelle, Seite 13 der Anklageschrift, sind die Gefahren für Leib und Leben, und 
in der zweiten Tabelle, Seite 14 der Anklageschrift, die Gefahren für fremdes 
Eigentum aufgelistet. Nebst den zwei erwähnten Tabellen ist im Fliesstext der 
Anklageschrift in Ziffer 1. detailliert umschrieben, wie die USBV beschaffen wa-
ren und weshalb bei geöffneten Behältnissen, Rauchen beim Herstellen der 
USBV oder die Nähe zu einem Elektrogerät, die Gefahr einer ungewollten An-
zündung erhöht war. Weiter werden in der Anklageschrift die örtlichen Gegeben-
heiten umschrieben und mehrfach Fussnoten mit Aktenverweisen aufgeführt. 

Vorliegend ist somit in der Anklage klar umschrieben, weshalb eine konkrete Ge-
fährdung bestand und welche Gefahren sich hätten verwirklichen können. Die 
Beschuldigten konnten sich somit wirksam verteidigen. Dass ein Teil der Infor-
mationen in tabellarischer Form vorliegt, ändert an dieser Einschätzung nichts 
und ist nicht zu beanstanden. Da gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung 
und Lehre Fussnoten mit Referenzen auf Aktenstücke in Anklageschriften tole-
riert werden, ist im Ergebnis eine Verletzung des Anklageprinzips zu verneinen.  

1.6.2 Der Verteidiger von D. machte im Zusammenhang mit der Mittäterschaft eine 
Verletzung des Anklageprinzips geltend. Die Bundesanwaltschaft umschreibe 
die Mittäterschaft lediglich pauschal und abstrakt. Die individuellen Tathandlun-
gen würden gar nicht beschrieben (SK 20.721.196). Der Einwand geht fehl. In 
der Anklageschrift werden auf den Seiten 5 bis 9 die vorgeworfenen Tathandlun-
gen aufgelistet und jedem einzelnen Beschuldigten zugeordnet. Entgegen dem 
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Einwand der Verteidigung ist die Anklageschrift somit nicht pauschal und abs-
trakt, sondern bezüglich der Mittäterschaft individuell und konkret formuliert. 

1.7 Fehlende notwendige Verteidigung und Verletzung Teilnahmerecht 

Die Verteidigerin von B. machte geltend, ihr Mandant sei von seinem ehemaligen, 
amtlichen Verteidiger nicht über Einvernahmetermine informiert worden. Zudem 
seien Besuche durch den ehemaligen Verteidiger in Aussicht gestellt, jedoch 
nicht wahrgenommen worden. An den eigenen Einvernahmen sei der Beschul-
digte B. unter anderem auch von einem ihm unbekannten Rechtsanwalt vertreten 
worden, mit welchem er sich vorgängig nicht habe besprechen können. Die feh-
lende Mitteilung der Einvernahmen respektive die fehlende Wahrung der Interes-
sen von B. würden eine Pflichtverletzung darstellen. Die Folge sei die Unverwert-
barkeit der Aussagen des Beschuldigten B. und der Mitbeschuldigten zu Beginn 
der Untersuchung (SK 20.721.151 ff.). 

Auf Ersuchen von B. entliess die Bundesanwaltschaft mit Verfügung vom 
13. März 2024 Fürsprecher K. rückwirkend per 27. Februar 2024 als amtlichen 
Verteidiger von B. und bestellte neu Rechtsanwältin Dominique Jud als amtliche 
Verteidigerin (BA 16-07-0033 ff.). Der ehemalige, amtliche Verteidiger, Fürspre-
cher K., führte in seiner Stellungnahme vom 17. Januar 2024 zum Verteidiger-
wechselgesuch aus: «Die Ausübung des amtlichen Mandates erfolgt lege artis. 
Insbesondere waren der amtliche Verteidiger oder eine Vertretung bei sämtlichen 
Verfahrensverhandlungen, die Herrn B. direkt betroffen haben, anwesend. So-
weit möglich, war auch jeweils der amtliche Anwalt oder eine Vertretung anwe-
send bei Verfahrensverhandlungen, welche die übrigen Beteiligten an diesem 
Verfahren betrafen. Herr B. wurde auch stets über den Stand des Verfahrens auf 
dem Laufenden gehalten.» (BA 16-03-0011). Fürsprecher K. wurde für seine Tä-
tigkeit als amtlicher Verteidiger vom 2. Juli 2023 bis 27. Februar 2024 mit 
Fr. 16'234.50 entschädigt (BA 16-03-0039 f.). 

Der amtliche Verteidiger verfügt über einen Handlungsspielraum, wie er sein 
Mandat ausübt (BGE 141 I 124 E. 3.1; Urteile 1B_385/2021 vom 25. Okto-
ber 2021 E. 4.2; 6B_730/2014 vom 2. März 2015 E. 3.1; 1B_96/2011 vom 
6. Juni 2011 E. 2.2; 6B_856/2009 vom 9. November 2009 E. 4.2). Zentral ist, 
dass der Beschuldigte insgesamt angemessen verteidigt ist. Das Nichtwahrneh-
men eines Teilnahmerechts, wobei es sich eben gerade nicht um eine Teilnah-
mepflicht handelt, ist Teil dieses Handlungsspielraums und nicht zu beanstan-
den. Gleiches gilt für den Umstand, sich an einer Einvernahme durch einen Kol-
legen vertreten zu lassen. Bei Strafverfahren mit mehreren Beschuldigten inkl. 
Verteidigungen, ist es im Gegenteil dem Verteidiger zu verdanken, dass er im 
Verhinderungsfall bei der Terminfindung entgegenkommt und Einvernahmen, 
aufgrund der Anwesenheit eines Stellvertreters, stattfinden können. Insgesamt 
ist den Ausführungen des ehemaligen, amtlichen Verteidigers zu folgen, dass die 
Ausübung des Mandates lege artis erfolgte. Der Beschuldigte B. war zu jeder 
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Zeit angemessen verteidigt und eine Verletzung des Teilnahmerechts liegt nicht 
vor. 

1.8 Beweisanträge 

Die Verteidigerin von A. und der Verteidiger von D. wiederholten im Rahmen der 
Vorfragen ihre im Vorfeld der Hauptverhandlungen gestellten und abgewiesenen 
Beweisanträge (SK 20.720.004 f.). Sie beantragten, es sei L., Fachbereichsleiter 
Zürcher Entschärfungsdienst, oder M., Stv. Direktor des Forensischen Instituts 
Zürich (FOR), anlässlich der Hauptverhandlung zu befragen. Insbesondere zur 
Klärung, um welche Art von Gerätschaft es sich beim in der Nähe des offenen 
Blitzknallsatzes am Strom angeschlossenen Gerät gehandelt habe und ob das 
Gerät in Betreib gewesen sei. Ausserdem sei der Gutachter zu befragen, inwie-
fern eine ungewollte Anzündung des Blitzknallsatzes durch offene Flamme, 
Feuer oder Hitze möglich gewesen wäre und aus welcher Bausubstanz der  
H.-Shop und das Gebäude seien. Weiter beantragten sie Aufnahmen, Protokolle, 
Fotos, Metadaten, Einsatzberichte im Zusammenhang mit dem Notruf von J. ein-
zuholen sowie Einvernahmen mit ihm sowie dem Geschäftsführer des Lokals N., 
welches sich in der Nähe des H.-Shops befindet, und dem Anwohner des  
H.-Shops durchzuführen. 

Diese Beweisanträge sind abzuweisen. Wie in der Verfügung der Strafkammer 
vom 5. März 2025 festgehalten, war die Gerätschaft gemäss Gutachten am 
Strom angeschlossen. Sodann ist die Art der Gerätschaft für die Beantwortung 
der Frage, ob eine potenzielle Gefährdungslage bestanden habe, unerheblich. 
Zu den Beweiserhebungen im Kontext mit dem Einsatz der Kantonspolizei Aar-
gau vom 1. und 2. Juli 2023 in Z. und der Rolle von J., ist zu wiederholen, dass 
der Ablauf des Einsatzes dokumentiert ist und keine Anhaltspunkte bestehen, 
wonach im Vorverfahren Dokumente oder Daten unterdrückt worden wären (vgl. 
vorne E. 1.3).  

2. Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Ab-
sicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) sowie Herstellen, Verbergen, Weiterschaffen 
von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB) 

2.1 Anklagevorwürfe 

Die Bundesanwaltschaft wirft den fünf Beschuldigten vor, am 23. Juni 2023 
220 pyrotechnische Gegenstände des Typs «Super Cobra 6» von Frankreich in 
die Schweiz in den H.-Shop F. an der G.-Strasse in Z. gebracht und anschlies-
send dort aufbewahrt zu haben. Aus den eingeführten pyrotechnischen Gegen-
ständen hätten die fünf Beschuldigten am 1. und 2. Juli 2023 im H.-Shop drei 
unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtungen (nachfolgend: USBV), 
USBV 1.1 mit 366 Gramm Blitzknallsatz, USBV 1.2 mit 499 Gramm Blitzknallsatz 
und USBV 2 mit 2'600 Gramm Blitzknallsatz, zur Sprengung von Geldautomaten 
hergestellt, wodurch sie die Liegenschaft und die sich darin befindenden sowie 
die sich im näheren Umfeld aufhaltenden Personen in Gefahr gebracht hätten 
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(Anklageziffer 1.1; Herstellen, Verbergen, Weiterschaffen von Sprengstoffen und 
giftigen Gasen sowie Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbre-
cherischer Absicht). 

2.2 Rechtliches 

2.2.1 Art. 224 Abs. 1 StGB 

2.2.1.1 Nach Art. 224 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer vorsätzlich und in verbreche-
rischer Absicht durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Men-
schen oder fremdes Eigentum in Gefahr bringt.  

2.2.1.2 Der objektive Tatbestand erfordert zunächst das Vorhandensein von Sprengstoff 
oder giftigen Gasen. Der Sprengstoffbegriff gemäss Art. 224 bis 226 StGB deckt 
sich im Wesentlichen mit dem Begriff im Bundesgesetz über explosionsgefährli-
che Stoffe vom 25. März 1977 (Sprengstoffgesetz [SprstG; SR 941.41]; Urteile 
des Bundesgerichts 6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019 E. 4.2.5; 6B_299/2012 
vom 20. September 2012 E. 2.2).  

Als Sprengstoffe gelten gemäss Art. 5 Abs. 1 SprstG «einheitliche chemische 
Verbindungen oder Gemische solcher Verbindungen, die durch Zündung, me-
chanische Einwirkung oder auf andere Weise zur Explosion gebracht werden 
können und die wegen ihrer zerstörenden Kraft, sei es in freier oder verdämmter 
Ladung, schon in verhältnismässig geringer Menge gefährlich sind». Darunter 
fallen Stoffe gemäss Art. 2 der Verordnung über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 27. November 2000 (Sprengstoffverordnung, SprstV; SR 941.411). Die De-
finition in Art. 5 Abs. 1 SprstG gilt auch für die Art. 224 – 226 StGB, wobei das 
Merkmal der zerstörerischen Kraft entscheidend ist (BGE 104 IV 232 E. Ia; 103 
IV 241 E. I.1; statt vieler: Urteile des Bundesstrafgerichts SK.2019.35 vom 
6. September 2019 E. 2.2.2; SK.2015.28 vom 7. April 2016 E. 4.1; TRECH-
SEL/CONINX, Schweizerisches Strafgesetzbuch, Praxiskommentar, 5. Aufl. 2025, 
Art. 224 StGB N. 2; ROELLI, Basler Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 224 StGB N. 4).  

Feuerwerkskörper und andere gebrauchsfertige Erzeugnisse mit einem Explosiv- 
oder Zündsatz, die nicht zum Sprengen bestimmt sind, gelten als pyrotechnische 
Gegenstände (Art. 7 SprstG). Sie fallen nicht unter den Sprengstoffbegriff von 
Art. 5 SprstG. Pyrotechnische Gegenstände sind daher grundsätzlich nicht als 
Sprengstoff im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB zu qualifizieren. Ausgenommen 
sind Erzeugnisse, die besonders grosse Zerstörungen bewirken oder zum Zwe-
cke der Zerstörung verwendet werden (Urteile des Bundesgerichts 6B_79/2019 
vom 5. August 2019 E. 1.5.1; 6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019 E. 4.2.5; 
6B_299/2012 vom 20. September 2012 E. 2.2; BGE 104 IV 232 E. 1a; Urteile 
des Bundesstrafgerichts SK.2021.28 vom 17. Dezember 2021 E. 3.2.1; 
SK.2019.35 vom 6. September 2019 E. 2.2.2).  
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2.2.1.3 Art. 224 StGB ist ein konkretes Gefährdungsdelikt und setzt objektiv voraus, dass 
der Täter durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen 
oder fremdes Eigentum konkret in Gefahr bringt (Urteile des Bundesgerichts 
6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.2.2; 6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019 
E. 4.2.5; BGE 115 IV 111 E. 3b S. 113; 103 IV 241 E. I.1). Die konkrete Gefähr-
dung ist gegeben, wenn eine Verletzung nicht nur möglich, sondern nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge wahrscheinlich ist (Urteil des Bundesgerichts 
6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.1.2; BGE 103 IV 241 E. I.1). Massgebend 
sind die tatsächlichen Umstände des konkreten Falles. Die Gefahr muss nicht 
einer Mehrzahl von Personen oder Sachen von grosser Substanz gelten; es ge-
nügt die gezielte Gefährdung eines Menschen oder einer fremden Sache, aber 
gemäss der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ausschliesslich unter der Vo-
raussetzung, dass sie nicht im Voraus individuell bestimmt, sondern vom Zufall 
ausgewählt ist. Die besondere Verwerflichkeit des gemeingefährlichen Delikts 
wird erst dadurch begründet, dass die Opfer unbeteiligte Drittpersonen sind, die 
nicht individuell ausgewählt wurden und für den Täter als Repräsentanten der 
Allgemeinheit erscheinen. Um die Allgemeinheit zu repräsentieren, müssen die 
Rechtsgüter vom Zufall ausgewählt sein, selbst wenn im Augenblick des Angriffs 
bereits feststeht, wen es treffen kann (BGE 148 IV 242 E. 2 f. [sog. Repräsenta-
tionstheorie]). Wie die Gefährdung zu erfolgen hat, umschreibt das Gesetz nicht. 
Für die Erfüllung des Tatbestandes genügt jeder wie auch immer geartete Um-
gang mit Sprengstoff oder giftigen Gasen, sofern nur der Gefährdungserfolg ein 
tritt (Urteile des Bundesgerichts 6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.1.2; 
6B_1248/2017 vom 21. Februar 2019 E. 4.2.5 mit Hinweisen). Allerdings ist an-
gesichts der hohen Strafdrohung und des Umstands, dass der Tatbestand schon 
im Falle der Gefährdung einer einzigen, individuell bestimmten Person erfüllt sein 
kann, eine eher grosse Wahrscheinlichkeit der Verletzung von Leib, Leben sowie 
Eigentum und damit eine eher nahe Gefahr erforderlich (Urteile des Bundesge-
richts 6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.1.2; 6B_1248/2017 vom 21. Feb-
ruar 2019 E. 4.4.2 mit Hinweisen; Urteil des Bundesstrafgerichts SK.2023.36 
vom 16. November 2023 E. 4.1.1.3). 

Der privilegierte Tatbestand gemäss Art. 224 Abs. 2 StGB kommt nur dann zur 
Anwendung, wenn Eigentum in unbedeutendem Umfang gefährdet wurde, ist je-
doch bei einer Gefährdung von Leib und Leben ausgeschlossen. Das Ausmass 
der konkreten Gefährdung fremden Eigentums ergibt sich aus den gesamten Tat-
umständen (BGE 103 IV 241 E. I.1). Ist es zu einem Sachschaden gekommen, 
muss dieser geringfügig sein (BGE 115 IV 111 E. 3b; ROELLI, a.a.O., Art. 224 
StGB N. 10).  

2.2.1.4 In subjektiver Hinsicht erfordert Art. 224 Abs. 1 StGB zunächst Gefährdungsvor-
satz. Dieser liegt vor, sobald der Täter die Gefahr kennt und trotzdem handelt. 
Nicht erforderlich ist, dass der Täter die Verwirklichung der Gefahr, sei es auch 
nur eventuell, gewollt hat. Sodann ist eine verbrecherische Absicht verlangt. 
Diese besteht darin, dass der Täter den Sprengstoff einsetzt, um vorsätzlich ein 
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darüberhinausgehendes Verbrechen oder Vergehen zu verüben (Urteile des 
Bundesgerichts 6B_79/2019 vom 5. August 2019 E. 1.2.3; 6B_1248/2017 vom 
21. Februar 2019 E. 4.2.5; Urteil des Bundesstrafgerichts SK.2023.36 vom 
16. November 2023 E. 4.1.1.4) 

2.2.2 Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB 

2.2.2.1 Nach Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB macht sich strafbar, wer Sprengstoffe oder 
giftige Gase herstellt, die, wie er weiss oder annehmen muss, zu verbrecheri-
schem Gebrauch bestimmt sind (Abs. 1) und wer Sprengstoffe, giftige Gase oder 
Stoffe, die zu deren Herstellung geeignet sind, sich verschafft, einem andern 
übergibt, von einem andern übernimmt, aufbewahrt, verbirgt oder weiterschafft, 
wenn er weiss oder annehmen muss, dass sie zu verbrecherischem Gebrauche 
bestimmt sind (Abs. 2). 

Der objektive Tatbestand Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB erfordert zunächst das Vor-
handensein von Sprengstoff oder giftigen Gasen im Sinne von Art. 224 Abs. 1 
StGB, wobei es bereits ausreicht, wenn es sich um Stoffe handelt, die zu deren 
Herstellung geeignet sind. 

Art. 226 StGB trägt der Bedeutung und Gefährlichkeit von Sprengstoffdelikten 
Rechnung, indem er bestimmte Vorbereitungs- und Beihilfehandlungen zu 
Art. 224 StGB, nämlich Herstellen, das Verschaffen, Übergeben, Übernehmen, 
Aufbewahren, Verbergen oder Weiterschaffen, selbständig mit Strafe bedroht 
und damit den Schutz gegen die Gefährdung mit Sprengstoff und giftigen Gasen 
weiter ausdehnt. Im Gegensatz zu den konkreten Gefährdungsdelikten gemäss 
Art. 224 und 225 StGB handelt es sich bei Art. 226 StGB um ein abstraktes Ge-
fährdungsdelikt, weshalb der Nachweis einer konkret herbeigeführten Tat nicht 
erforderlich ist (ROELLI, a.a.O., Art. 226 StGB N. 2 und 5 m.w.H.).  

2.2.2.2 In subjektiver Hinsicht ist erforderlich, dass der Täter weiss oder annehmen 
muss, dass der Sprengstoff oder das giftige Gas zu verbrecherischem Gebrauch 
bestimmt ist, weshalb Art. 226 StGB nur Vorbereitungs- und Beihilfehandlungen 
zu Art. 224 StGB erfasst. Nicht erforderlich ist, dass der Täter eine genaue Vor-
stellung davon hat (BGE 103 IV 244), ebenso wenig, dass er den Sprengstoff 
oder das giftige Gas selbst zu verbrecherischem Gebrauch verwenden will (Urteil 
des Bundesgerichts 6B_719/2011 vom 12. November 2012 E. 5.2.1). Eventual-
dolus genügt, blosse Fahrlässigkeit hingegen nicht (ROELLI, a.a.O., Art. 226 StGB 
N. 7 m.w.H.). Insofern ist der subjektive Tatbestand dann erfüllt, wenn der Täter 
weiss oder in Kauf nimmt, dass der Sprengstoff zu verbrecherischem Gebrauch 
bestimmt ist, d.h. – von wem auch immer – zur Verübung eines Verbrechens 
verwendet werden soll (Urteil des Bundesgerichts 6B_719/2011 vom 12. Novem-
ber 2012 E. 5.2.1; STRATENWERTH/BOMMER, Strafrecht BT II, Straftaten gegen 
Gemeininteressen, 7. Aufl. 2013, § 29 N. 32). 

Der Terminus «zum verbrecherischen Gebrauch» ist, analog der verbrecheri-
schen Absicht bei Art. 224 StGB, untechnisch zu verstehen: die geplante Tat 
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muss aber von einer gewissen Schwere sein (TRECHSEL/CONINX, a.a.O., Art. 226 
StGB, N. 4; ROELLI, a.a.O., Art. 224 StGB N. 7; STRATENWERTH/BOMMER, a.a.O.). 

2.2.3 Mittäterschaft 

Mittäter ist, wer bei der Entschliessung, Planung oder Ausführung eines Delikts 
vorsätzlich und in massgebender Weise mit anderen Tätern zusammenwirkt, so 
dass er als Hauptbeteiligter dasteht. Mittäterschaft kann durch tatsächliches Mit-
wirken bei der Ausführung begründet werden. Tatbestandsmässige Ausfüh-
rungshandlungen sind indes keine notwendige Voraussetzung. Nicht erforderlich 
ist ferner, dass der Mittäter bei der Fassung des gemeinsamen Tatentschlusses 
mitwirkt. Es reicht, dass er sich später den Vorsatz seiner Mittäter zu eigen 
macht, wobei konkludentes Handeln genügt (BGE 135 IV 152 E. 2.3.1; Urteil des 
Bundesgerichts 6B_127/2021 vom 27. September 2021 E. 4.1). Bei der Mittäter-
schaft hat jeder Mittäter innerhalb der durch den Tatplan gesteckten Grenzen für 
die Tat als Ganzes einzustehen und muss sich die Taten seiner Mittäter grund-
sätzlich zurechnen lassen (Urteile des Bundesgerichts 6B_81/2013 vom 5. Sep-
tember 2013 E. 2.5; 6B_55712012 vom 7. Mai 2013 E. 2.7). 

2.3 Beweismittel 

2.3.1 Aussagen der Beschuldigten 

2.3.2 Aussagen von D. 

2.3.2.1 Aussagen an der Hauptverhandlung 

Anlässlich der Hauptverhandlung stritt der Beschuldigte D. ab, die Böller in die 
Schweiz eingeführt und im H.-Shop aufbewahrt zu haben. Er habe erst am Abend 
der Verhaftung bemerkt, dass sich die Böller im H.-Shop befinden würden.  

Die Herstellung der USBV anerkannte er. Er habe auf Anweisung von C. die 
Schachteln mit den Böllern an A. übergeben. Er habe A. beim Herstellen gehol-
fen, etwas abzuschneiden. Anschliessend habe A. eine Waage verlangt und er 
habe diese suchen gehen müssen. Er habe allerdings nicht gewusst, wie gefähr-
lich das Ganze sei. Es sei seine Absicht gewesen, Geld aus Bankomaten zu 
stehlen. Es sei aber nie die Rede gewesen, dies mittels einer Explosion zu errei-
chen. Er habe sich gedacht, dass man den Diebstahl mittels eines hydraulischen 
Pressmechanismus begehen würde. Als er die Böller gesehen habe, habe er ge-
dacht, es sei ein Witz, weil man das Geld beim Herausholen gleich verbrennen 
würde. Seine Rolle sei gewesen, mit dem Auto zu helfen und die Unterkunft für 
einige Tage zu gewährleisten. In der Gruppe habe es keinen Chef gegeben. Sie 
seien einfach alle dort gewesen. Zur Rolle der Mitbeschuldigten sagte er, dass 
C. ihm mitgeteilt habe, dass er 20 % der Beute erhalte. C. hätte seinerseits auch 
einen Teil der Beute bekommen. B. habe seines Wissens nichts mit dem Ganzen 
zu tun gehabt. Er (B.) sei einfach zusammen mit C. gekommen. Zur Rolle von E. 
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befragt, sagte er aus, dass dieser ebenfalls nichts mit dem Ganzen zu habe (SK 
20.730.019 ff., -031). 

2.3.2.2 Aussagen im Vorverfahren 

D. wurde im Vorverfahren insgesamt sieben Mal einvernommen (BA 13-01-0001 
ff.). Von der ersten Einvernahme bis zur Schlusseinvernahme stritt er ab, von 
geplanten Bankomatensprengungen gewusst zu haben.  

In der Schlusseinvernahme führte D. erstmals aus, dass er gewusst habe, dass 
in der Schweiz ein Diebstahl ausgeführt werden sollte. Seine Hilfe hätte darin 
bestehen sollen, sein Lokal und sein Auto zur Verfügung zu stellen. Sie hätten 
diverse Ortschaften ausgekundschaftet, wo man Bankomaten hätte aufbrechen 
wollen. Ihm sei 20 % vom Erlös versprochen worden. Er habe keinesfalls ge-
wusst, dass es sich um Sprengstoff handle (BA 13-01-0146 ff.). 

2.3.3 Aussagen von A.  

2.3.3.1 Aussagen an der Hauptverhandlung 

An der Hauptverhandlung anerkannte A., die USBVs hergestellt zu haben. Er 
habe den Auftrag erhalten, drei USBV herzustellen, die zur Bankomatenspren-
gung hätten verwendet werden sollen. Er sei sich allerdings sicher gewesen, 
dass es beim Herstellen der USBV durch ihn zu keinem Fehler kommen würde, 
der eine Explosion hätte hervorrufen können.  

Als er im H.-Shop F. angekommen sei, sei alles bereits vor Ort gewesen. Er sei 
dorthin geschickt worden, von einer Person, die heute nicht vor Gericht stehe. 
Als die «Super Cobra 6» Böller zuvor in die Schweiz geschafft worden seien, 
habe er noch nichts von der Sache gewusst. Erst am 28. oder 29. Juni 2023 habe 
er einen Anruf erhalten, weshalb er mit der Einfuhr nichts zu tun habe.  

Zu den Mitbeschuldigten könne er nicht viel sagen. In Frankreich, in der Nähe 
der Schweizer Grenze, hätten ihn D., B. und C. abgeholt. C. habe er zuvor bereits 
einmal in Amsterdam gesehen. D. habe ihm die Sachen zur Herstellung der 
USBV im H.-Shop übergeben und während er die USBV hergestellt habe, habe 
der Beschuldigte D. ihm geholfen, etwas zu schneiden. Während der Herstellung 
hätten B. und C. den H.-Shop verlassen, weil B. habe weggehen wollen, da ein 
Freund von ihm im Zusammenhang mit Sprengstoff gestorben sei. Nach der Fer-
tigstellung der USBV hätten B. und C. ihn wieder nach Frankreich bringen sollen 
(SK 20.730.016 ff.). 

2.3.3.2 Aussagen im Vorverfahren 

A. wurde im Vorverfahren insgesamt vier Mal einvernommen (BA 13-02-0001 ff.). 
Von Anfang an sagte er aus, in die Schweiz gekommen zu sein, um die USBV 
herzustellen. Mit der Einfuhr habe er jedoch nichts zu tun. Zu diesem Zeitpunkt 
habe er noch nicht einmal von der vorliegenden Angelegenheit gewusst. Der 
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Sprengstoff sei bereits im H.-Shop gewesen, als er dort angekommen sei (BA 
13-02-0004 ff.; -0017; -0042; -0074 f.; -0083 ff.). 

Zu den anderen Beschuldigten führte er aus, dass alle mit ihm Verhafteten ge-
wusst hätten, um was es gehe. Die anderen hätten ihm beim Herstellen der 
Sprengkörper geholfen, z. B. etwas halten oder schneiden. C. habe ihm geschrie-
ben, dass er in Bordeaux abgeholt werde. In Saint-Louis/Frankreich habe er die 
drei getroffen, die mit ihm verhaftet worden seien. Sie hätten ihm ihre Einkäufe 
gezeigt: Klebeband, Ammoniak, Latexhandschuhe, Kabel. Gemeinsam seien sie 
zum H.-Shop gefahren (BA 13-02-0008 ff.; -0020 ff.; -0050). 

Zum Beschuldigten E. könne er nichts sagen. Er habe ihn in seinem ganzen Le-
ben noch nicht gesehen (BA 13-02-0085). 

Zum Rauchen im H.-Shop führte er aus, dass er im hinteren Raum nicht habe 
rauchen wollen und auch nicht, dass jemand anderes dort rauche, weil es ge-
fährlich gewesen wäre (BA 13-02-0031). 

2.3.4 Aussagen von B.  

2.3.4.1 Aussagen an der Hauptverhandlung 

Der Beschuldigte B. machte an der Hauptverhandlung keine Aussagen zur Sa-
che (SK 20.730.027 f.). 

2.3.4.2 Aussagen im Vorverfahren 

Der Beschuldigte B. bestritt die Sprengstoffvorwürfe. Er sei zum Ferien machen 
in die Schweiz gekommen und um mit einem Freund, C., ein Auto zu kaufen (BA 
13-03-0008; -0034; -0040). Seine Fingerabdrücke auf den «Super Cobra 6» Böl-
ler erklärte er mit eventuellen Aufräumarbeiten (BA 13-03-0040). 

Von den Mitbeschuldigten kenne er lediglich C. von Amsterdam her (BA 13-03-
0006). 

Zum Rauchen im H.-Shop befragt, sagte er aus, dass er im Eingangsbereich des 
H.-Shops Joints geraucht habe. Der Vorhang sei zu gewesen. An mehr könne er 
sich nicht erinnern (BA 13-03-0022). 

2.3.5 Aussagen von C.  

2.3.5.1 Aussagen an der Hauptverhandlung 

C. stritt an der Hauptverhandlung ab, die Böller in die Schweiz eingeführt und im 
H.-Shop aufbewahrt zu haben. Mit A. habe er nur Kontakt gehabt, um ihn mit D. 
zusammenzubringen, da D. eine Geldautomatensprengung habe machen wol-
len. Wenn A. mit seiner Arbeit fertig gewesen wäre, hätte er (C.) von D. dafür die 
Papiere fürs Auto erhalten, welches er von D. habe kaufen wollen. Er anerkenne 
auch nicht die Herstellung der USBV. Er (C.) und B. seien während der Herstel-
lung nach draussen gegangen und hätten einen Joint rauchen wollen. Er habe 
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keine Bankomatensprengung machen wollen. Er wolle aber zugeben, dass er D. 
beim Auskundschaften von Bankautomaten geholfen habe (SK 20.730.024 f.,  
-032). 

2.3.5.2 Aussagen im Vorverfahren 

C. wurde im Vorverfahren insgesamt fünf Mal einvernommen (BA 13-04-0001 
ff.). Sinngemäss sagte er aus, dass er für einen Kauf eines Autos von D. in die 
Schweiz gekommen sei. Der Autokauf habe länger gedauert, weil ihm D. die Au-
topapiere nicht gegeben habe. Nicht er, sondern D. habe einen Bankautomaten 
ausrauben wollen. Die Arbeit von A. sei das Herstellen der USBV gewesen. D. 
habe A. beim Herstellen geholfen (BA 13-04-0026 ff.; -0034; -0060). 

2.3.6 Aussagen von E. 

2.3.6.1 Aussagen an der Hauptverhandlung 

Betreffend die Vorwürfe des Einführens, Lagerns und Herstellens von Spreng-
stoff machte der Beschuldigte an der Hauptverhandlung keine Aussagen zur Sa-
che (SK 20.730.028). 

2.3.6.2 Aussagen im Vorverfahren 

Der Beschuldigte E. wurde im Vorverfahren fünf Mal einvernommen (BA 13-04-
0001 ff.). Sinngemäss sagte er aus, im März 2023 C. getroffen und bei ihm in 
Amsterdam gewohnt zu haben. C. habe ihn gefragt, ob er jemanden kenne, der 
ihm helfe ein Auto zu kaufen. Anschliessend sei er in die Schweiz gekommen 
und habe C. und D. miteinander bekannt gemacht. Er selbst sei mit dem Auto 
mitgefahren, in welchem die Feuerwerkskörper von Frankreich in die Schweiz 
transportiert worden seien. Bei der Herstellung des Sprengstoffs sei er nicht da-
bei gewesen und wisse nichts davon. Er wisse nicht, wofür das Feuerwerk benö-
tig worden wäre (BA 13-05-0004; -0035 ff.; -0066). 

2.3.7 Polizeiberichte und Sicherstellungen 

2.3.7.1 Im Sachverhaltsbericht vom 2. Juli 2023 schildert die Kantonspolizei Aargau die 
angetroffene Situation am 2. Juli 2023 im H.-Shop F. in Z. Eine Polizeipatrouille 
der Kantonspolizei Aargau führte am 2. Juli 2023, um ca. 00:10 Uhr, im H.-Shop 
F. eine Objektkontrolle durch und die vier Beschuldigten D., C., B. und A. konnten 
angetroffen werden. Die Kantonspolizei stiess auf mutmasslichen Sprengstoff, 
worauf das Forensische Institut Zürich (nachfolgend: FOR) aufgeboten wurde. 
Die Kantonspolizei Aargau schlussfolgerte im Bericht, dass aufgrund der ange-
troffenen Situation die vorgefundenen USBV im H.-Shop F. hergestellt und die 
durch die Polizei Festgenommenen während des Herstellungsprozesses gestört 
worden sind (BA 10-01-0002 ff.; -0005; -0008). 
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2.3.7.2 Das FOR stellte im H.-Shop unter anderem drei USBV, einen Beutel mit Blitz-
knallsatz, Regenjacken der Marke «HEMA», eine Regenhose der Marke 
«HEMA», zwei Sturmhauben, 78 Knaller vom Typ «Super Cobra 6», 5 Liter Am-
moniak, elektrische Zünder, Klebeband, Schraubenzieher, einen Sechskant-
schlüssel, einen Hammer und zwei Abfallsäcke mit einer grossen Anzahl an lee-
ren «Super Cobra 6» Röhren sicher (BA 08-01-0074 ff.; 10-01-0008; 11-01-0001 
ff.).  

2.3.7.3 Anlässlich der Hausdurchsuchung am Wohnort des Beschuldigten D. in Y.,  
O.-Strasse, vom 2. Juli 2023, konnten durch die Bundekriminalpolizei (nachfol-
gend: BKP) «HEMA»-Regenanzüge und Sturmhauben sichergestellt werden (BA 
08-01-0023; 12-01-0014 f.). Gemäss Bericht der BKP vom 2. Juli 2024 sind bei 
mehreren ATM-Sprengungen in der Schweiz und im Ausland typengleiche 
«HEMA»-Regenanzüge getragen worden (BA 10-02-0585 ff.; -0603).  

Weiter konnte in der Wohnung von D. eine Skizze sichergestellt werden, worauf 
sich Fingerabdrücke von E. befanden. Auf der Skizze befinden sich die Namen 
der Ortschaften Y., ZZ., YY. und XX. sowie Linien und Kreise. Die BKP interpre-
tiert die Skizze als Karte, worauf die beiden Hauptwege vom Wohnort von D. in 
Y. zu seinem Arbeitsort in Z. und Bankomaten sowie Fluchtwege aufgezeichnet 
sind (BA 10-02-0221 f.). 

2.3.7.4 Gemäss Abklärungen durch die BKP bei der deutschen Polizei sassen C. und E. 
in den Jahren 2021 und 2022 gleichzeitig in der Justizvollzugsan-
stalt (JVA) X./Deutschland im Gefängnis. Auf dem Mobiltelefon von E. konnten 
zudem Fotos sichergestellt werden, worauf die beiden zusammen in der Freizeit 
abgebildet sind (BA 10-02-0551 ff.). 

2.3.7.5 Die BKP hält in ihrem Bericht vom 18. Dezember 2023 über die Auswertung des 
Mobiltelefons Apple iPhone XS des Beschuldigten D. (Asservat Nr. 28298) fest, 
dass im Mobiltelefon eine Videoaufnahme vom 1. Juli 2023, um 23:55 Uhr, ge-
funden werden konnte, die A. bei der Herstellung einer USBV zeigt, und auf wel-
cher ebenfalls die Anwesenheit von C. während der Herstellung ersichtlich ist 
(BA 10-02-0057 ff; -0084 f.). 

Gemäss dem Bericht vom 18. Dezember 2023 ist aus der automatischen Fahr-
zeugfahndung und Verkehrsüberwachung des Bundesamts für Zoll und Grenz-
sicherheit ersichtlich, dass der Personenwagen von D., Kontrollschild 1, am 
22. Juni 2023 um 21:21 Uhr in Bardonnex GE die Schweiz verlässt und am 
23. Juni 2023 um 03:55 Uhr in Bardonnex GE wieder einreist (BA 10-02-0057 ff.; 
-0063). 

2.3.7.6 Gemäss Auswertungsbericht vom 18. Dezember 2023 zum Mobiltelefon Apple 
iPhone X (Asservat Nr. 28301) befinden sich mehrere Fotos von Geldautomaten, 
die sich alle zwischen dem Wohn- und Arbeitsort von D. (Y., ZZ., YY., WW., Z.) 
befinden auf diesem Mobiltelefon. Mittels dieses Mobiltelefons wurde am 
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23. Juni 2023 zudem nachgefragt, ob die «Cobra» da seien. Die BKP geht im 
Bericht davon aus, dass das Mobiltelefon mit grosser Wahrscheinlichkeit von C. 
benutzt wurde, da die Nummer seiner Mutter darauf gespeichert ist, sich Selfies 
von ihm darauf befinden und von diesem Telefon mehrere Sprachnachrichten 
gesandt wurden, worauf gemäss Polizei die Stimme von ihm zu erkennen ist (BA 
10-02-0182 ff.; -0193; -0196). 

Die «Search History» im Mobiltelefon Apple iPhone X (Asservat Nr. 28301) bein-
haltet für den Zeitraum zwischen dem 24. Juni 2023 und dem 1. Juli 2023 Such-
begriffe wie «Geldautomaten Sprengungen Schweiz» oder «Baumarkt VV.» (BA 
10-02-0222 f.) 

Auf dem Mobiltelefon Apple iPhone X (Asservat Nr. 28301) finden sich ausser-
dem Sprachnachrichten vom 30. Juni 2023, ab 15:31 Uhr, gemäss Polizei mit der 
Stimme von C., der per Sprachnachrichten mitteilt, dass sie das Ziel hätten, einen 
Geldautomaten in der Schweiz zu sprengen (BA 10-02-0207 f.).  

2.3.7.7 Dem Bericht der BKP vom 28. Februar 2024 über die Auswertung der Mobiltele-
fone Apple iPhone 12 Pro Max (Asservat Nr. 51119) und Apple iPhone 14 (As-
servat Nr. 51118) ist zu entnehmen, dass in den Mobiltelefonen, die in der Woh-
nung von E. in Amsterdam sichergestellt worden sind, zwei Chats vom 
3. Juli 2023 sichergestellt werden konnten, worin jeweils mitgeteilt wurde, dass 
vier Personen erwischt wurden und er mit zwei weiteren Personen davongekom-
men sei (BA 10-02-0532 ff.; -0539). 

2.3.8 Gutachten des FOR 

2.3.8.1 Zu den USBV, insbesondere deren Handhabungssicherheit, Funktionsfähigkeit 
und Wirkung, sowie zu vorhandenen Spuren am Tatort, erstellte das FOR, Gut-
achter L., aufgrund eines Fragenkatalogs der Bundesanwaltschaft ein Gutach-
ten, erstattet am 10. November 2023 (BA 11-01-0090 ff.). 

2.3.8.2 Betreffend Fingerabdrücke hält das Gutachten fest, dass daktyloskopische Spu-
ren der Beschuldigen D., B. und E. an den Plastikverpackungen der «Super 
Cobra 6» Knaller sichtbar gemacht werden konnten: Von D. an drei, von B. an 
einer und von E. (wobei dieser im Gutachten mit seiner falschen Identität E1. 
aufgeführt ist) an 14 Plastikverpackungen (BA 11-01-0104 ff.). 

2.3.8.3 Die drei USBV verfügen gemäss Gutachten über dieselbe Wirkladung in Form 
von Blitzknallsatz: Die USBV 1.1 über eine Wirkladung von ca. 360 Gramm, die 
USBV 1.2 über eine von ca. 500 Gramm und die USBV 2 über eine von 
ca. 2'675 Gramm, die jeweils aus einem pyrotechnischen Gemisch auf der Basis 
von Perchlorat und Aluminium bestehen, das gemeinhin als Blitzknallsatz be-
zeichnet wird. Der Gutachter kommt zum Schluss, dass die in den vorliegenden 
Behältnissen verpackten Wirkladungen der USBV 1.1, USBV 1.2 und USBV 2 
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hinsichtlich ihrer Wirkung aus explosivtechnischer Sicht als Sprengstoff zu be-
trachten sind (BA 11-01-0112).  

Bei einer Detonation ist die USBV 1.1 bis zu einer Distanz von ca. 1 m für Men-
schen tödlich. Bis zu einem Abstand von ca. 3 m ist grundsätzlich mit physiologi-
schen Schäden durch die Luftstosswirkung zu rechnen. In einem Abstand von 
ca. 10 m sind der Einsturz leichter, schlecht verbundener Holzkonstruktionen so-
wie Schäden an Fenstern, Türen, Dächern und leichten Zwischenwänden zu er-
warten. Bis zu einer Distanz von ca. 120 m besteht ausserdem die grundsätzliche 
Gefahr von Gehörschäden (BA 11-01-0114). 

Die USBV 1.2 ist bei einer Explosion bis zu einer Distanz von ca. 1.5 m für Men-
schen tödlich. Bis zu einem Abstand von ca. 4 m ist grundsätzlich mit physiologi-
schen Schäden durch die Luftstosswirkung zu rechnen. In einem Abstand von 
ca. 10 m sind der Einsturz leichter, schlecht verbundener Holzkonstruktionen so-
wie Schäden an Fenstern, Türen, Dächern und leichten Zwischenwänden zu er-
warten. Bis zu einer Distanz von ca. 160 m besteht ausserdem die grundsätzliche 
Gefahr von Gehörschäden (BA 11-01-0114). 

Die USBV 2 ist bei einer Detonation bis zu einer Distanz von ca. 2.5 m für Men-
schen tödlich. Bis zu einem Abstand von ca. 7 m ist grundsätzlich mit physiologi-
schen Schäden durch die Luftstosswirkung zu rechnen. In einem Abstand von 
ca. 10 m sind der Einsturz leichter, schlecht verbundener Holzkonstruktionen so-
wie Schäden an Fenstern, Türen, Dächern und leichten Zwischenwänden zu er-
warten. Bis zu einer Distanz von ca. 280 m besteht ausserdem die grundsätzliche 
Gefahr von Gehörschäden (BA 11-01-0114 f.). 

2.3.8.4 Ein wesentlicher Teil des Blitzknallsatzes befand sich zum Zeitpunkt des Polizei-
einsatzes in verdämmter Form im Innern eines Beutels. Gemäss Gutachter ist 
aus explosivtechnischer Sicht dieser Blitzknallsatz als Sprengstoff zu betrachten. 
Aufgrund der Tatsache, dass nicht erhoben wurde, welche Menge sich exakt im 
Beutel bzw. am Boden befand, ist eine abschliessende Beurteilung der Gefähr-
lichkeit nicht möglich (BA 11-01-0116). 

2.3.8.5 Im H.-Shop konnten nebst den drei USBV und dem Blitzknallsatz in einem Beutel 
zudem 78 Stück des Typs «Super Cobra 6» Blitzknallkörper sichergestellt wer-
den. Jeder einzelne Blitzknallkörper verfügt gemäss Gutachten über eine Netto-
explosivstoffmasse von ca. 28 Gramm Blitzknallsatz (BA 11-01-0117). 

2.3.8.6 Zu den Zündmechanismen der USBV führt das Gutachten Folgendes aus: Die 
USBV 1.1 verfügt über ein pyrotechnisches Zündsystem. Das bedeutet, dass die 
USBV 1.1 mittels offener Flamme angezündet werden kann.  

Die USBV 1.2 und USBV 2 hingegen verfügen über elektrische Zündsysteme. 
Das heisst, dass die beiden USBV 1.2 und USBV 2 mittels einer entsprechend 
leistungsfähigen Batterie sofort gezündet werden können, indem die Batterie mit 
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den abisolierten Kupferkardeelen am Ende der Trennnaht-Litzen verbunden wird 
(BA 11-01-0113). 

2.3.8.7 Zur Detonationswahrscheinlichkeit führt das Gutachten aus, dass es sich bei 
USBV um grundsätzlich nicht handhabungssichere Gegenstände handelt. Pyro-
technische Sätze sowie in diesem Zusammenhang verwendete pyrotechnische 
Anzünd-Systeme sind sehr empfindlich auf offene Flammen, Feuer und Hitze. 
Bei dem vorgefundenen Blitzknallsatz war die Gefahr einer ungewollten Anzün-
dung aufgrund des geöffneten Behältnisses erhöht. Zusätzlich ist anzumerken, 
dass sich in unmittelbarer Nähe des offenen Blitzknallsatzes am Strom ange-
schlossene elektrische Gerätschaften des H.-Shops befanden. Bei einer Gerä-
tefehlfunktion könnte dies zu einer ungewollten Anzündung des Blitzknallsatzes 
führen (BA 11-01-0115 ff.). 

2.3.8.8 Gemäss Gutachten konnten ca. 146 blaue Kunststoffstopfen im H.-Shop sicher-
gestellt werden. Dies deutet laut Einschätzung des FOR darauf hin, dass 
146 Blitzknallkörper des Typs «Super Cobra 6» zwecks Entnahme des darin vor-
handenen Blitzknallsatzes geöffnet worden sind (BA 11-01-0118). 

2.3.8.9 Der Gutachter weist im Rahmen sachdienlicher Bemerkungen zu den USBV da-
rauf hin, dass die Beschaffenheit und Konstruktion der drei sichergestellten 
USBV Parallelen zu denjenigen Sprengvorrichtungen aufweist, welche in den 
vergangenen Jahren, für die Sprengung von Geldausgabeautomaten verwendet 
worden sind. Bei Geldautomatensprengungen mit Blitzknallsatz werden in der 
Regel eine bis zu vier Sprengladungen verwendet, wobei eine erste kleinere La-
dung mittels doppelseitigen Klebebands am Bildschirm des Geldautomaten plat-
ziert und zur Explosion gebracht wird. Die weiteren Sprengladungen dienen der 
Täterschaft dann dazu, den Weg zum Tresor freizusprengen und diesen letztlich 
mit einer grösseren Sprengladung zu öffnen (BA 11-01-0116). 

2.4 Beweiswürdigung 

2.4.1 In objektiver Hinsicht 

2.4.1.1 A. sagte von der ersten Einvernahme an konstant aus, einzig in die Schweiz ge-
kommen zu sein, um die USBV herzustellen (E. 2.3.3.1 f.). Kurze Zeit nach An-
kunft im H.-Shop sei die Polizei gekommen und habe sie verhaftet. Das Geständ-
nis des Beschuldigten A. ist glaubhaft und deckt sich mit der Aktenlage. Beim 
Zugriff durch die Polizei in der Nacht vom 1. auf den 2. Juli 2023 konnten unter 
anderem die drei USBV, wobei die grösste USBV noch nicht zugeklebt war, di-
verses Material zur Herstellung von USBV sowie «Super Cobra 6» Knaller, elekt-
rische Zünder, Klebeband und weitere Utensilien wie Regenjacken, Regenhose, 
Sturmhauben, Sechskantschlüssel und Hammer sichergestellt werden. Zudem 
existiert eine Videoaufnahme vom 1. Juli 2023, um 23:55 Uhr, die den Beschul-
digten A. bei der Herstellung einer USBV zeigt. Dass A. zur Herstellung der 



- 31 - 

SK.2024.66 

USBV in die Schweiz gekommen war und diese im H.-Shop hergestellt hat, be-
stätigten zudem D. und C. Somit ist bereits hier erstellt, dass A. die USBV im  
H.-Shop hergestellt hat und auf frischer Tat verhaftet wurde. 

2.4.1.2 A. gab weiter zu Protokoll, dass die USBV zur Bankomatensprengung hätten ver-
wendet werden sollen (E. 2.3.3.1). Diese Aussage deckt sich ebenfalls mit der 
Aktenlage. Die sichergestellten Regenjacken, Regenhosen und Sturmhauben 
hätten als Verkleidung bei der Sprengung von Bankomaten und dem Diebstahl 
dienen können. Die verschiedenen USBV hätten sodann – wie von der BKP und 
vom FOR erläutert und in der Vergangenheit bei Bankomatensprengungen beo-
bachtet – ein stufenweises Aufsprengen der Bankomaten ermöglichen sollen. 
Auf dem sichergestellten Mobiltelefon Apple iPhone X (Asservat Nr. 28301) be-
fanden sich weiter mehrere Fotos von Geldautomaten, die zwischen dem Wohn- 
und Arbeitsort des Beschuldigten D. stehen (E. 2.3.7.6). Hinzu kommt, dass sich 
auf der «Search History» im Mobiltelefon für den Zeitraum zwischen dem 
24. Juni 2023 und dem 1. Juli 2023 Suchbegriffe wie «Geldautomaten Sprengun-
gen Schweiz» befanden und sich eine Sprachnachricht darauf befindet, in der zu 
hören ist, dass das Ziel sei, einen Geldautomaten in der Schweiz zu sprengen 
(E. 2.3.7.6). Dass die USBV zur Sprengung von einem Geldautomaten hätten 
verwendet werden sollen, sagte sodann auch der Beschuldigte C. aus, da deren 
Herstellung zwecks Bankomatensprengung der Job von A. gewesen sei. Zu die-
sem Zweck habe er D. und A. miteinander bekannt gemacht. Es ist somit erstellt, 
dass die im H.-Shop sichergestellten USBV zur Bankomatensprengung vorgese-
hen waren. 

2.4.1.3 Nebst dem, dass A. die Herstellung der USBV zwecks Bankomatensprengung 
zugibt, belastet er die Beschuldigten D., C. und B., indem er nachvollziehbar und 
konsistent im Vorverfahren aussagte, sie hätten gewusst, worum es gehe (E. 
2.3.3.2). Weiter führte der Beschuldigte A. aus, dass D., B. und C. ihn in Frank-
reich abgeholt und zum H.-Shop gebracht hätten. Der Beschuldigte D. habe ihm 
die Sachen zur Herstellung der USBV im H.-Shop übergeben und während er die 
USBV hergestellt habe, habe D. ihm geholfen, etwas zu schneiden (E. 2.3.3.2). 
Auch bezüglich der Belastungen der Mitbeschuldigten kann festgehalten werden, 
dass die Aussagen von A. glaubhaft sind. 

Hinzu kommt, dass D. selbst zugibt, sein Auto und seine Wohnung zur Begehung 
von Bankomaten-Diebstählen zur Verfügung gestellt zu haben (E. 2.3.2.1). Dass 
er nicht gewusst habe, dass es sich um Sprengstoff handelt, sondern einen Dieb-
stahl mittels Hydraulik erwartet habe, ist als Schutzbehauptung zu qualifizieren. 
Seine Fingerabdrücke konnten an drei Plastikverpackungen der «Super 
Cobra 6» Knaller sichtbar gemacht werden (E. 2.3.8.2). Zudem holte er A. in 
Frankreich ab und half ihm bei der Herstellung der USBV (E. 2.3.3.1). 

2.4.1.4 C. und B. konnten ebenfalls im H.-Shop angetroffen und verhaftet werden. Wie 
erwähnt belastet der Beschuldigte A. auch sie (E. 2.3.3). Von B. konnten zudem 
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daktyloskopische Spuren an einer Plastikverpackung der «Super Cobra 6» Knal-
ler sichtbar gemacht werden (E. 2.3.8.2). Auf dem Mobiltelefon Apple iPhone X 
befinden sich ausserdem mehrere Fotos von Geldautomaten, die alle zwischen 
dem Wohn- und Arbeitsort des Beschuldigten D. stehen. Mit diesem Mobiltelefon 
wurde am 23. Juni 2023 zudem nachgefragt, ob die «Cobra» da seien und die 
Suchbegriffe wie «Geldautomaten Sprengung Schweiz» befinden sich in der 
«Search History» des Mobiltelefons (E. 2.3.7.6). Aufgrund mehrerer Indizien ist 
erstellt, dass C. dieses Mobiltelefon benutzte, da die Nummer seiner Mutter da-
rauf gespeichert ist, sich Selfies von ihm darauf befinden und von diesem Telefon 
mehrere Sprachnachrichten gesendet wurden, worauf seine Stimme zu erken-
nen ist (E. 2.3.7.6). Es ist somit erstellt, dass auch B. und C. an der Einfuhr und 
Lagerung der «Super Cobra 6» und der Herstellung der USBV beteiligt waren.  

2.4.1.5 E. gibt zu, am 23. Juni 2023 mit dem Auto mitgefahren zu sein, in welchem die 
Feuerwerkskörper von Frankreich in die Schweiz transportiert worden seien 
(E. 2.3.6.2). Des Weiteren konnten an 14 Plastikverpackungen der «Super 
Cobra 6» daktyloskopische Spuren des Beschuldigten E. sichtbar gemacht wer-
den (E. 2.3.8.2). Weiter finden sich Fingerabdrücke von E. auf der Ortsskizze mit 
den Ortschaften Y., ZZ., YY. und XX. (E. 2.3.7.3). Auf den Mobiltelefonen Apple 
iPhone 12 (Asservat Nr. 51119) und Apple iPhone 14 (Asservat Nr. 51118) konn-
ten ausserdem zwei Chats vom 3. Juli 2023 sichergestellt werden, worin jeweils 
mitgeteilt wurde, dass vier Personen erwischt wurden und dass der Schreibende 
mit zwei weiteren Personen davongekommen sei (E. 2.3.7.7). Diese Nachrichten 
konnten in Amsterdam am Aufenthaltsort von E. sichergestellt werden. In der 
Summe ist somit erstellt, dass E. an der Einfuhr und Lagerung der «Super 
Cobra 6» und der Herstellung der USBV beteiligt war.  

2.4.1.6 Die Menge an «Super Cobra 6» Böller, die sich im H.-Shop befand, bevor A. 
ankam, ergibt sich, aus den leeren Böller-Hüllen und den noch ganzen «Super 
Cobra 6» Böllern. Gemäss Gutachten konnten ca. 146 blaue Kunststoffstopfen 
im H.-Shop sichergestellt werden (E. 2.3.8.8). Weiter stellte das FOR 78 unge-
öffnete Knaller sicher, weshalb anfänglich ca. 224 Böller in den H.-Shop gebracht 
worden waren. Die angeklagten 220 Böller sind somit erstellt (BA 08-01-0074 ff.; 
10-01-0008; 11-01-0001 ff.). 

Wie erwähnt gibt E. zu, am 23. Juni 2023 mit dem Auto mitgefahren zu sein, in 
welchem die Feuerwerkskörper von Frankreich in die Schweiz transportiert wor-
den sind (E. 2.3.6.2). Diese Fahrt ist denn auch aus der automatischen Fahr-
zeugfahndung und Verkehrsüberwachung des Bundesamts für Zoll und Grenz-
sicherheit (BAZG) ersichtlich, da der Personenwagen des Beschuldigten D., am 
22. Juni 2023 in Bardonnex Genf die Schweiz verlässt und am 23. Juni 2023 in 
Bardonnex wieder einreist (BA 10-02-0150 f.). 

Beweismässig ist erstellt, dass am 23. Juni 2023 220 «Super Cobra 6» Böller 
von Frankreich in die Schweiz in den H.-Shop gebracht und anschliessend dort 
aufbewahrt wurden. 
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2.4.1.7 Konkrete Gefährdung 

Aufgrund des Gutachtens ist für das Gericht erstellt, dass es bei einer Detonation 
der USBV zu der in der Anklage beschriebenen Gefährdung für Leib und Leben 
(Tabelle 6 in der Anklageschrift), und für fremdes Eigentum (Tabelle 7), gekom-
men wäre. Die in der Anklageschrift beschriebene Wirkung stützt sich auf das 
Gutachten. Dem Einwand der Verteidigungen, die TNT-Analogie zur Beurteilung 
des Wirkungspotenzials der drei USBV mit einem Äquivalent von 1 im Gutachten 
des FOR sei nicht verlässlich, ist demnach nicht zu Folgen (SK 20.721.147). Das 
Gutachten nennt die herangezogene Fachliteratur und legt offen, dass die zur 
Verfügung stehenden Informationen zu pyrotechnischen Sätzen hinsichtlich der 
Explosionsparameter begrenzt sind. Der Gutachter erklärt weiter, dass er ange-
sichts der vorhandenen Informationen im Folgenden ein TNT-Äquivalent von 1 
verwendet (BA 11-01-0116). Das Gutachten ist somit klar und nachvollziehbar. 
Der Gutachter stützt sich auf die Fachliteratur ab, die es gibt. Das Gericht seiner-
seits folgt dem Gutachten betreffend Wirkungspotenzial. 

Zur Detonationswahrscheinlichkeit ist festzuhalten, dass die USBV 1.1 mit einer 
offenen Flamme und die USBV 1.2 und USBV 2 mittels einer leistungsfähigen 
Batterie hätten gezündet werden müssen (E. 2.3.8.6). In dubio pro reo ist davon 
auszugehen, dass – wie die Beschuldigten aussagten – beim Herstellen der 
USBV gerade nicht in unmittelbarer Nähe geraucht wurde, so dass eine unge-
wollte Zündung durch eine Flamme nicht sehr wahrscheinlich war. Zudem ist da-
von auszugehen, dass eine Gerätefehlfunktion der Klimaanlage – mangels Hin-
weise – nicht naheliegend war. Die Lebenserfahrung zeigt, dass elektrische Ge-
räte grundsätzlich funktionieren und Fehlfunktionen, wie zum Beispiel ein Kurz-
schluss, die Ausnahme darstellen. USBV 1.2 und USBV 2 waren auch nicht an 
eine Batterie angeschlossen, so dass eine ungewollte Zündung durch eine Bat-
terie ebenfalls ausgeschlossen werden kann. Die konkrete Gefährdung, die ge-
mäss Rechtsprechung nahe sein muss (E. 2.2.1.3), ist daher zu verneinen. 

2.4.1.8 Der objektive Sachverhalt in der Anklageziffer 1.1. ist – mit Ausnahme der kon-
kreten Gefährdung – erstellt.  

2.4.2 In subjektiver Hinsicht 

A. ist geständig, dass er allein zur Herstellung der USBV in die Schweiz gekom-
men ist, im H.-Shop die Böller überreicht hielt und anschliessend die USBV her-
stellte (E. 2.3.3.1). Wie erwähnt ist dieses Geständnis glaubhaft (E. 2.4.1.1). Das 
Herstellen der USBV geschah somit mit Wissen und Wollen. Weiter wusste der 
Beschuldigte A., dass die hergestellten USBV für eine Bankomatensprengung 
vorgesehen waren.  

Gleiches, Handeln mit Wissen und Wollen, gilt für D., C., B. und E. So brachten 
D., C. und B. die «Super Cobra 6» Böller in die Schweiz. C., B. und E. kundschaf-
teten die möglichen Bankomaten aus. C. organisierte A., sozusagen den «Bom-
benbauer» und die Beschuldigten B., D. und C. holten gemeinsam den 
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Beschuldigten A. in Frankreich ab und fuhren ihn in die Schweiz. Bei dieser Fahrt 
kauften sie zudem noch Materiellen für die geplante Bankomatensprengung ein. 
Im H.-Shop half der Beschuldigte D. dem Beschuldigten A. bei der Herstellung 
der USBV und die Beschuldigten C. und B. suchten nach einer Waage, die der 
Beschuldigte A. verlangt hatte. Alle diese Handlungen zusammen lassen nur den 
Schluss zu, dass D., C., B. und E., im Wissen, dass aus den eingeführten Böllern, 
USBV hergestellt werden, handelten und sie dies auch wollten. Entsprechend 
wussten sie auch von Beginn an Bescheid, dass die herzustellenden bzw. her-
gestellten USBV für eine Bankomatensprengung vorgesehen waren. 

2.5 Subsumtion 

2.5.1 Art. 224 Abs. 1 StGB 

In objektiver Hinsicht ist zuerst zu prüfen, ob die USBV und der Beutel mit Blitz-
knallsatz als Sprengstoff zu qualifizieren sind. Sowohl die USBV als auch der 
Beutel mit Blitzknallsatz können zur Detonation gebracht werden: mittels offener 
Flamme bzw. mittels einer leistungsfähigen Batterie (E. 2.3.8.7). Eine Explosion 
jeder einzelnen USBV oder des Blitzknallsatzes wäre geeignet gewesen, Leib 
und Leben von Personen zu gefährden oder Sachen zu zerstören. Hinzu kommt, 
dass die USBV zur Zerstörung eines Bankomaten hätten eingesetzt werden sol-
len (E. 2.4.2). Die USBV als auch der Beutel mit Blitzknallsatz sind somit als 
Sprengstoff im Sinne von Art. 224 StGB zu qualifizieren.  

Wie oben dargelegt, ist die konkrete Gefährdung gegeben, wenn eine Verletzung 
nicht nur möglich, sondern nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge wahrschein-
lich ist, wobei eine eher grosse Wahrscheinlichkeit der Verletzung von Leib, Le-
ben sowie Eigentum und damit eine eher nahe Gefahr erforderlich ist (E. 2.2.1.3). 
In casu ist die nahe Gefahr zu verneinen. Zwar sind die USBV nicht handha-
bungssicher. Eine Zündung der USBV war jedoch nicht naheliegend. Weder 
wurde in deren unmittelbaren Nähe geraucht noch war irgendein anderes offenes 
Feuer vorhanden. Die USBV waren auch nicht an eine Batterie angeschlossen. 
Zudem gibt es keine Hinweise auf eine Fehlfunktion des Elektrogeräts, weshalb 
auch keine erhöhte Gefahr für eine Zündung durch das Elektrogerät bestand. Die 
konkrete Gefährdung, die gemäss Rechtsprechung nahe sein muss, ist daher zu 
verneinen. 

Die Beschuldigten sind somit vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe 
und giftige Gase in verbrecherischer Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB 
freizusprechen. 

2.5.2 Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB  

2.5.2.1 In objektiver Hinsicht 

Wie ausgeführt, sind die USBV und der Beutel mit Blitzknallsatz als Sprengstoff 
zu qualifizieren (E. 2.5.1). Entsprechend kann auch festgehalten werden, dass 
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es sich beim Blitzknallsatz in den Böllern, woraus schlussendlich die USBV kon-
struiert wurden, um einen Stoff handelt, der im Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB 
zur Herstellung von Sprengstoffen geeignet ist.  

Indem die Beschuldigten am 1. und 2. Juli 2023 die drei USBV herstellten, erfül-
len sie den objektiven Tatbestand von Art. 226 Abs. 1 StGB, Herstellen von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen. 

Der objektive Tatbestand erfordert sodann das Weiterschaffen respektive Aufbe-
wahren von Sprengstoff. Im vorliegenden Fall wurden die «Super Cobra 6» Böller 
mittels Fahrzeugs weitergeschafft, indem die Beschuldigten D., B. und E. 
220 Böller von Frankreich in die Schweiz zum H.-Shop in Z. brachten. Dies erfüllt 
den objektiven Tatbestand von Art. 226 Abs. 2 StGB, Weiterschaffen von Spreng-
stoff. Das Lagern des Sprengstoffes im H.-Shop vom 23. Juni bis 1. und 
2. Juli 2023 erfüllt sodann die Tatbestandsvariante des Aufbewahrens. Der Tat-
bestand von Art. 226 Abs. 2 StGB ist demnach erfüllt. 

Nach dem Gesagten ist das Aufbewahren und Weiterschaffen von Sprengstoffen 
im Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB in objektiver Hinsicht zu bejahen. 

2.5.2.2 In subjektiver Hinsicht 

Wie erwähnt (E. 2.4.2), handelten sämtliche Beschuldigte mit Wissen und Wol-
len. Weiter wussten die Beschuldigten, dass die hergestellten USBV für eine 
Bankomatensprengung vorgesehen waren. Sie handelten somit mit direktem 
Vorsatz. Der subjektive Tatbestand von Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB ist erfüllt.  

2.5.3 Mittäterschaft 

Die Aussagen der Beschuldigten können so zusammengefasst werden, dass es 
keinen deklarierten Chef in der Gruppe gab. Entsprechend ist von gleichwertigem 
Zusammenwirken auszugehen, wobei jeder einen massgebenden Tatbeitrag 
leistete. Die Beschuldigten wollten über Sprengstoff zur Bankomatensprengung 
verfügen. Der Beschuldigte A. war der Experte für die Herstellung. Der Beschul-
digte B. war stets vor Ort, holte den Beschuldigten A. ab und besorgte Material 
für die Herstellung der USBV. Der Beschuldigte C. war Organisator und Aus-
kundschafter. Der Beschuldigte D. stellte die Unterkunft und sein Auto zur Verfü-
gung. Mit dem Beschuldigten C. verhandelte D. zudem seinen Anteil von 20 % 
an der Beute aus. Der Beschuldigte E. brachte seinerseits die Böller in den  
H.-Shop, war beim Auskundschaften der Bankomaten dabei und tauschte sich 
mit dem Beschuldigten C. über Organisatorisches aus.  

Im Ergebnis haben die Beschuldigten durch ihr bewusstes und gewolltes Zusam-
menwirken die «Super Cobra 6» Böller von Frankreich her nach Z. in den  
H.-Shop gebracht und dort die USBV hergestellt.  

Betreffend A. ist allerdings einzuschränken, dass ihm die Einfuhr der Böller und 
das anschliessende Lagern bis zu seiner Ankunft nicht anzulasten ist. Diesbe-
züglich besteht bei ihm keine Mittäterschaft. Für das Gericht ist es glaubhaft, 
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dass er einzig für die Herstellung der USBV nach Z. gekommen ist und von der 
vorherigen Einfuhr und dem Lagern nichts wusste. Nichtsdestotrotz hat auch A. 
den Tatbestand von Art. 226 Abs. 2 StGB, Aufbewahren von Sprengstoff, erfüllt. 
Er nahm im H.-Shop sämtliche Böller an sich, obwohl er bei Weitem nicht alle 
Böller für die Herstellung der drei USBV benötigte und bewahrte sie bei sich wäh-
rend des Herstellens der USBV auf. Da er selbst nicht alle Böller zu USBV ver-
arbeiten wollte, ist nebst Abs. 1 auch der objektive Tatbestand von Art. 226 
Abs. 2 StGB, Aufbewahren, erfüllt. Dabei handelt es sich um insgesamt 
2'644 Gramm Blitzknallsatz, 78 ungeöffnete Böller zu je ca. 28 Gramm Blitzknall-
satz und 460 Gramm Blitzknallsatz in einem offenen Plastiksack am Boden.  

2.5.4 Konkurrenz 

2.5.4.1 Die Tatbestände von Art. 226 Abs. 1 und Abs. 2 StGB stehen in unechter Kon-
kurrenz zueinander. Stellt der Täter aus Stoffen, die er weitergeschafft oder auf-
bewahrt hat, den Sprengstoff her, erfolgt die Bestrafung einzig wegen Art. 226 
Abs. 1 StGB, Herstellung (ROELLI, a.a.O., Art. 226 StGB N. 5). Somit hat ein 
Schuldspruch der vier Beschuldigten D., C., B. und E. wegen Art. 226 Abs. 2 
StGB nur für die Böller und den Blitzknallsatz zu erfolgen, die nicht zu USBV 
verarbeitet worden sind.  

2.5.4.2 Zwischen den in Art. 226 Abs. 2 StGB erwähnten Verhaltensweisen, Aufbewah-
ren und Weiterschaffen, besteht keine echte Konkurrenz, doch kann dieser Um-
stand bei der Strafzumessung von Bedeutung sein (ROELLI, a.a.O., Art. 226 StGB 
N. 9 mit Hinweisen). Somit liegt betreffend Art. 226 Abs. 2 StGB bei den Beschul-
digten D., C., B. und E. keine mehrfache Begehung vor. 

2.5.5 Rechtfertigungs- und Schuldausschliessungsgründe liegen nicht vor. Die Be-
schuldigten haben demnach tatbestandsmässig, rechtswidrig und schuldhaft ge-
handelt. 

2.5.6 Die Beschuldigten sind des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 1 StGB und des Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB schuldig zu 
sprechen. 

3. Versuchter Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB; C. und 
B.) 

3.1 Anklagevorwurf 

C. und B. wird vorgeworfen, am 1. Juli 2023, um ca. 21:12 Uhr, in Z. versucht zu 
haben, fremde bewegliche Sachen zu entwenden. Sie hätten sich durch die un-
verschlossene und offene Kellertüre in die Kellerräumlichkeiten des dortigen 
Mehrfamilienhauses geschlichen, seien dann aber kurze Zeit später von einem 
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der Anwohner, J., weggescheucht worden. (Anklageziffer 1.2; versuchter Dieb-
stahl). 

3.2 Rechtliches 

3.2.1 Gemäss Art. 139 Ziff. 1 StGB macht sich des Diebstahls strafbar, wer jemandem 
eine fremde bewegliche Sache zur Aneignung wegnimmt, um sich oder einen 
andern damit unrechtmässig zu bereichern. 

3.2.2 Führt der Täter, nachdem er mit der Ausführung eines Verbrechens oder Verge-
hens begonnen hat, die strafbare Tätigkeit nicht zu Ende oder tritt der zur Voll-
endung der Tat gehörende Erfolg nicht ein oder kann dieser nicht eintreten, so 
kann das Gericht die Strafe mildern (Art. 22 Abs. 1 StGB).  

3.3 Beweismittel 

3.3.1 Aussagen von C. 

Den Vorwurf des Diebstahlversuchs stritt der Beschuldigte C. an der Hauptver-
handlung ab. Er und der Beschuldigte B. hätten lediglich einen Joint in den Kel-
lerräumlichkeiten rauchen wollen (SK 20.730.026). 

Bereits im Vorverfahren hatte C. den Diebstahlversuch abgestritten. Sinngemäss 
sagte er aus, er sei mit B. spazieren gegangen. Sie hätten in Ruhe einen Joint 
rauchen wollen. Dann hätten sie eine offene Türe von einem Haus und eine 
Treppe gesehen. Sie hätten dort rauchen wollen, als dieser alte Mann gekommen 
sei, der sie weggescheucht habe (BA 13-04-0033; -0087). 

3.3.2 Aussagen von B. 

B. machte an der Hauptverhandlung keine Aussagen zur Sache 
(SK 20.730.027). 

Den Vorwurf des versuchten Diebstahls stritt er im Vorverfahren ab und äusserte 
sich knapp zur Sache. Er habe lediglich ein offenes Tor gesehen und sei neugie-
rig geworden. Dann habe er einen offenen Keller gesehen. Ein Mann habe dann 
gesagt, sie sollen weggehen, worauf sie fortgegangen seien (BA 13-03-0043). 

3.3.3 Polizeiberichte 

3.3.3.1 Gemäss den Festnahmerapporten der Beschuldigten B. und C. vom 2. Juli 2023 
meldete am 1. Juli 2023, um 21:12 Uhr, der Mieter J., dass er in den Kellerräu-
men des Mehrfamilienhauses an der I.-Strasse in Z. soeben zwei unbekannte 
Männer angetroffen habe. Diese seien nun Richtung P. davongelaufen (BA 06-
03-0002 ff.; 06-04-0002 ff.). Im Festnahmerapport betreffend B. ist zudem er-
wähnt, dass bei ihm ein angerauchter Joint sichergestellt werden konnte (BA 06-
03-003). 
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3.3.3.2 Im Sachverhaltsbericht der Kantonspolizei Aargau vom 2. Juli 2023 ist folgender 
Notruf festgehalten: «Sa., 01.07.2023 21:12 Uhr: Zwei arabische Typen, einer 
trägt eine Kappe und waren im Keller. Sind Richtung P. weggerannt.» (BA 10-
01-0003). Gemäss Bericht konnte J. ein Foto der Täter aufnehmen. Das Foto ist 
im Rapport eingefügt (BA 10-01-0004). 

3.3.3.3 Auf dem durch die Kantonspolizei Aargau erstellten Fotobogen ist ersichtlich, 
dass die Kellerabteile an der I.-Strasse mit Holzlatten abgetrennt sind. Beschä-
digungen an den Kellerabteilen sind keine ersichtlich, insbesondere keine Hin-
weise auf ein Aufbrechen eines Kellerabteils. Die Kleider der unbekannten Tä-
terschaft auf dem Foto, das durch J. gemacht wurde, entsprechen den Kleidern 
der Beschuldigten B. und C., die sie bei ihrer Festnahme durch die Polizei trugen 
(BA 10-01-0037 ff.). 

3.4 Beweiswürdigung 

Die Beschuldigten geben zu, sich in den Kellerräumlichkeiten aufgehalten zu ha-
ben. Diese Aussage deckt sich mit dem Inhalt der Notrufmeldung, wie sie in den 
Rapporten festgehalten ist. Dass sich die Beschuldigten in den Kellerräumlich-
keiten aufgehalten haben, ist somit erstellt. 

Weitere Beweise oder Indizien, die auf einen Diebstahlversuch hindeuten, liegen 
jedoch nicht vor. So sind die Kellerabteile unversehrt geblieben. Es existieren 
keine Hinweise, auf ein versuchtes Aufbrechen eines Kellerabteils. Gegen einen 
Diebstahlversuch der Beschuldigten spricht sodann, dass die Beschuldigten vor 
Ort rauchten, was durch die Aussagen der Beschuldigten und durch die Sicher-
stellung eines Joints belegt ist. Das Rauchen seinerseits erhöht die Wahrschein-
lichkeit bei einem Diebstahl erwischt zu werden, was wiederum klar gegen einen 
versuchten Diebstahl spricht. Vielmehr ist es glaubhaft, dass die zwei ortsunkun-
digen Beschuldigten einen Unterschlupf gesucht haben, um geschützt einen 
Joint zu rauchen. 

Die Beschuldigten B. und C. sind somit vom Vorwurf des versuchten Diebstahls 
im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB freizusprechen. 

4. Mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 
Abs. 1, Abs. 3 und 4 Bst. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG) / Mehrfaches Vornehmen 
einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeuges erschwert (Art. 90 
Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 2 VRV) / 
Mehrfaches Fahren ohne Berechtigung (Art. 95 Abs. 1 Bst. b SVG i.V.m. 
Art. 10 Abs. 2 SVG) (C.) 

4.1 Anklagevorwurf 

4.1.1 C. werden fünf Geschwindigkeitsüberschreitungen am 24. Juni 2023 vorgewor-
fen: Fall 1 in Reinach, Neuhofstrasse in Fahrtrichtung Kägenstrasse, 21 km/h zu 
schnell; Fall 2 ebenfalls Reinach, Neuhofstrasse in Fahrtrichtung Hauptstrasse, 
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15 km/h zu schnell; Fall 3 in Welschenrohr-Gänsbrunnen, 18.9 km/h zu schnell; 
Fall 4 und 5 in Herbetswil, zuerst 18 km/h später 100.6 km/h über der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit (Anklageziffer 1.3.1; mehrfaches Überschreiten der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit). 

4.1.2 Nebst den Geschwindigkeitsüberschreitungen wird dem Beschuldigten C. vorge-
worfen, am 24. Juni 2023 in Herbetswil auf der Kantonsstrasse während des Len-
kens des Personenwagens am 24. Juni 2023 um 17:40 Uhr und um 17:47 Uhr 
jeweils mit dem Mobiltelefon die Tachoanzeige gefilmt und das Lenkrad dadurch 
nur mit einer Hand gehalten zu haben. Beim zweiten Vorfall um 17:47 Uhr sei er 
zudem nahe auf das vorausfahrende Fahrzeug aufgefahren und habe dieses so-
wie ein weiteres Fahrzeug mit starker Beschleunigung und überhöhter Ge-
schwindigkeit überholt (Anklageziffer 1.3.2; mehrfaches Vornehmen einer Ver-
richtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert). 

4.1.3 In der Zeit vom 24. bis 30. Juni 2023 habe C. zudem trotz Führerausweisentzugs 
an mehreren Orten in der Schweiz ein Motorfahrzeug gelenkt (Anklageziffer 
1.3.3; mehrfaches Fahren ohne Berechtigung). 

4.2 Rechtliches 

4.2.1 Eine einfache Verkehrsregelverletzung wird mit Busse bestraft (Art. 90 Abs. 1 
SVG). Wer hingegen durch grobe Verletzung der Verkehrsregeln eine ernstliche 
Gefahr für die Sicherheit anderer hervorruft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe bestraft (Art. 90 Abs. 2 SVG); und mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu vier Jahren wird bestraft, wer durch vorsätzliche Verletzung elemen-
tarer Verkehrsregeln das hohe Risiko eines Unfalls mit Schwerverletzten oder 
Todesopfern eingeht, namentlich durch besonders krasse Missachtung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 3 SVG). Eine besonders krasse 
Missachtung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit liegt vor, unter anderem 
wenn diese um mindestens 60 km/h überschritten wird, wo die Höchstgeschwin-
digkeit höchstens 80 km/h beträgt (Art. 90 Abs. 4 lit. c SVG). Nebst der qualifiziert 
groben Verkehrsregelverletzung durch Überschreiten der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit im Sinne von Art. 90 Abs. 3 und 4 SVG liegt gemäss Rechtspre-
chung bei einer Missachtung der Höchstgeschwindigkeit in folgenden Fällen ein 
grobe Verkehrsregelverletzung im Sinne von Art. 90 Abs. 2 SVG vor: Innerorts 
(50 km/h) um 25 km/h; ausserorts (80 km/h) um 30 km/h; richtungsgetrennte Au-
tostrassen (100 km/h) und Autobahnen (120 km/h) um 35 km/h (MAURER, 
OFK/StGB/JStG, 21. Aufl. 2022, Art. 90 SVG N 24).  

4.2.2 Allgemein gilt, dass die Geschwindigkeit stets den Umständen anzupassen ist 
(Art. 32 SVG) und der Führer das Fahrzeug ständig so beherrschen muss, dass 
er seinen Vorsichtspflichten nachkommen kann (Art. 31 Abs. 1 SVG). Art. 3 
Abs. 1 der Verkehrsregelnverordnung (SR 741.11; VRV) hält hierzu spezifisch 
fest, dass der Fahrzeugführer seine Aufmerksamkeit der Strasse und dem 
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Verkehr zuwenden muss. Er darf beim Fahren keine Verrichtung vornehmen, 
welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert. Er hat ferner dafür zu sorgen, 
dass seine Aufmerksamkeit insbesondere durch Tonwiedergabegeräte sowie 
Kommunikations- und Informationssysteme nicht beeinträchtigt wird. 

4.2.3 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer ein Mo-
torfahrzeug führt, obwohl ihm der Lernfahr- oder Führerausweis verweigert, ent-
zogen oder aberkannt wurde (Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG). 

4.2.4 Art. 100 Abs. 1 SVG hält fest, dass im Strassenverkehrsgesetz auch die fahrläs-
sige Handlung strafbar ist, sofern es nicht ausdrücklich anders im Gesetz be-
stimmt ist. Die Bestimmung beschränkt sich nicht nur auf Übertretungen, sondern 
gilt für alle im Strassengesetz umschriebenen Straftaten, also auch für Vergehen 
(MAURER, a.a.O., Art. 100 SVG N 1). Bei Art. 90 Abs. 1 und 2 SVG sowie Art. 95 
Abs. 1 lit. b SVG ist somit die vorsätzliche wie fahrlässige Begehung strafbar.  

Bei Art. 90 Abs. 3 SVG verlangt der subjektive Tatbestand Vorsatz, wobei Even-
tualvorsatz genügt. Der Täter muss demnach einerseits wissen oder für möglich 
halten, dass er elementare Verkehrsregeln verletzt und dadurch ein Risiko eines 
Unfalls mit Schwerverletzten oder Todesopfern eingeht. Ein Gefährdungsvorsatz 
oder der Vorsatz, einen bestimmten Erfolg herbeizuführen, ist nicht erforderlich 
(MAURER, a.a.O., SVG 90 N 31).  

4.3 Beweismittel 

4.3.1 Aussagen von C. 

An der Hauptverhandlung anerkannte der Beschuldigte alle vorgeworfenen 
Strassenverkehrsdelikte, ausser den zweiten Vorwurf mit dem Bedienen des Mo-
biltelefons während der Fahrt. Beim Vorfall vom 24. Juni 2023, um 17:47 Uhr, 
habe nicht er, sondern sein Freund gefilmt. Weiter führte er aus, dass er nicht 
gesehen habe, dass er 100 km/h zu schnell gefahren sei, da er am Überholen 
gewesen sei. Im Übrigen wisse er von sich, dass er ein guter Autofahrer sei. Er 
habe noch nie in seinem Leben jemanden in Gefahr gebracht beim Autofahren 
(SK 20.730.026 f.). 

Im Rahmen des Vorverfahrens hatte C. einzig eine Geschwindigkeitsüberschrei-
tung anerkannt und stritt die anderen Geschwindigkeitsüberschreitungen ab. Er 
anerkenne jene, wo es ein Foto von ihm gebe. Er glaube, dass sei in der Nähe 
von Basel gewesen. Am 24. Juni 2023 sei er zudem ohne Führerschein gefahren. 
Bei den gefilmten Videoaufnahmen sei nicht er der Fahrer des Fahrzeugs gewe-
sen (BA 13-04-0088 ff.). 

4.3.2 Polizeiberichte/Videoaufnahmen 

4.3.2.1 Die zwei vorgeworfenen Geschwindigkeitsüberschreitungen in Reinach (Ankla-
geziffer 1.3.1, Fälle 1 und 2) basieren auf Radarmessungen der Polizei Reinach, 
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welche die gefahrenen Geschwindigkeiten von 76 bzw. 70 km/h dokumentieren. 
Zur zweiten Geschwindigkeitsüberschreitung in Reinach existiert eine Fotoauf-
nahme, worauf die BKP den Beschuldigten C. als Lenker und den Beschuldigten 
E. als Beifahrer identifiziert (BA 05-02-0001 ff.; -0024 ff.). 

4.3.2.2 Im Mobiltelefon von C. konnte die BKP eine Videoaufnahme sicherstellen, datiert 
auf den 24. Juni 2023, 17:39 Uhr (Anklageziffer 1.3.1., Fall 3; BA 05-02-0037; 
Dateien «2.mp4», «3.mp4»). Die BKP führt zur Videoaufnahme in der Strafan-
zeige vom 4. Juni 2024 aus, dass sie vom Lenker eines Audi S8 aufgenommen 
wurde und auf dem Video der Bahnhof Gänsbrunnen erkennbar ist (-0005). Im 
Bereich der erlaubten Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h ist auf dem Tachome-
ter eine Geschwindigkeit von ungefähr 75 km/h angezeigt (-0007). Auf dem Video 
ist zu sehen, dass der Lenker die gleichen Schuhe trägt wie der Beschuldigte C. 
einen Tag zuvor bei seiner Ankunft am Flughafen Euro Airport Basel (-0008). 
Gemäss BKP handelt es sich um das Model Dior Sneaker B25 Runner, Kosten-
punkt Fr. 880.--. Im Mobiltelefon von E. konnten Fotos gefunden werden, worauf 
der Beschuldigte E. die typengleichen Schuhe trägt (-0009). Ein Vergleich der 
Beine des Beschuldigten E. auf dem Foto beim Autofahren mit der Videoauf-
nahme in Gänsbrunnen zeigt, dass die Beine des Beschuldigten E. stärker be-
haart sind als jene des Fahrers auf dem Video von Gänsbrunnen (-0010). 

4.3.2.3 Die BKP konnte auf dem Mobiltelefon von C. eine weitere Videoaufnahme, datiert 
auf den 24. Juni 2023, 17:46 Uhr, sicherstellen (Anklageziffer 1.3.1, Fälle 4 und 5; 
BA 05-02-0037; Datei «4.mp4»). Die BKP führt in der Strafanzeige vom 
4. Juni 2024 aus, dass es sich aufgrund der ersichtlichen Beine und Schuhe um 
den gleichen Lenker wie 6 Minuten zuvor handelt (-0014). Der Personenwagen, 
Audi S8, befindet sich zwischen Welschenrohr SO und Herbetswil SO, in Fahr-
richtung Balsthal SO (-0011 und -0013). Bei Sekunde 0:08 der Videoaufnahme 
zeigt der Tachometer eine Geschwindigkeit von rund 110 km/h an und die Sig-
nalerkennung weist auf die erlaubte Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h hin  
(-0012). Bei Sekunde 0:33 der Videoaufnahme zeigt der Tachometer eine Ge-
schwindigkeit von ca. 180 km/h an und die Signalerkennung weist auf die er-
laubte Höchstgeschwindigkeit von 60 km/h hin (-0012). 

4.3.2.4 Die erwähnten Videoaufnahmen befinden sich bei den Akten (BA 05-02-0037; 
Dateien «2.mp4», «3.mp4», «4.mp4»).  

4.3.2.5 Am 9. September 2024 führte der Sachverständige des Technischen Zent-
rums TCS eine Tachometerprüfung mit dem Personenwagen Audi S8 durch. An-
hand der Prüfergebnisse kann festgestellt werden, dass die gemessene Tacho-
abweichung gegenüber der angezeigten Geschwindigkeit minimal ist: Zum Bei-
spiel Geschwindigkeit 100 km/h angezeigt, effektiv gemessen 98 km/h; Ge-
schwindigkeit 170 km/h angezeigt, effektiv gemessen 166.6 km/h (BA 10-02-
0666 ff.; 0672; 0687). 
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4.3.2.6 Die BKP hielt im Protokoll der Einvernahme von C. vom 20. Dezember 2023 fest, 
dass gemäss Abklärungen bei der niederländischen Polizei der Beschuldigte C. 
seit 2016 keinen Führerschein mehr besitzt (BA 13-04-0054 ff.; -0066). 

4.3.3 Aussage von D. 

Der Beschuldigte D. sagte im Vorverfahren aus, am 24. Juni 2023 habe er C. das 
Auto überlassen. C. habe das Auto drei Tage lang gehabt (BA 13-01-0137). 

4.4 Beweiswürdigung 

4.4.1 In objektiver Hinsicht 

Das Geständnis von C. deckt sich mit den übrigen Beweismitteln. So bestätigte 
D., den Audi während der Tatzeit an den Beschuldigten C. ausgeliehen zu haben. 
Von der Geschwindigkeitsüberschreitung in Reinach (Anklageziffer 1.3.1., Fall 2) 
existiert eine Fotoaufnahme, worauf die BKP C. als Lenker identifiziert. Zu den 
Vorwürfen Welschenrohr-Gänsbrunnen und Herbetswil, die Fälle 3, 4 und 5 der 
Anklageziffer 1.3.1, liegen Videoaufnahmen vor. Das Hantieren mit dem Mobilte-
lefon, das Nahauffahren und Überholen ist auf den Videoaufnahmen ersichtlich. 
Für die Täterschaft des Beschuldigten sprechen weiter die Schuhe des Lenkers 
und der Umstand, dass die Videoaufnahmen auf dem Mobiltelefon des Beschul-
digten C. sichergestellt wurden. Die Aussage des Beschuldigten C., nicht er, son-
dern ein Freund habe am 24. Juni 2023, 17:47 Uhr, gefilmt, ist als Schutzbehaup-
tung zu qualifizieren. Das hierzu vorliegende Video wurde von der Fahrerposition 
– somit vom Lenker – aufgenommen. Da erstellt ist, dass C. der Lenker war, ist 
weiter erstellt, dass er es war, der filmte.  

Dass C. der Führerausweis in den Niederlanden entzogen worden war, aner-
kannte er bereits im Vorverfahren und entspricht den Abklärungen der BKP. 

Zur Höhe der Geschwindigkeitsüberschreitung ist festzuhalten, dass die Über-
schreitungen in Reinach, die Fälle 1 und 2 der Anklageschrift, durch Radarmes-
sungen belegt sind. Bei den Vorwürfen Welschenrohr-Gänsbrunnen und Her-
betswil, die Fälle 3, 4 und 5 der Anklageschrift, sind die Höchstgeschwindigkeiten 
auf dem gefilmten Tacho ersichtlich. Zu diesen Höchstgeschwindigkeiten ist an-
zumerken, dass in der Anklageschrift nicht die auf dem Tacho angegebene 
höchste Geschwindigkeit vorgeworfen wird, sondern ein Wert, der zunächst ab-
gerundet und in einem zweiten Schritt aufgrund der TCS-Messung nochmals re-
duziert wurde (BA 10-02-0722). Die konkreten Zahlen sind wie folgt: Der Tacho 
zeigte ca. 75 km/h (Fall 3), ca. 110 km/h (Fall 4) und ca. 180 km/h (Fall 5) an. In 
einem ersten Schritt rundete die Anklägerin diese Beträge auf den nächsten 10er 
ab, also auf 70 km/h, 100 km/h und 170 km/h. Aufgrund der Tachoüberprüfung 
reduzierte die Anklägerin die Werte nochmals auf 68.9 km/h, 98 km/h und 
166.6 km/h (BA 10-02-0722). Diese Berechnung ist nachvollziehbar und es kann 
daraus geschlossen werden, dass C. die vorgeworfenen Höchstgeschwindigkei-
ten mindestens gefahren ist, insbesondere auch, weil keine Hinweise bestehen, 
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dass der Audi zur Tatzeit nicht in betriebssicherem und vorschriftsgemässem Zu-
stand – also inkl. funktionierendem Tacho – verkehrte. 

4.4.2 In subjektiver Hinsicht 

Bei drei von fünf Geschwindigkeitsüberschreitungen, beim Nahauffahren und 
beim Überholen filmte sich der Beschuldigte. Bei diesen Fahrten zoomte er mehr-
mals auf die Tachoanzeige rein. Diese Aufnahmen zeigen, dass der Beschuldigte 
seine Fahrten aufnehmen wollte und er sich seines Fahrstils und der Geschwin-
digkeit bewusst gewesen sein muss. Er handelte somit jeweils wissentlich und 
willentlich. Bei der Geschwindigkeitsüberschreitung von 100.6 km/h kurz vor 
Dorfeingang kommt hinzu, dass aus der Fahrweise von C. zu schliessen ist, dass 
er das hohe Risiko eines Unfalls mit Toten oder Schwerverletzten billigend in 
Kauf nahm. 

Bei zwei Geschwindigkeitsüberschreitungen, Anklageziffer 1.3.1, Fälle 1 und 2, 
existieren keine Videoaufnahmen. Aus der Höhe der Geschwindigkeitsüber-
schreitungen, 21 km/h bzw. 15 km/h, somit keine marginale, sondern beachtliche 
Überschreitungen, ist auf ein bewusstes und gewolltes schnelles Fahren zu 
schliessen. 

4.5 Subsumtion 

4.5.1 In objektiver Hinsicht 

Eine grobe Verkehrsregelverletzung im Sinne von Art. 90 Abs. 2 SVG liegt vor, 
wenn die zulässige Höchstgeschwindigkeit innerorts (50 km/h) um 25 km/h und 
ausserorts (80 km/h) um 30 km/h überschritten wird (E. 4.2.1). Die Geschwindig-
keitsüberschreitungen von 21 km/h, 15 km/h, 18.9 km/h und 18 km/h (Anklage-
ziffer 1.3.1., Fälle 1 bis 4) stellen somit keine groben, sondern einfache Verkehrs-
regelverletzungen im Sinne von Art. 90 Abs. 1 SVG dar. 

Die Geschwindigkeitsüberschreitung um 100.6 km/h (Anklageziffer 1.3.1., Fall 5) 
bei signalisierten 60 km/h ist eine besonders krasse Missachtung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit. Sie erfüllt den objektiven Tatbestand der Art. 90 Abs. 3 
und 4 lit. c SVG, die eine Überschreitung um mindestens 60 km/h, wo die Höchst-
geschwindigkeit höchstens 80 km/h beträgt, als besonders krasse Missachtung 
qualifizieren. Art. 90 Abs. 3 SVG sieht eine Freiheitsstrafe von einem bis vier 
Jahren vor. Der seit 1. Oktober 2023 eingeführte Art. 90 Abs. 3ter SVG öffnet den 
Strafrahmen der möglichen Freiheitstrafe gegen unten und führte zudem die 
Geldstrafe als zusätzliche Sanktionsart ein. Da der Beschuldigte C. in den zehn 
Jahren vor der Tat nicht wegen eines Verbrechens oder eines Verkehrsdelikts 
verurteilt worden war, das die Sicherheit Dritter ernsthaft gefährdet oder zu Ver-
letzungen oder zum Tod Dritter geführt hatte, findet Art. 90 Abs. 3ter SVG Anwen-
dung. Unabhängig vom Zeitpunkt des Erwerbs des Führerscheins bzw. von der 
Anzahl der Jahre der Fahrpraxis ist diese Privilegierung auf C. anwendbar (Urteil 
des Bundesgerichts 6B_1372/2023 vom 13. November 2024 E 2.6). 
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Indem der Beschuldigte, während dem er das Motorfahrzeug lenkte und gleich-
zeitig mit der linken Hand das Mobiltelefon mehr als 60 Sekunden bediente, meh-
rere Male mit der Handykamera auf die Tachoanzeige reinzoomte, wendete er 
seine Aufmerksamkeit nicht der Strasse und dem Verkehr zu, wodurch die Be-
dienung des Fahrzeugs erschwert war. Dieses Verhalten erfüllt somit den objek-
tiven Tatbestand von Art. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 VRV und stellt 
eine einfache Verkehrsregelverletzung im Sinne von Art. 90 Abs. 1 SVG dar (An-
klageziffer 1.3.2., Fall 1). Beim Fall 2, wo der Beschuldigte ebenfalls während der 
Fahrt das Mobiltelefon bediente, schuf er zudem eine erhöhte abstrakte Gefahr 
im Sinne von Art. 90 Abs. 2 SVG, indem er zunächst äusserst nah auf das vo-
rausfahrende Fahrzeug auffuhr und dann mit starker Beschleunigung und über-
höhter Geschwindigkeit dieses sowie ein weiteres Fahrzeug überholte, wobei er 
sich kurz vor einem Dorfeingang befand. Sein Verhalten erfüllt den objektiven 
Tatbestand von Art. 90 Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 
VRV. 

Der Beschuldigte lenkte vom 24. bis 30. Juni 2023 ein Motorfahrzeug in der 
Schweiz, obschon ihm im Jahr 2016 sein niederländischer Führerausweis entzo-
gen worden war und er seither über keinen Führerausweis verfügte. Das Lenken 
eines Motorfahrzeugs trotz Entzug erfüllt den objektiven Tatbestand von Art. 95 
Abs. 1 lit. b SVG i.V.m. Art. 10 Abs. 2 SVG. Da der Beschuldigte zu verschiede-
nen Tagen ein Motorfahrzeug geführt hat, erfüllte er den objektiven Tatbestand 
mehrfach. 

4.5.2 In subjektiver Hinsicht 

Wie in Erwägung 4.4.2 festgehalten, handelte C. bei den Verstössen gegen das 
Strassenverkehrsgesetz mit Wissen und Wollen, wobei eine Einschränkung zur 
Geschwindigkeitsüberschreitung von 100.6 km/h, Anklageziffer 1.3.1, Fall 5, an-
zubringen ist. Das Risiko eines Unfalls mit Toten oder Schwerverletzten wollte 
der Beschuldigte mit dieser Fahrt nicht direkt herbeiführen, er nahm es jedoch 
billigend in Kauf. 

C. handelte somit betreffend die Strassenverkehrsdelikte vorsätzlich, wobei im 
Falle von Anklageziffer 1.3.1 Eventualvorsatz vorlag. Der subjektive Tatbestand 
ist jeweils erfüllt. 

4.5.3 Insgesamt hat sich somit C. der mehrfachen einfachen und qualifiziert groben 
Verkehrsregelverletzung durch mehrfaches Überschreiten der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit im Sinne von Art. 90 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 
lit. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG; der einfachen und groben Verkehrsregelverletzung 
durch Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs er-
schwert im Sinne von Art. 90 Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG 
und Art. 3 Abs. 1 VRV; des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung im Sinne 
von Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG i.V.m. Art. 10 Abs. 2 SVG schuldig gemacht. 
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5. Mehrfache Fälschung von Ausweisen (Art. 252 Abs. 3 StGB); Täuschung 
der Behörden (Art. 118 Abs. 1 AIG); Mehrfaches Überschreiten der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 Bst. c SVG 
i.V.m. Art. 32 SVG); Mehrfaches Vornehmen einer Verrichtung, welche die 
Bedienung des Fahrzeuges erschwert (Art. 90 Abs. 1 SVG i.V.m. Art. 31 
Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 2 VRV); Mehrfaches Fahren ohne Berechtigung 
(Art. 95 Abs. 1 Bst. a SVG); Missbrauch von Ausweisen (Art. 97 Abs. 1 Bst. d 
SVG) (D.) 

5.1 Anklagevorwürfe 

5.1.1 D. wird weiter vorgeworfen, am ca. 1. Juni 2023 beim Abschluss des Leasingver-
trags für sein Motorfahrzeug Audi S8 einen gefälschten kroatischen Führeraus-
weis vorgelegt zu haben. Zwischen dem 10. November 2022 und dem 
1. Juli 2023 habe er zudem beim Abschluss eines SBB-Abonnements bzw. zur 
Erlangung des SwissPasses wiederum einen gefälschten kroatischen Reisepass 
vorgelegt (Anklageziffer 1.4.1; mehrfache Fälschung von Ausweisen) 

5.1.2 Bei der Anmeldung bei der Einwohnerkontrolle der Gemeinde Y. am 24. Novem-
ber 2022 habe D. einen gefälschten kroatischen Reisepass vorgelegt, worauf das 
Migrationsamt des Kantons Bern ihm gestützt auf den gefälschten kroatischen 
Reisepass eine fünfjährige Aufenthaltsbewilligung B EU/EFTA ausgestellt habe 
(Anklageziffer 1.4.2; Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsge-
setz, Täuschung der Behörden). 

5.1.3 Dem Beschuldigten D. werden zudem drei Geschwindigkeitsüberschreitungen 
vorgeworfen: Am 10. Juni 2023 im Girsberg-Tunnel, 66.6 km/h zu schnell; am 
19. Juni 2023 im Graitery-Tunnel, 86.6 km/h zu schnell; und am 23. Juni 2023 
auf der A1 Höhe Härkingen, 36 km/h über der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. 
(Anklageziffer 1.4.3.1; mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit). 

5.1.4 Weiter habe der Beschuldigte am 10. Juni 2023, im Girsberg-Tunnel, und zwei-
mal am 19. Juni 2023, in Moutier-Süd bei der Einfahrt auf die Autobahn und spä-
ter auf der Kantonsstrasse zwischen Court und Sorvillier, während des Lenkens 
eines Personenwagens mit dem Mobiltelefon hantiert und Videoaufnahmen ge-
tätigt (Anklageziffer 1.4.3.2; mehrfaches Vornehmen einer Verrichtung, welche 
die Bedienung des Fahrzeugs erschwert). 

5.1.5 Zudem habe der Beschuldigte in der Zeit vom 9. Juni 2023 bis 1. Juli 2023 an 
verschiedenen Orten in der Schweiz ein Motorfahrzeug ohne Berechtigung ge-
führt (Anklageziffer 1.4.3.3.; mehrfaches Fahren ohne Berechtigung). 

5.1.6 Dem Beschuldigten wird vorgeworfen, am 9. Juni 2023 beim Strassenverkehrs-
amt Orpund einen gefälschten kroatischen Reisepass und die damit erschlichene 
Schweizer Aufenthaltsbewilligung B vorgelegt zu haben, um das Motorfahrzeug 
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Audi S8 zu immatrikulieren. Gestützt darauf habe das Strassenverkehrsamt  
Orpund einen Fahrzeugausweis für das Fahrzeug ausgestellt (Anklageziffer 
1.4.3.4.; Missbrauch von Ausweisen). 

5.2 Rechtliches 

5.2.1 Wer in der Absicht, sich oder einem andern das Fortkommen zu erleichtern, Aus-
weisschriften, Zeugnisse, Bescheinigungen fälscht oder verfälscht, eine Schrift 
dieser Art zur Täuschung gebraucht, echte, nicht für ihn bestimmte Schriften die-
ser Art zur Täuschung missbraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe bestraft (Art. 252 StGB, Fälschung von Ausweisen). 

Unter den Begriff der Ausweisschriften fallen Urkunden, welche die Identität oder 
materielle oder formelle Qualifikationen einer Person festhalten, wie Pass, Iden-
titätskarte oder Führerausweis (BRUN/FORRER, in Annotierter Kommentar StGB, 
2. Aufl. 2025, Art. 252 StGB N. 3). Tathandlungen sind Fälschen, Verfälschen 
und der Gebrauch dieser Schriften.  

Subjektiv werden neben Vorsatz auch Täuschungsabsicht und die Absicht, sich 
oder einem anderen das Fortkommen zu erleichtern, verlangt. In Bezug auf die 
Absicht, sich oder einem anderen das Fortkommen zu erleichtern, genügt jede 
Verbesserung der persönlichen Lage (BGE 98 IV 55, 59 E. 2; WEDER, 
OFK/StGB/JStG, 21. Aufl. 2022, Art.  252 StGB N. 12). 

5.2.2 Wer die mit dem Vollzug des Ausländer- und Integrationsgesetzes betrauten Be-
hörden durch falsche Angaben oder Verschweigen wesentlicher Tatsachen 
täuscht und dadurch die Erteilung einer Bewilligung für sich oder andere er-
schleicht oder bewirkt, dass der Entzug einer Bewilligung unterbleibt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft (Art. 118 Abs. 1 AIG, 
Täuschung der Behörden). 

Art. 118 Abs. 1 AIG bestraft die Täuschung gegenüber Migrationsbehörden. Der 
Täter muss ein täuschendes Verhalten an den Tag legen, das bei den Migrati-
onsbehörden einen Irrtum erweckt, gestützt auf welchen sie eine Bewilligung er-
teilen oder es unterlassen, eine Bewilligung zu entziehen. Zwischen dem täu-
schenden Verhalten und dem Handeln der Behörden muss ein Motivationszu-
sammenhang bestehen. Die Täuschung muss sich also auf eine für die Bewilli-
gungserteilung bzw. -entziehung wesentliche Tatsache beziehen  
(VETTERLI/D’ADDARIO DI PAOLO, in: Caroni/Thurnherr (Hrsg.), K.s Handkommen-
tar zum AIG, 2. Aufl. 2024, Art. 118 AIG N. 3 f.). Die Tat kann nur vorsätzlich, 
Eventualvorsatz genügt, und nicht fahrlässig begangen werden  
(VETTERLI/D’ADDARIO DI PAOLO, a.a.O., Art. 118 AIG N. 8). 

5.2.3 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer ohne den 
erforderlichen Führerausweis ein Motorfahrzeug führt (Art. 95 Abs. 1 lit. a SVG). 
Bestraft wird das Lenken eines Motorfahrzeugs ohne Inhaber des für die fragliche 
Fahrzeugkategorie erforderlichen Führerausweises zu sein. Wer den 
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erforderlichen Führerausweis besitzt, diesen aber bei der Fahrt nicht bei sich 
trägt, ist nach Art. 99 Abs. 1 lit. b SVG zu bestrafen (MAURER, a.a.O., Art. 95 SVG 
N. 1). Sowohl die vorsätzliche wie auch die fahrlässige Begehung ist strafbar 
(Art. 100 Abs. 1 SVG). 

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätz-
lich durch unrichtige Angaben, Verschweigen erheblicher Tatsachen oder Vor-
lage von falschen Bescheinigungen einen Ausweis oder eine Bewilligung er-
schleicht (Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG). Tatobjekt bilden sowohl Führer- als auch 
Fahrzeugausweise. Die Tathandlung besteht in der Erschleichung eines Auswei-
ses durch eine Täuschungshandlung. Der subjektive Tatbestand verlangt Vor-
satz (MAURER, a.a.O., Art. 97 SVG N. 1, 9 ff.). 

Für die übrigen SVG-Delikte (grobe und qualifiziert grobe Verkehrsregelverlet-
zung durch Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit, einfache Ver-
kehrsregelverletzung durch Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung 
des Fahrzeugs erschwert) wird auf Erwägung 4.2.1 verwiesen. 

5.3 Beweismittel 

5.3.1 Aussagen von D. 

Die Vorwürfe, Fälschung von Ausweisen, Widerhandlung gegen das Ausländer- 
und Integrationsgesetz und die Strassenverkehrsregelverletzungen anerkannte 
der Beschuldigte an der Hauptverhandlung. Einzig das mehrfache Fahren ohne 
Berechtigung, in der Zeit vom 9. Juni bis 1. Juli 2023, stritt er ab. Der Beschul-
digte gab an, einen Führerschein aus dem Kosovo zu besitzen, den er aber nicht 
bei sich gehabt habe (SK 20.730.022 ff.).  

Im Vorverfahren gab D. bereits in der Einvernahme vom 18. Juli 2023, als er mit 
dem Vorwurf der gefälschten Dokumente konfrontiert wurde, zu Protokoll, dass 
er alles zugeben wolle (BA 13-01-0023). In der Schlusseinvernahme vom 
30. September 2024 anerkannte der Beschuldigte dann explizit, am 23. Novem-
ber 2022 für die Anmeldung bei der Gemeinde Y. einen gefälschten, kroatischen 
Reisepass, verwendet zu haben. Den kroatischen Reisepass habe er zudem zum 
Einlösen des Fahrzeugausweises und für den Erhalt des SBB SwissPass ge-
braucht. Für den Leasingvertrag habe er den kroatischen Führerausweis vorge-
legt (BA 13-01-0154 ff.). 

Zu den Strassenverkehrsdelikten führte er in der Schlusseinvernahme aus, dass 
er die Geschwindigkeitsüberschreitung am 23. Juni 2023, A1, Höhe Härkingen, 
anerkenne. Zudem gab er zu, vom 9. bis 30 Juni 2023 das Fahrzeug mit ge-
fälschtem kroatischen Führerausweis geführt zu haben. Die anderen Vorwürfe 
stritt er ab. Die Geschwindigkeit sei nicht so hoch gewesen, da die Tachoanzeige 
manipuliert gewesen sei. Mittels eines Knopfes unterhalb des Lenkrads habe 
man das aktivieren können (BA 13-01-0157 f.). 
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5.3.2 Polizeiberichte/Videoaufnahmen  

5.3.2.1 Die Untersuchung durch das FOR Zürich ergab, dass es sich beim kroatischen 
Führerausweis, lautend auf D., um eine Totalfälschung handelt (BA 05-01-0032). 
Gemäss Anzeige der BKP vom 4. Juni 2024 konnte der kroatische Reisepass, 
lautend auf D., bislang nicht aufgefunden werden (BA 05-01-0004). 

5.3.2.2 Aus der Anmeldung bei der Gemeinde Y. «Formulaire d’annonce pour les res-
sortissants étrangers» (BA 13-01-0037 ff.) ist ersichtlich, dass sich der Beschul-
digte D. als kroatischer Staatsangehöriger ausgab und einen auf sich lautenden 
kroatischen Reisepass vorlegte (BA 13-01-0037 ff.; -0040). Dem Schreiben des 
Office de la population des Kantons Bern vom 5. Januar 2024 kann entnommen 
werden, dass D. eine Aufenthaltsbewilligung bis zum 30. November 2027 erteilt 
worden ist (BA 17-02-0008 ff.). 

5.3.2.3 Im Mobiltelefon des Beschuldigten D. stellte die BKP eine Videoaufnahme sicher, 
datiert auf den 10. Juni 2023, 01:32 Uhr (BA 05-01-0045; Dateiname: 5.MP4). 
Die BKP führt zur Videoaufnahme in der Strafanzeige vom 4. Juni 2024 aus, dass 
sie einen Fahrzeuglenker bei einer Fahrt in einem Tunnel zeigt. Auf dem Tacho-
meter ist ersichtlich, dass die Geschwindigkeit des Fahrzeugs zeitweise knapp 
unter 170 km/h liegt (-0006). Zum Zeitpunkt 0:01 Uhr ist auf dem Video der Arm 
des Fahrers mit einer Armbanduhr zu sehen. Eine ähnliche Uhr und ein identi-
sches Tattoo trägt der Beschuldigte D. (-0007 f.) Die Geschwindigkeitsüber-
schreitung fand im Girsbergtunnel auf der A7 von Deutschland herkommend, 
kurz vor dem Ausfahrtsschild «Kreuzlingen Süd», statt. Auf dem Navigationssys-
tem des Personenwagens wird die Lokalisierung «A7 Girsbergtunnel» angezeigt, 
welche beim Zeitpunkt 0:05 Uhr auf dem Video ersichtlich ist. Des Weiteren ist 
das Ausfahrtsschild «Kreuzlingen Süd» beim Zeitpunkt 0:14 Uhr erkennbar (BA 
05-01-0001 ff.). 

5.3.2.4 Die BKP stellte auf dem Mobiltelefon von D. eine weitere Videoaufnahme sicher, 
datiert auf den 19. Juni 2023, 21:02 Uhr (BA 05-01-0045; Dateiname: 6.MOV). 
Die BKP führt in der Strafanzeige vom 4. Juni 2024 aus, dass sie einen Autofah-
rer bei einer Fahrt in einem Tunnel zeigt. Auf dem Tachometer ist ersichtlich, 
dass die Geschwindigkeit des Fahrzeugs ungefähr 180 km/h betrug (-0012). Im 
Fahrzeug befinden sich zum Zeitpunkt der Aufnahme mindestens drei Personen; 
der Fahrer, ein Beifahrer, sowie eine dritte Person, die auf der Rückbank sitzt 
und die Szene aufnimmt. Das Gesicht des Fahrers, der ein schwarzes T-Shirt 
sowie am linken Arm eine Armbanduhr trägt, ist im Rückspiegel erkennbar. Ge-
mäss BKP handelt es sich um D. (-0015 ff.). Die Geschwindigkeitsüberschreitung 
erfolgte im Autobahntunnel der A16 zwischen den Ortschaften Moutier BE und 
Court BE (Graitery-Tunnel), Fahrtrichtung Court. Dies ergibt sich aus einem an-
deren sichergestellten Video (BA 05-01-0045; Dateiname: 7.MOV), das eine Mi-
nute zuvor aufgenommen worden ist und die Einfahrt 14, Moutier-Süd, der 



- 49 - 

SK.2024.66 

Autobahn A16 in Fahrtrichtung Court BE zeigt. Auf der einspurigen Strecke im 
Tunnel galt eine maximale Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h (-0021 f.) 

5.3.2.5 Die vorgeworfene Geschwindigkeitsüberschreitung am 23. Juni 2023, 06:49 Uhr, 
in Härkingen, A1, basiert auf einer Radarmessung der Kantonspolizei Solothurn, 
welche die gefahrene Geschwindigkeit von 142 km/h und die zulässige Höchst-
geschwindigkeit von 100 km/h dokumentiert (BA 05-01-0029 ff.). 

5.3.2.6 Im Fahrzeugausweis für den Audi S8 sind die falschen kroatischen Personalien 
des Beschuldigten D. festgehalten worden (BA 05-01-0034). 

5.4 Beweiswürdigung 

5.4.1 In objektiver Hinsicht 

Das Geständnis von D. betreffend die gefälschten Dokumente deckt sich mit den 
übrigen Beweismitteln. Der gefälschte, kroatische Führerausweis, die Anmel-
dung bei der Gemeinde Y. oder der Schweizer Fahrzeugausweis zeigen, dass 
der Beschuldigte D., der einzig die kosovarische Staatsangehörigkeit besitzt, sich 
in der Schweiz einer falschen Identität bediente und sich mittels gefälschten kro-
atischen Führerausweises und Reisepasses als kroatischer Staatsangehöriger 
gegenüber der Leasingfirma, der SBB, dem Migrationsamt des Kantons Bern und 
dem Strassenverkehrsamt Orpund ausgab. Der objektive Sachverhalt gemäss 
den Anklageziffern 1.4.1, 1.4.2 und 1.4.3.4 ist erstellt. 

Der Beschuldigte D. anerkennt weiter, der Fahrzeuglenker bei den vorgeworfe-
nen Geschwindigkeitsüberschreitungen gewesen zu sein und mit dem Handy 
während der Fahrt hantiert zu haben. Dieses Geständnis deckt sich mit den Vi-
deoaufnahmen. 

Bestritten wird durch die Verteidigung die Höhe der Geschwindigkeitsüberschrei-
tung in den Fällen 1 und 2 der Anklageziffer 1.4.3.1., da ihr lediglich Videoauf-
nahmen des Tachos zugrunde liegen würden und die Messungen des TCS kei-
nen Beweiswert hätten, da nichts über die Qualifikationen des Gutachters be-
kannt sei und die Verteidigung nicht die Möglichkeit gehabt habe, Ergänzungs-
fragen zu stellen (SK 20.721.205). Diesem Einwand der Verteidigung ist nicht zu 
folgen. Zunächst ist festzuhalten, dass keine Anhaltspunkte vorliegen, dass der 
Audi S8 zur Tatzeit nicht in betriebssicherem und vorschriftsgemässem Zustand 
– also inkl. funktionierendem Tacho – verkehrte. Ein Abstellen auf die Tachoan-
zeige ist daher angezeigt. Wie vorne unter Erwägung 4.4.1 ausgeführt, wirft die 
Anklage nicht die auf dem Tacho angegebene Höchstgeschwindigkeit vor, son-
dern ein Wert, der zunächst abgerundet und in einem zweiten Schritt aufgrund 
der TCS-Messung nochmals reduziert wurde (Tachoanzeige bei den Fällen 1 und 
2: ca. 180 km/h; anschliessend Rundung auf 170 km/h; Reduzierung aufgrund 
Messung auf 166.6 km/h [BA 10-02-0722]). Diese Berechnung ist nachvollzieh-
bar und es kann daraus geschlossen werden, dass D. mindestens die vorgewor-
fenen Höchstgeschwindigkeiten gefahren ist. Die TCS-Messung ihrerseits wirkte 
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sich in casu zugunsten von D. aus, weshalb sie, trotz der Einwände, berücksich-
tigt werden kann. Dass D. die in der Anklageschrift vorgeworfenen Geschwindig-
keiten gefahren ist, ist demnach erstellt. Der objektive Sachverhalt gemäss den 
Anklageziffern 1.4.3.1 und 1.4.3.2 ist erstellt. 

Den Vorwurf ein Motorfahrzeug ohne Berechtigung in der Schweiz geführt zu 
haben, stritt D. an der Hauptverhandlung ab und gab an, über einen Führeraus-
weis im Kosovo verfügt zu haben. Diese spät im Verfahren vorgebrachte Be-
hauptung ist nicht glaubhaft. Zumal der Beschuldigte D. zuvor in der Schlussein-
vernahme den Vorwurf anerkannt hatte (BA 13-01-0158). Der Beschuldigte legte 
darüber hinaus auch kein entsprechendes Dokument vor. Das Gericht geht daher 
von einer Schutzbehauptung aus. Dass der Beschuldigte während der vorgewor-
fenen Tatzeit den Audi S8 in der Schweiz gelenkt hat, ist sodann durch den Be-
schuldigten anerkannt und durch die gefilmten Geschwindigkeitsüberschreitun-
gen zudem dokumentiert. Der objektive Sachverhalt gemäss Anklageziffer 
1.4.3.3. ist somit erstellt.  

5.4.2 In subjektiver Hinsicht 

Der Beschuldigte handelte im Wissen, dass er die kroatische Staatsangehörig-
keit nicht besass, und in der Absicht, die jeweilige Gegenpartei, das Leasingun-
ternehmen, die SBB, das Strassenverkehrsamt Orpund und schlussendlich noch 
das Migrationsamt des Kantons Bern, zu täuschen. Indem der Beschuldigte den 
Abschluss eines Leasingvertrages bzw. eines SBB-Abonnements anstrebte, 
handelte er in der Absicht, sich das Fortkommen zu erleichtern.  

Bei der Geschwindigkeitsüberschreitung am 10. Juni 2023 filmte sich der Be-
schuldigte D. selbst (Fall 1). Er zoomte dabei gezielt auf die Tachoanzeige rein. 
Bei der Geschwindigkeitsüberschreitung am 19. Juni 2023 filmte ein Dritter von 
der Rückbank des Fahrzeugs aus (Fall 2). Wobei auch hier gezielt auf die Ta-
choanzeige reingezoomt wurde. Diese Aufnahmen zeigen, dass der Beschul-
digte D. bewusst derart schnell fuhr, weshalb er die Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen auch selbst filmte bzw. filmen liess. Er handelte somit jeweils wissentlich 
und willentlich. Bei der Geschwindigkeitsüberschreitung von 86.6 km/h im Tun-
nel, mit Gegenverkehr, kommt hinzu, dass aus der Fahrweise von D. zu schlies-
sen ist, dass er das hohe Risiko eines Unfalls mit Toten oder Schwerverletzten 
billigend in Kauf nahm. 

Bei der Geschwindigkeitsüberschreitung am 23. Juni 2023, Anklageziffer 1.4.3.1, 
Fall 3, existiert keine Videoaufnahme. Aus der Höhe der Überschreitung, 
36 km/h, eine massive Überschreitung, ist auf ein bewusstes und gewolltes 
schnelles Fahren zu schliessen. 

Das Bedienen des Mobiltelefons erfolgte jeweils mit Wissen und Willen. Anders 
ist ein Bedienen des Mobiltelefons während der Fahrt in casu nicht möglich.  

Der subjektive Sachverhalt gemäss Anklageziffer 1.4. ist somit erstellt. 



- 51 - 

SK.2024.66 

5.5 Subsumtion 

5.5.1 Fälschung von Ausweisen 

Der gefälschte kroatische Reisepass sowie der gefälschte kroatische Führeraus-
weis stellen Ausweisschriften im Sinne von Art. 252 StGB dar, da der Reisepass 
eine Identität und der Führerausweis die Qualifikation einer Person festhält. 
Beide Dokumenten waren unecht, weil sie – entgegen dem erweckten Anschein 
– nicht vom kroatischen Staat ausgestellt worden waren, und unwahr, da der 
Beschuldigte über keine kroatische Staatsangehörigkeit besass. Die beiden Aus-
weise waren somit gefälscht im Sinne von Art. 252 StGB.  

Die Tathandlung bestand jeweils in der Tatbestandsvariante des Gebrauchs der 
Ausweisschrift zur Täuschung im Sinne von Art. 252 Abs. 3 StGB. Einmal 
täuschte der Beschuldigte D. beim Abschluss des Leasingvertrags mittels ge-
fälschtem Führerausweis und ein weiteres Mal zum Abschluss eines SBB-Abon-
nements mittels gefälschten Reisepasses. 

Der Beschuldigte handelte vorsätzlich, da er wusste, dass er die kroatische 
Staatsangehörigkeit nicht besass, und in der Absicht, die jeweilige Gegenpartei 
zu täuschen. Indem der Beschuldigte den Abschluss eines Leasingvertrages 
bzw. eines SBB-Abonnements anstrebte, handelte er in der Absicht, sich das 
Fortkommen zu erleichtern. 

Nach dem Gesagten ist der Tatbestand von Art. 252 StGB sowohl bei der Vorlage 
des Führerausweises für den Abschluss des Leasingvertrages als auch bei der 
Vorlage des kroatischen Reisepasses für das SBB-Abonnement erfüllt. Der Be-
schuldigte ist somit wegen mehrfacher Fälschung von Ausweisen im Sinne von 
Art. 252 Abs. 3 StGB schuldig zu sprechen. 

5.5.2 Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz 

Das Migrationsamt des Kantons Bern, welches für D. eine fünfjährige Aufent-
haltsbewilligung B EU/EFTA ausgestellt hat, stellt eine mit dem Vollzug des Aus-
länder- und Integrationsgesetzes betraute Behörde im Sinne von Art. 118 Abs. 1 
AIG dar. Durch die falsche Angabe von D., kroatischer Staatsangehöriger zu 
sein, täuschte er das Migrationsamt, welches im Irrtum eine Aufenthaltsbewilli-
gung erteilte. Der objektive Tatbestand der Widerhandlung gegen das Ausländer- 
und Integrationsgesetz im Sinne von Art. 118 Abs. 1 AIG ist somit erfüllt. 

Der Beschuldigte handelte vorsätzlich, da er wusste, dass er die kroatische 
Staatsangehörigkeit nicht besass, und in der Absicht, die jeweilige Gegenpartei 
zu täuschen. D. hat somit den Tatbestand der Widerhandlung gegen das Aus-
länder- und Integrationsgesetz im Sinne von Art. 118 Abs. 1 AIG erfüllt. 

5.5.3 Widerhandlung gegen das Strassenverkehrsgesetz 

Eine grobe Verkehrsregelverletzung im Sinne von Art. 90 Abs. 2 SVG liegt vor, 
wenn die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf richtungsgetrennten Autostrassen 
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(100 km/h) und Autobahnen (120 km/h) um 35 km/h überschritten wird (E. 4.2.1). 
Die Geschwindigkeitsüberschreitungen von 66.6 km/h und 36 km/h auf der Au-
tobahn A7 bzw. A1 (Anklageziffer 1.4.3.1, Fälle 1 und 3) erfüllen somit jeweils 
den Tatbestand der groben Verkehrsregelverletzung im Sinne von Art. 90 Abs. 2 
SVG. 

Die Geschwindigkeitsüberschreitung um 86.6 km/h bei signalisierten 80 km/h ist 
eine besonders krasse Missachtung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Sie 
erfüllt den objektiven Tatbestand der Art. 90 Abs. 3 und 4 lit. c SVG, die eine 
Überschreitung um mindestens 60 km/h, wo die Höchstgeschwindigkeit höchs-
tens 80 km/h beträgt, als besonders krasse Missachtung qualifizieren. Art. 90 
Abs. 3 SVG sieht eine Freiheitsstrafe von einem bis vier Jahren vor. Der seit 
1. Oktober 2023 eingeführte Art. 90 Abs. 3ter SVG öffnet den Strafrahmen der 
möglichen Freiheitstrafe gegen unten und führte zudem die Geldstrafe als zu-
sätzliche Sanktionsart ein. Da der Beschuldigte D. in den zehn Jahren vor der 
Tat nicht wegen eines Verbrechens oder eines Verkehrsdelikts verurteilt worden 
war, das die Sicherheit Dritter ernsthaft gefährdet oder zu Verletzungen oder zum 
Tod Dritter geführt hatte, findet Art. 90 Abs. 3ter SVG Anwendung. 

Indem der Beschuldigte D., währenddessen er das erwähnte Motorfahrzeug 
lenkte und im Fall 1 gleichzeitig mit der rechten Hand mit der Handykamera den 
Tacho filmte und in den Fällen 2 und 3 mit der rechten Hand mit dem Mobiltelefon 
hantierte (Tabelle 5), wendete er jeweils seine Aufmerksamkeit nicht der Strasse 
und dem Verkehr zu, wodurch die Bedienung des Fahrzeugs erschwert war. Die-
ses Verhalten erfüllt somit den objektiven Tatbestand von Art. 31 Abs. 1 SVG 
und Art. 3 Abs. 1 VRV und stellt jeweils eine einfache Verkehrsregelverletzung 
im Sinne von Art. 90 Abs. 1 SVG dar. 

Der Beschuldigte lenkte vom 9. Juni 2023 bis 1. Juli 2023 ein Motorfahrzeug in 
der Schweiz, obschon er über keine Berechtigung verfügte, ein Motorfahrzeug 
zu führen. Das Lenken eines Motorfahrzeugs ohne Berechtigung erfüllt den ob-
jektiven Tatbestand des Fahrens ohne Berechtigung im Sinne von Art. 95 Abs. 1 
lit. a SVG. Da der Beschuldigte zu verschiedenen Tagen ein Motorfahrzeug ge-
führt hat, liegt ein mehrfaches Lenken eines Motorfahrzeugs ohne Berechtigung 
vor. 

Indem der Beschuldigte D. einen gefälschten und unwahren, kroatischen Reise-
pass und die damit erschlichene Schweizer Aufenthaltsbewilligung dem Stras-
senverkehrsamt vorlegte, täuschte er mittels Vorlage von falschen Bescheinigun-
gen im Sinne der betreffenden Tatvariante von Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG. Das 
Strassenverkehrsamt stellte ihm daraufhin einen Fahrzeugausweis aus, wodurch 
der objektive Tatbestand von Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG vollendet wurde. 

Wie vorne in Erwägung 5.4.2 festgehalten, handelte der Beschuldigte D. bei den 
Verstössen gegen das Strassenverkehrsgesetz mit Wissen und Willen. Wobei 
eine Einschränkung zur Geschwindigkeitsüberschreitung von 86.6 km/h, Ankla-
geziffer 1.4.3.1., Fall 2, anzubringen ist. Das Risiko eines Unfalls mit Toten oder 
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Schwerverletzten wollte der Beschuldigte mit dieser Fahrt nicht direkt herbeifüh-
ren, er nahm es jedoch billigend in Kauf nahm. 

Der Beschuldigte D. handelte somit betreffend die Strassenverkehrsdelikte vor-
sätzlich, wobei betreffend Anklageziffer 1.4.3.1 Eventualvorsatz vorlag. Der sub-
jektive Tatbestand ist jeweils erfüllt. 

5.5.4 Insgesamt hat sich somit der Beschuldigte D. der mehrfachen Fälschung von 
Ausweisen im Sinne von Art. 252 Abs. 3 StGB; der Widerhandlung gegen das 
Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne von Art. 118 Abs. 1 AIG; der mehr-
fachen groben und qualifiziert groben Verkehrsregelverletzung durch mehrfa-
ches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im Sinne von Art. 90 
Abs. 2, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG; der mehrfachen 
einfachen Verkehrsregelverletzung durch Vornehmen einer Verrichtung, welche 
die Bedienung des Fahrzeugs erschwert im Sinne von Art. 90 Abs. 1 SVG i.V.m. 
Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 VRV; des mehrfachen Fahrens ohne Be-
rechtigung im Sinne von Art. 95 Abs. 1 lit. a SVG und des Missbrauchs von Aus-
weisen im Sinne von Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG schuldig gemacht. 

6. Vorwürfe an den Beschuldigten E. 
Widerhandlungen gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz (Art. 115 
Abs. 1 lit. a und b AIG) 

6.1 Anklagevorwurf 

E. wird vorgeworfen, trotz eines gegen ihn bestehenden Schengener-Einreise-
verbots, am 23. Juni 2023, beim Grenzübergang Bardonnex GE mit dem Fahr-
zeug in die Schweiz eingereist zu sein und sich vom 23. Juni 2023 bis 
2. Juli 2023 an verschiedenen Orten in der Schweiz rechtswidrig aufgehalten zu 
haben. (Anklageziffer 1.5; Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrati-
onsgesetz). 

6.2 Rechtliches 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe wird bestraft, wer Einreise-
vorschriften nach Art. 5 AIG verletzt (Art. 115 Abs. 1 lit. a AIG) oder sich rechts-
widrig, namentlich nach Ablauf des bewilligungsfreien oder des bewilligten Auf-
enthalts, in der Schweiz aufhält (Art. 115 Abs. 1 lit. b AIG). Ein Anwendungsfall 
von lit. a ist gegeben, wenn eine ausländische Person, die in die Schweiz einrei-
sen will, von einer Fernhaltemassnahme – also einem Einreiseverbot nach 
Art. 67 oder Art. 68 Abs. 3 AIG, oder einer Landesverweisung nach StGB – be-
troffen ist (MAURER, a.a.O., Art. 115 AIG N. 11). Die Strafbarkeit gemäss lit. b 
setzt eine gewisse Dauer des Aufenthalts voraus. Bei einer Abreise vor Ablauf 
von 24 Stunden nach Eintritt der Illegalität dürfte es an der Strafbarkeit fehlen 
(MAURER, Art. 115 AIG N. 19). 
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6.3 Beweismittel 

6.3.1 Aussagen von E. 

Den Vorwurf der rechtswidrigen Einreise und des rechtswidrigen Aufenthalts an-
erkannte der Beschuldigte E. an der Hauptverhandlung (SK 20.730.028). 

Im Vorverfahren machte E. keine expliziten Aussagen zum Vorwurf der rechts-
widrigen Einreise und des rechtswidrigen Aufenthalts (BA 13-05-0066). Dass er 
sich zum fraglichen Zeitpunkt in der Schweiz aufgehalten hat, ergibt sich aller-
dings aus seinen Aussagen im Zusammenhang mit den Sprengstoff-Vorwürfen. 
So sagte er aus, im Fahrzeug mitgefahren zu sein, in welchem die Feuerwerks-
körper von Frankreich in die Schweiz gebracht worden seien. Anschliessend 
habe er beim Beschuldigten D. und im Hotel übernachtet (BA 13-05-0032 ff.;  
-0035 f.; -0041). 

6.3.2 Polizeiberichte 

Die BKP hält in ihrem Schlussbericht vom 2. Juli 2024 fest, dass E. unter seinem 
Alias E1. im Schengener Informations-System (SIS) seit dem 20. Juli 2022 we-
gen der Umgehung des Einreise- und Aufenthaltsrechts der Europäischen Union 
oder des nationalen Rechts zur Personenfahndung zwecks Einreiseverweige-
rung ausgeschrieben ist (BA 10-02-0585 ff.; 0622; BA 10-02-0040). 

Gemäss Gutachten des FOR vom 10. November 2023 konnten daktyloskopische 
Spuren des Beschuldigten E. an den Plastikverpackungen der «Super Cobra 6» 
Knaller, sichergestellt im H.-Shop in Z., nachgewiesen werden (BA 11-01-0104 
ff.). 

6.4 Beweiswürdigung 

Erstellt ist (E. 2.5.2), dass E. an der Einfuhr und Lagerung der «Super Cobra 6» 
Knaller und der Herstellung der USBV beteiligt war. Sein Geständnis, in die 
Schweiz eingereist zu sein und sich in der Schweiz aufgehalten zu haben, kor-
respondiert damit und ist vor diesem Hintergrund glaubhaft. Weiter ist das Schen-
gener-Einreiseverbot gegenüber dem Beschuldigten E. durch den Polizeibericht 
belegt, und von ihm auch nicht bestritten. Der Beschuldigte wusste vom Einrei-
severbot und dass er sich in der Schweiz aufhielt. Er hielt sich somit wissentlich 
und willentlich trotz Einreiseverbot in der Schweiz auf. 

Der Sachverhalt gemäss Anklageziffer 1.5 ist erstellt. 

6.5 Subsumtion 

Indem E. trotz Schengener-Einreiseverbot am 23. Juni 2023 in die Schweiz ein-
reiste, verletzte er die Einreisevorschriften der Schweiz und erfüllt somit den ob-
jektiven Tatbestand von Art. 115 Abs. 1 lit. a AIG. Der anschliessende Aufenthalt 
bis am 2. Juli 2023 war entsprechend illegal und mehrere Tage lang, wodurch 
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die gewisse Dauer des rechtswidrigen Aufenthaltes, zu bejahen ist und der ob-
jektive Tatbestand von Art. 115 Abs. 1 lit. b AIG ebenfalls erfüllt ist.  

Der Beschuldigte handelte im Wissen um das Einreiseverbot und wollte sich den-
noch in der Schweiz aufhalten. Er handelte somit mit direktem Vorsatz. Der sub-
jektive Tatbestand von Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG ist erfüllt. 

6.6 E. ist der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne 
von Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG schuldig zu sprechen. 

7. Strafzumessung 

7.1 Rechtliches 

7.1.1 Das Gericht misst die Strafe nach dem Verschulden des Täters zu. Es berück-
sichtigt das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse sowie die Wirkung der 
Strafe auf das Leben des Täters (Art. 47 Abs. 1 StGB). Das Verschulden wird 
nach der Schwere der Verletzung oder Gefährdung des betroffenen Rechtsguts, 
nach der Verwerflichkeit des Handelns, den Beweggründen und Zielen des Tä-
ters sowie danach bestimmt, wie weit der Täter nach den inneren und äusseren 
Umständen in der Lage war, die Gefährdung oder Verletzung zu vermeiden 
(Art. 47 Abs. 2 StGB). 

Im Rahmen der Strafzumessung gemäss Art. 47 StGB hat das Gericht zuerst die 
objektiven und subjektiven Tatumstände (Tatkomponenten) zu gewichten und 
die sich daraus ergebende hypothetische Strafe zu definieren (BGE 134 IV 132 
E. 6.1). Die objektive Tatkomponente umfasst das Ausmass des verschuldeten 
Erfolgs und die Art und Weise des Vorgehens, während sich die subjektive Tat-
komponente auf die Beweggründe, die Intensität des deliktischen Willens und 
das Mass an Entscheidungsfreiheit bezieht (BGE 129 IV 6 E. 6.1). Sodann ist die 
anhand der objektiven und subjektiven Tatumstände ermittelte hypothetische 
Strafe bei Vorliegen täterrelevanter Strafzumessungsfaktoren zu erhöhen bzw. 
zu reduzieren (BGE 136 IV 55 E. 5.7). 

7.1.2 Hat der Täter durch eine oder mehrere Handlungen die Voraussetzungen für 
mehrere gleichartige Strafen erfüllt, so verurteilt ihn das Gericht zu der Strafe der 
schwersten Straftat und erhöht sie angemessen. Es darf jedoch das Höchstmass 
der angedrohten Strafe nicht um mehr als die Hälfte erhöhen. Dabei ist es an das 
gesetzliche Höchstmass der Strafart gebunden (Art. 49 Abs. 1 StGB). Gemäss 
Rechtsprechung des Bundesgerichts ist die Bildung einer Gesamtstrafe in An-
wendung des Asperationsprinzips nach Art. 49 Abs. 1 StGB nur möglich, wenn 
das Gericht im konkreten Fall für jeden einzelnen Normverstoss gleichartige Stra-
fen ausfällt (sog. konkrete Methode; BGE 144 IV 217 E. 2.2, 3.3 und 3.4). 

Mehrere gleichartige Strafen liegen vor, wenn das Gericht im konkreten Fall für 
jeden einzelnen Normverstoss gleichartige Strafen ausfällt (konkrete Methode). 
Dass die anzuwendenden Strafbestimmungen abstrakt gleichartige Strafen 
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vorsehen, genügt nicht. Geldstrafe und Freiheitsstrafe sind keine gleichartigen 
Strafen im Sinne von Art. 49 Abs. 1 StGB (BGE 144 IV 217 E. 2.2; 144 IV 313 
E. 1.1.1; 138 IV 120 E. 5.2; Urteil des Bundesgerichts 6B_375/2014 vom 28. Au-
gust 2014 E. 2.7.1; ACKERMANN, Basler Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 49 StGB 
N. 86 f., 90). Die Bildung einer Gesamtstrafe ist bei ungleichartigen Strafen nicht 
möglich (BGE 144 IV 313 E. 1.1.1). 

Bei der Bildung der Gesamtstrafe ist vorab der Strafrahmen für die schwerste Tat 
zu bestimmen und alsdann die Einsatzstrafe für die schwerste Tat innerhalb die-
ses Strafrahmens festzusetzen. Schliesslich ist die Einsatzstrafe unter Einbezug 
der anderen Straftaten in Anwendung des Asperationsprinzips angemessen zu 
erhöhen. Das Gericht hat mithin in einem ersten Schritt, unter Einbezug aller 
straferhöhenden und strafmindernden Umstände, gedanklich die Einsatzstrafe 
für das schwerste Delikt festzulegen. In einem zweiten Schritt hat es diese Ein-
satzstrafe unter Einbezug der anderen Straftaten zu einer Gesamtstrafe zu er-
höhen, wobei es ebenfalls den jeweiligen Umständen Rechnung zu tragen hat 
(Urteil des Bundesgerichts 6B_218/2010 vom 8. Juni 2010, E. 2.1 mit Hinweisen). 

7.1.3 Nach dem Prinzip der Verhältnismässigkeit soll bei alternativ zur Verfügung ste-
henden Sanktionen im Regelfall diejenige gewählt werden, die weniger stark in 
die persönliche Freiheit des Betroffenen eingreift bzw. die ihn am wenigsten hart 
trifft (BGE 138 IV 120 E. 5.2 S. 123; 134 IV 97 E. 4.2.2; 134 IV 82 E. 4.1; Urteil 
der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts CA.2020.22 vom 16. Dezem-
ber 2021 E. 4.3).  

Dieser Grundsatz gilt aber nicht absolut, sondern kennt Ausnahmen: 

a) Gemäss Art. 41 Abs. 1 StGB kann das Gericht statt auf eine Geldstrafe auf 
eine Freiheitsstrafe erkennen, wenn eine solche geboten erscheint, um den Täter 
von der Begehung weiterer Verbrechen oder Vergehen abzuhalten (lit. a); oder 
eine Geldstrafe voraussichtlich nicht vollzogen werden kann (lit. b). 

b) Bei der Wahl der Strafart ist ausserdem zu beachten, dass der Grundsatz 
Geldstrafe vor Freiheitsstrafe auch nach der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung nicht absolut gilt, sondern Ausnahmen kennt (vgl. BGE 147 IV 241 E. 3.2). 
Das Bundesgericht ging in einem jüngeren Urteil auf die wichtigsten Kriterien bei 
der Wahl der Strafart ein. Es erwog, dass insbesondere die Schuld des Täters zu 
berücksichtigen ist, um die Art der Strafe zu bestimmen, die eine Straftat nach 
Art. 47 StGB sanktionieren soll (BGE 147 IV 241 E. 3.2; 144 IV 217 E. 3.3.1 
S. 225). In einem weiteren Urteil hat es darauf hingewiesen, dass die Schuld des 
Täters für die Wahl der Sanktion nicht (allein) entscheidend ist (BGE 144 IV 313 
E. 1.1.1 S. 317, insbesondere mit Verweis auf BGE 137 II 297 E. 2.3.4). Das ist 
insofern zu verstehen, wenn verschiedene Arten von Strafen in Betracht kom-
men. In einem solchen Fall kann die Schuld des Täters nicht das entscheidende 
Kriterium sein, sondern es muss neben der Angemessenheit der Strafe, Zweck-
mässigkeit einer bestimmten Sanktion, deren Auswirkungen auf den Täter und 
seine soziale Situation sowie ihrer Wirkung im Hinblick auf die Prävention 
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beurteilt werden (BGE 147 IV 241 E. 3.2; 144 IV 313 E. 1.1.1; 137 II 297 E. 2.3.4; 
134 IV 97 E. 4.1). In seiner jüngeren Rechtsprechung ist das Bundesgericht so-
gar via das Konstrukt eines sogenannten Gesamtzusammenhangs dazu überge-
gangen, die auch von ihm grundsätzlich unbestrittene und in zahlreichen Leitent-
scheiden befürwortete konkrete Methode ausnahmsweise nicht anzuwenden 
(siehe statt vieler: BGE 142 IV 265 E. 2.4.3; Urteil des Bundesgerichts 
6B_210/2017 vom 25. September 2017 E. 2.2.1), und zwar beispielsweise, wenn 
die einzelnen Straftaten zeitlich und sachlich derart eng miteinander verknüpft 
sind, dass sich diese nicht sinnvoll auftrennen und beurteilen lassen (vgl. Urteil 
des Bundesgerichts 6B_1196/2015 vom 27. Juni 2016 E. 2.4.2; ACKERMANN, 
a.a.O., Art. 49 StGB N. 118a). 

7.1.4 Nach Art. 104 StGB unterliegen auch Übertretungsbussen dem Asperationsprin-
zip gemäss Art. 49 StGB (statt vieler: Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich 
ZH SB220367 vom 27. September 2023 E. V/C/4.1; Urteile des Kantonsgerichts 
Basel-Landschaft 460 23 55 vom 26. Juni 2023 E. 4.2.1.1; 460 21 27 vom 18. Ok-
tober 2022 E. III.FA).  

Nach Art. 5 Abs. 1 des Ordnungsbussengesetzes vom 18. März 2016 (Ordnungs-
bussengesetz; OBG; SR 314.1) gilt bei Ordnungsbussen grundsätzlich das Ku-
mulationsprinzip. Demgemäss werden die Bussen zusammengezählt, und es 
wird eine Gesamtbusse auferlegt, wenn der Täter durch eine oder mehrere Wi-
derhandlungen mehrere Übertretungstatbestände, die im Ordnungsbussenver-
fahren geahndet werden, erfüllt (BGE 134 IV 229 E. 2.2). 

7.1.5 Hat der Sachrichter im gleichen Verfahren Mittäter zu beurteilen, so ist bei der 
Verschuldensbewertung mit zu berücksichtigen, in welchem gegenseitigen Ver-
hältnis die Tatbeiträge stehen. Der Grundsatz der Gleichbehandlung und Gleich-
mässigkeit der Strafzumessung gebietet, dass sich jeder für den ihm zukommen-
den Anteil an der Unrechtmässigkeit der Tat zu verantworten hat. Ist der Tatbei-
trag gleichwertig, so führt das zunächst zu einer gleichen (objektiven) Schuldein-
schätzung. Erst wenn auch die subjektive Vorwerfbarkeit identisch ist und sich 
überdies namentlich die individuellen Täterkomponenten gleichmässig auswir-
ken, drängt sich die gleiche Strafe für Mittäter auf. Häufig liegen jedoch ungleiche 
Strafzumessungsfaktoren vor, weil sich die subjektive Verschuldensbewertung 
oder die persönlichen Verhältnisse unterscheiden. In diesen Fällen kann es zu 
unterschiedlichen Strafen kommen. Der Grundsatz der Gleichmässigkeit ist nur 
verletzt, wenn es der Richter bei der Festlegung der einzelnen Strafen unterlässt, 
im Sinne einer Gesamtbetrachtung beide Strafzumessungen in Einklang zu brin-
gen. Die Berücksichtigung des richtigen Verhältnisses der Strafe zu derjenigen 
des Mittäters kann als eigenes und zusätzliches Element der Strafzumessung 
betrachtet werden. (vgl. Urteil 6S.410/2005 vom 7. Juni 2006 E. 17.4.2). 
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7.2 A. 

7.2.1 Strafart und Strafrahmen 

Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen schuldig gesprochen (Art. 226 Abs. 1 und 2 
StGB). Abstrakt schwerste Tat ist die Verurteilung wegen Herstellens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen (Abs. 1); die Strafandrohung für dieses Delikt 
bzw. Verbrechen lautet auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jah-
ren. Dieses bildet somit Ausgangspunkt der Strafzumessung. 

Das Verbergen und Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Gasen 
(Abs. 2) ist ebenfalls ein Verbrechen, welches mit Freiheitsstrafe von einem Mo-
nat bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe nicht unter 30 Tagessätzen bestraft wird.  

Wie nachfolgend aufzuzeigen sein wird, erachtet das Gericht neben der für das 
Delikt nach Art. 226 Abs. 1 StGB zwingend auszufällenden Freiheitsstrafe diese 
Sanktionsart auch für das Delikt nach Art. 226 Abs. 2 StGB nach der vom Bun-
desgericht anzuwendenden konkreten Methode für schuldadäquat (E. 7.2.3). 

Das Gericht ist somit gehalten, eine Gesamtstrafe zu bilden. Die Deliktsmehrheit 
wirkt sich strafschärfend aus. Die Anwendung des Asperationsprinzips führt in-
nerhalb des Strafrahmens von Art. 226 Abs. 1 StGB zu einer Strafschärfung. 

7.2.2 Tatkomponenten 

7.2.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen 

Hinsichtlich der objektiven Tatschwere ist zu berücksichtigen, dass A. drei unter-
schiedliche USBV herstellte, wovon zwei einsatzbereit waren. Die USBV 1.1 ver-
fügte über eine Wirkladung von ca. 360 Gramm, die USBV 1.2 von 
ca. 500 Gramm und die USBV 2 von ca. 2'675 Gramm Blitzknallsatz. Bei einer 
Detonation wäre mit potenziellen Schäden zu rechnen gewesen (E. 2.3.8.2): zum 
Beispiel bei Detonation der USBV 2 bis zu einer Distanz von ca. 2.5 m für Men-
schen mit tödlicher Wirkung, bis ca. 10 m mit Schäden an Fenstern, Türen, Dä-
chern und leichten Zwischenwänden und bis ca. 280 m mit der Gefahr von Ge-
hörschäden. Die Wirkungskraft der hergestellten USBV war somit beachtlich. Bei 
der Herstellung dieser USBV hatte A. insofern eine zentrale Rolle inne, da nur er 
das dafür nötige Know-how hatte. Mit seinem Tatbeitrag stand und fiel die ge-
plante Bankomatensprengung. Ihm kam somit aufgrund seines Fachwissens in-
nerhalb der mittäterschaftlichen Tatbegehung eine tragende Rolle zu. Die Tatbe-
gehung mit den Mitbeschuldigten war arbeitsteilig. D. stellte den H.-Shop F. für 
den Bau der USVB zur Verfügung und die anderen Beschuldigten sorgten dafür, 
dass das notwendige Material vor Ort war. Mit Blick auf den Zweck der USBV 
handelte er rücksichtslos und verwerflich. Er stellte die USBV zum Zwecke der 
Geldautomatensprengung her, was von einer gewissen Skrupellosigkeit zeugt. 
Die Art und Weise der Tatausführung war zunächst zielstrebig. Unmittelbar nach 
der Ankunft am Zielort im H.-Shop begann er mit dem Bau der USBV. Die 
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Tatausführung war sodann gekonnt, was die unterschiedlichen Bauweisen der 
USBV – mit pyrotechnischer oder elektrischer Anzündung – deutlich zeigt. Aber 
auch der Umstand, dass es ihm gelang, die USBV ohne Waage mit einer für eine 
Bankomatensprengung geeigneten Menge mit Blitzknallsatz zu füllen und bei der 
Herstellung der USBV notgedrungen zu improvisieren, lässt insgesamt auf eine 
professionelle Vorgehensweise schliessen, was eine erhebliche kriminelle Ener-
gie offenbart. 

In subjektiver Hinsicht ist zunächst das direktvorsätzliche Handeln des Beschul-
digten zu berücksichtigen. Die Intensität des deliktischen Willens war erheblich. 
Er hat seinem Ziel, mit der Herstellung der USBV die Aufsprengung von Banko-
maten zu ermöglichen, alle anderen, tatsächlich oder potenziell auf dem Spiel 
stehenden Rechtsgüter – fremdes Eigentum sowie Leib und Leben Dritter – un-
tergeordnet. Sein bedenkenloses Verhalten gegenüber fremden Rechtsgütern ist 
daher als rücksichtslos zu qualifizieren. Er handelte aus finanziellen Motiven. Hin-
sichtlich des Beweggrundes ist zu berücksichtigen, dass sich der Beschuldigte in 
einem finanziellen Engpass befand, welcher ihn aufgrund seiner damaligen Dro-
genabhängigkeit, Arbeitslosigkeit und damaligen Schulden dazu verleitete, rasch 
zu Geld zu kommen. Aufgrund dieser Gemengelage dürfte der psychische Druck 
auf den Beschuldigten, sich nicht wohl zu verhalten, entsprechend gross gewe-
sen sein. Leicht strafmindernd ist zu berücksichtigen, dass er die Tat im Auftrag 
eines Hintermannes in den Niederlanden zwecks Schuldentilgung beging. 
Nichtsdestotrotz hätte er die Tat ohne Weiteres vermeiden können. Erschwerend 
kommt indessen hinzu, dass er als typischer «Kriminaltourist» einzig zur Delikts-
verübung in die Schweiz einreiste; er hat keinerlei familiäre oder berufliche Be-
ziehungen zum Land. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist gesamthaft betrachtet mittel-
schwer. Die gedankliche Einsatzstrafe ist auf 26 Monate Freiheitsstrafe festzu-
setzen. 

7.2.2.2 Einzelstrafe für das Verbergen von Sprengstoffen 

In Bezug auf das objektive Tatverschulden fällt ins Gewicht, dass A. im H.-Shop 
am Boden in einem offenen Plastiksack 460 Gramm Blitzknallsatz und in einer 
Kartonschachtel 78 noch nicht delaborierte Knaller zu je ca. 28 Gramm Blitzknall-
satz des Typs «Super Cobra 6», insgesamt somit 2'644 Gramm Blitzknallsatz, 
lagerte. Das Lagern geschah jedoch bloss für einen sehr kurzen Zeitraum von 
wenigen Stunden. Indem der Beschuldigte den Sprengstoff an sich nahm und bei 
sich während der Herstellung lagerte, erhöhte er die abstrakte Gefährdung aller-
dings nicht, sondern hielt sie lediglich aufrecht, da die abstrakte Gefährdung be-
reits durch das vorherige Lagern im H.-Shop bestanden hatte. Das objektive Tat-
verschulden ist als leicht zu qualifizieren. 

In subjektiver Hinsicht ist zu berücksichtigen, dass A. die Böller von D. in einer 
Schachtel überreicht hielt. Erst anschliessend beim Herstellen der USBV reali-
sierte er, dass er mehr Böller bei sich lagerte, als er zur Herstellung der USBV 
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benötigte. Ab dann lagerte er die Böller und den offenen Blitzknallsatz direktvor-
sätzlich. Dass A. diese Böller und den vorrätigen Blitzknallsatz nicht umgehend 
an D. retournierte, geschah primär aus Bequemlichkeit und nicht aus einer krimi-
nellen Motivation heraus. Das subjektive Tatverschulden ist somit ebenfalls als 
leicht zu qualifizieren.  

Insgesamt ist von einem leichten Tatverschulden auszugehen. Unter Berücksich-
tigung der Tatkomponenten erscheint es angemessen, für die Tat eine Strafe in 
Höhe von 90 Tagen Freiheitsstrafe bzw. 90 Tagessätzen festzusetzen. 

7.2.3 In Bezug auf die Wahl der Sanktionsart ergibt sich Folgendes: 

Beim Beschuldigten handelt es sich um einen typischen «Kriminaltouristen». Er 
hat mehrere Vorstrafen (siehe E. 7.2.5.1). Von daher gesehen, kann die präven-
tive Wirkung einer monetären Sanktion auf den ohnehin mittellosen Beschuldig-
ten heute verneint werden. Mit Blick auf die Zweckmässigkeit der Sanktion und 
ihre spezialpräventive Wirkung erscheint daher eine Freiheitsstrafe gerechtfer-
tigt, zumal zwischen den Delikten ein enger örtlicher und zeitlicher Sachkonnex 
besteht. 

7.2.4 Hypothetische Gesamtstrafe 

Nach dem Gesagten erscheint es angemessen, die Einsatzstrafe für das Her-
stellen von Sprengstoffen (26 Monate Freiheitsstrafe) um 2 Monate für das La-
gern von Sprengstoffen zu asperieren. Das ergibt eine hypothetische Gesamt-
freiheitsstrafe von 28 Monaten Freiheitsstrafe. 

7.2.5 Täterkomponenten 

7.2.5.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse 

Der 28-jährige Beschuldigte ist spanischer Staatsangehöriger. Er wuchs mit sei-
nen Eltern und zwei Geschwistern in Spanien und Frankreich auf. Er ging danach 
in die Niederlande, Paraguay und Brasilien, bevor er wieder in die Niederlande 
zurückkehrte. Gemäss eigenen Angaben hatte er keinen festen Wohnsitz. Er ab-
solvierte eine Ausbildung als Schweisser. Danach arbeitete er in den Niederlan-
den im Transportwesen. Nachdem er arbeitslos wurde, war er rund 10 Jahre dro-
genabhängig. An der Hauptverhandlung brachte er vor, während des Strafvoll-
zugs in der Schweiz von den Drogen losgekommen zu sein (SK 20.730.003 f.,  
-005). 

Der Beschuldigte hat aufgrund des Strafvollzugs weder ein ordentliches Erwerbs-
einkommen noch Vermögen. Schulden hat er nach eigenen Angaben keine. Zu 
seinen Zukunftsplänen befragt, gab er in der Hauptverhandlung an, dass er nach 
der Haftentlassung mit seiner Verlobten in Brasilen leben und arbeiten will 
(SK 20.730.004). 



- 61 - 

SK.2024.66 

Der Führungsbericht der Justizvollzugsanstalt W. vom 19. März 2025 ist durch-
wegs positiv und bescheinigt dem Beschuldigten insgesamt ein gutes Vollzugs-
verhalten (SK 20.231.7.004 ff.) 

Der Beschuldigte ist mehrfach vorbestraft: In Frankreich wurde er mit Urteil des 
Tribunals de Grande Instance de Bordeaux vom 15. Dezember 2017 und 
29. Juni 2018 wegen Strassenverkehrs- bzw. Betäubungsmitteldelikten zu Bus-
sen verurteilt (BA 17-03-0003 ff.).  

Die Vorstrafen bilden Bestandteil des Vorlebens des Täters und dürfen nach 
Art. 47 Abs. 1 Satz 2 StGB bei der Bemessung der Strafe berücksichtigt werden 
(statt vieler: BGE 136 IV 1 E. 2.6.2; 121 IV 3 E. 1b, 1c/dd). Im Ausland begangene 
Straftaten und dort verbüsste Strafen bilden ebenso wie im Inland erlittene Vor-
strafen Bestandteil des Vorlebens des Täters und dürfen nach Art. 47 Abs. 1 
Satz 2 StGB bei der Bemessung der Strafe berücksichtigt werden (Urteil des 
Bundesgerichts 6B_258/2015 vom 26. Oktober 2015 E. 1.2.1, mit Hinweis auf 
BGE 105 IV 225 E. 2 S. 226). 

Da die Vorstrafen rund 8 Jahre zurückliegen und nicht einschlägig sind, ist eine 
Straferhöhung nicht angezeigt. 

Unter den persönlichen Verhältnissen muss das Gericht auch die Strafempfind-
lichkeit des Beschuldigten in Betracht ziehen (BGE 135 IV 130 E. 5.5). Anhalts-
punkte für eine erhöhte Strafempfindlichkeit liegen nicht vor (vgl. statt vieler: Ur-
teile des Bundesgerichts 6B_460/2020 vom 10. März 2021 E. 8.4.3; 
6B_988/2017 vom 26. Februar 2018 E. 2.4; 6B_216/2017 vom 11. Juli 2017 
E. 2.3; je mit Hinweisen). 

Das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse sind neutral zu würdigen. 

7.2.5.2 Nachtatverhalten und Verhalten im Strafverfahren  

a) Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung und Lehre wirken das Ge-
ständnis, das kooperative Verhalten eines Täters bei der Aufklärung von Strafta-
ten sowie die Einsicht und Reue strafmindernd (statt vieler: Urteil des Bundesge-
richts 6B_312/2016 vom 23. Juni 2016 E. 1.3.2 m.H. auf BGE 121 IV 202 
E. 2d/cc; 6B_587/2015 vom 6. April 2016 E. 1.3.5; WIPRÄCHTIGER/KELLER, Basler 
Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 47 StGB N. 169). Das Geständnis kann strafmin-
dernd wirken, wenn es die Einsicht in das begangene Unrecht, aufrichtige Reue 
oder die Aufdeckung der Tat beinhaltet. Eine besonders kooperative Haltung 
kann beispielsweise die Überführung weiterer Personen oder die Zusammenar-
beit bei der Aufklärung von Straftaten sein. Insgesamt hängt die strafmindernde 
Wirkung des Geständnisses von einer Gesamtbetrachtung dieser Faktoren ab. 
Die taktisch geprägten Geständnisse sind in der Regel nicht als Zeichen von Ein-
sicht und Reue zu betrachten, weshalb eine Strafminderung nicht oder höchstens 
in reduziertem Umfang in Betracht kommt (Urteil des Bundesgerichts 
6B_974/2009 vom 18. Februar 2010 E. 5.4). Erleichtert das Geständnis die Straf-
verfolgung indes nicht, etwa weil der Täter nur aufgrund der erdrückenden 
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Beweislage oder gar erst nach Ausfällung des erstinstanzlichen Urteils geständig 
geworden ist, ist eine Strafminderung nicht angebracht (WIPRÄCHTIGER/KELLER, 
a.a.O., Art. 47 StGB N. 170). 

b) In erheblichem Ausmass ist vorliegend strafmindernd zu berücksichtigen, dass 
sich der Beschuldigte im Vorverfahren und vor Gericht kooperativ verhielt und 
ein nahezu umfassendes Geständnis ablegte, aufrichtige Reue zeigt und einsich-
tig ist. Sein Geständnis gilt es aber insofern zu relativieren, als er beim Herstellen 
der USVB auf frischer Tat ertappt wurde und die Beweislage in objektiver Hinsicht 
erdrückend ist. Anhaltspunkte für ein rein prozesstaktisch motiviertes Geständnis 
sind allerdings nicht vorhanden. Vielmehr zeigte der Beschuldigte im Vorverfah-
ren und in der Hauptverhandlung den Willen, mit seinem Geständnis zur weiteren 
Aufklärung der Straftaten beizutragen. Dem Beschuldigten ist zugute zu halten, 
dass er aufrichtig Reue zeigt und einsichtig ist. Es ist ihm zu glauben, wenn er im 
Schlusswort an der Hauptverhandlung zu Protokoll gab, dass er sich entschul-
dige und seinem Leben einen neuen Sinn geben will (SK 20.720.014). Das Ge-
ständnis ist daher mit 6 Monaten strafmindernd zu berücksichtigen. 

7.2.6 Gesamtstrafe 

Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumes-
sungsfaktoren erachtet das Gericht eine Freiheitsstrafe von 22 Monaten für tat-
verschuldens- und täterangemessen. 

7.2.7 Vollzug 

Das Gericht schiebt den Vollzug einer Geldstrafe oder einer Freiheitsstrafe von 
höchstens zwei Jahren in der Regel auf, wenn eine unbedingte Strafe nicht not-
wendig erscheint, um den Täter von der Begehung weiterer Verbrechen oder 
Vergehen abzuhalten (Art. 42 Abs. 1 StGB). Schiebt das Gericht den Vollzug 
einer Strafe ganz oder teilweise auf, so bestimmt es dem Verurteilten eine Pro-
bezeit von zwei bis fünf Jahren (Art. 44 Abs. 1 StGB). 

Grundvoraussetzung für den Strafaufschub ist eine begründete Aussicht auf Be-
währung des Täters. Auf den Vollzug der Strafe kann (vorerst) verzichtet wer-
den, wenn dies unter spezialpräventiven Gesichtspunkten als sinnvoll erscheint. 
Der Strafaufschub ist die Regel, von der grundsätzlich nur bei ungünstiger Prog-
nose abgewichen werden darf. Das Gesetz fordert als Wirkung des bedingten 
Strafaufschubs das Fehlen einer ungünstigen Prognose, womit praxisgemäss 
auf das Fehlen von Anhaltspunkten für eine Wiederholungsgefahr abgestellt wird 
(BGE 134 IV 60 E. 7.2). Das Gericht hat eine Prognose über das künftige Ver-
halten des Täters zu stellen. Zu prüfen ist die Rückfallgefahr (BGE 135 IV 180 
E. 2.1). 

7.2.8 Dem Beschuldigten kann keine ungünstige Prognose gestellt werden, die einen 
bedingten Strafvollzug ausschliessen würde. Die Probezeit ist auf das gesetzli-
che Minimum von zwei Jahren festzusetzen. 
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7.2.9 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB). 

7.3 B. 

7.3.1 Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen schuldig gesprochen (Art. 226 Abs. 1 und 2 
StGB). In Bezug auf die abstrakt schwerste Tat als Ausgangspunkt für die Straf-
zumessung, die Strafart und den Strafrahmen wird auf Erwägung 7.2.1 verwie-
sen. 

7.3.2 Tatkomponenten 

7.3.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen 

Das Ausmass der objektiven Tatschwere ist bei B. im Gegensatz zu demjenigen 
von A. geringer, da er die USBV nicht eigenhändig herstellte. Dennoch ist her-
vorzuheben, dass er die später zu USBV verarbeiteten Böller zusammen mit E. 
und D. am 23. Juni 2023 in die Schweiz verbrachte, am 1. Juli 2023 zusammen 
mit C. und D. Material für die Herstellung der USBV (z.B. Klebebänder, Kanister) 
kaufte, in Frankreich ihren gruppeninternen Sprengstoff-Experten A. abholte und 
danach von Village-Neuf/Frankreich mit dem Auto in die Schweiz zum H.-Shop 
fuhr. Die Art und Weise der Tatausführung war nicht sehr professionell, was die 
fehlende Beschaffung der Waage zur Abmessung der richtigen Menge des Blitz-
knallsatzes belegt. Die an den Tag gelegte kriminelle Energie war jedoch beacht-
lich, da der Beschuldigte in einer Gruppe agierte, über längere Zeit vor Ort war, 
Material besorgte und den Experten A. abholte. Was die Menge des hergestellten 
Sprengstoffes und dessen Wirkung anbelangt, wird auf Erwägung 7.2.2.1 ver-
wiesen. 

In subjektiver Hinsicht ist zunächst das direktvorsätzliche Handeln des Beschul-
digten zu berücksichtigen. Die Intensität des deliktischen Willens war erheblich. 
Der Beschuldigte verfolgte das Ziel, über mehrere USBV zu verfügen, um Ban-
komaten aufsprengen zu können. Er handelte aus finanziellen Motiven. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass er als typischer «Kriminaltourist» einzig zur Deliktsver-
übung in die Schweiz einreiste; er hat keinerlei familiäre oder berufliche Bezie-
hungen zum Land. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist gesamthaft betrachtet leicht bis 
mittelschwer. Die (gedankliche) Einsatzstrafe ist auf 15 Monate Freiheitsstrafe 
festzusetzen. 

7.3.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen  

Beim objektiven Tatverschulden fällt ins Gewicht, dass B. innerhalb des Tatbe-
stands von Art. 226 Abs. 2 StGB zusammen mit C., D. und E. mehrere Tatvari-
anten erfüllte. Er nahm innerhalb der mittäterschaftlichen Tatbegehung eine nicht 
unwesentliche Rolle ein. So reiste er am 23. Juni 2023 mit D. und E. nach Bourg-
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en-Bresse/Frankreich und nahm dort die pyrotechnischen Gegenstände des 
Typs «Super Cobra 6» entgegen (Pro memoria: Die Tatbestände von Art. 226 
Abs. 1 und Abs. 2 StGB stehen in unechter Konkurrenz zueinander, weshalb vom 
Tatbestand des Art. 226 Abs. 2 StGB vorliegend nur die 78 ungeöffneten Böller 
und die 460 Gramm Blitzknallsatz am Boden erfasst werden). Danach war er für 
die Einfuhr von 2’644 Gramm Sprengstoff von Frankreich in die Schweiz (mit-) 
verantwortlich. Die Art und Weise der Tatausführung mit C., D. und E. war trotz 
der Verständigungsprobleme aufgrund ihrer unterschiedlichen Nationalitäten ko-
ordiniert, was der gemeinsame Transport der «Super Cobra 6» Böller von Frank-
reich zum H.-Shop in Z. sowie das Lagern im H.-Shop belegen. 

In subjektiver Hinsicht handelte der Beschuldigte ebenfalls direktvorsätzlich und 
aus finanziellen Motiven (vgl. E. 7.2.2.1). Auch er hätte die Tat ohne Weiteres 
verhindern können. 

Insgesamt ist angesichts der erheblichen Bandbreite des Strafrahmens von ei-
nem leichten bis mittelschweren Tatverschulden auszugehen. Die (gedankliche) 
Einzelstrafe ist auf 13 Monate Freiheitsstrafe festzusetzen. Die angemessene 
Strafe liegt somit in einem Sanktionsbereich, in welchem die Geldstrafe ausge-
schlossen ist. 

7.3.2.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe 

Nach dem Gesagten erscheint es angemessen, die Einsatzstrafe für das Her-
stellen von Sprengstoffen (15 Monate Freiheitsstrafe) um 10 Monate Freiheits-
strafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen zu asperieren. 
Das ergibt eine hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe von 25 Monaten. 

7.3.3 Täterkomponente 

7.3.3.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse 

Der 24-jährige Beschuldigte ist niederländischer Staatsangehöriger. Er wuchs in 
Amsterdam mit seinen Eltern und zwei Geschwistern auf, zu welchen er Kontakt 
hat. Er hat eine Sportausbildung angefangen, welcher er aber nicht beendet hat. 
Einer Erwerbstätigkeit ging er nie nach. Der Beschuldigte hat aufgrund des Straf-
vollzugs weder ein ordentliches Erwerbseinkommen noch Vermögen. Er hat 
Schulden von EUR 3'000, welche er in monatlichen Raten von EUR 50 abbezahlt. 
Was seine gesundheitliche Verfassung anbelangt, so gab er an, dass er eine 
leichte geistige Einschränkung habe und es ihm im Strafvollzug mental schlecht 
gehe. Nach der Haftentlassung will er wieder in Amsterdam bei seiner Familie 
leben. Er steht in Kontakt mit einer Sozialarbeiterin in den Niederlanden, welche 
ihn mit seinem Vorhaben unterstützt. Nach der Entlassung aus dem Strafvollzug 
kann er eine Arbeitsstelle in der Baufirma seines Schwagers in den Niederlanden 
antreten (SK 20.730.011 ff.). 

Die Führungs- und Vollzugsberichte zeichnen ein gemischtes Bild: Zu Beginn 
war das Verhalten des Beschuldigten unauffällig und korrekt; danach aggressiv 
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und beleidigend und wendete sich im vorzeitigen Strafvollzug zu einem positive-
ren Bild. Der letzte Vollzugsbericht der Justizvollzugsanstalt V. vom 
10. März 2025 attestiert dem Beschuldigten eine gute Führung ohne grössere 
Auffälligkeiten (SK 20.232.7.011 ff.). 

Der Beschuldigte ist mehrfach vorbestraft: In den Niederlanden wurde er wie folgt 
verurteilt: Mit Strafentscheid der Parket OVJ Amsterdam (Staatsanwaltschaft) 
vom 17. Januar 2023 wegen Einbruchdiebstählen, teilweise gemeinschaftlich be-
gangen, zu einer Freiheitsstrafe von 20 Wochen; mit Strafentscheid der Parket 
OVJ Midden-Nederland vom 31. Dezember 2021 wegen Autodiebstahls sowie 
Widerhandlung gegen das Strassenverkehrsgesetz zu einer Freiheitsstrafe von 
4 Wochen; mit Strafbescheid der Parket OVJ Amsterdam vom 3. Dezember 2021 
wegen mehrfachen Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz (Ko-
kainhandel und -schmuggel) zu einer Freiheitsstrafe von 100 Tagen; mit Urteil 
der Centrale Verwerkinig Openbaar vom 27. August 2021 wegen Widerhandlung 
gegen das Strassenverkehrsgesetz (Fahren ohne Führerausweis) zu 16 Stunden 
gemeinnütziger Arbeit, alternativ 8 Tage Freiheitsstrafe; mit Strafentscheid der 
Ressortsparket Amsterdam (Staatsanwaltschaft) vom 9. Dezember 2020 wegen 
Widerhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz und Beamtenbeleidigung zu 
einer Freiheitsstrafe von 4 Wochen; mit Strafbescheid der Ressortsparket Ams-
terdam vom 9. Juli 2019 wegen Begünstigung und Diebstahls zu 45 Tagen Ju-
gendarrest; mit Urteil der Parket OVJ Amsterdam vom 2. August 2018 wegen 
Sprengstoffbesitzes, Androhung einer Straftat gegen das Leben, gemeinschaft-
lich begangen, sowie Widerhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz zu 
200 Tagen Jugendhaft, mit Strafbescheid des Parket OVJ Amsterdam vom 
4. Mai 2017 wegen Geldfälschung, gemeinschaftlich begangen, zu 24 Stunden 
gemeinnütziger Arbeit, alternativ 12 Tage Jugendhaft (SK 20.510.249 ff.). 

Vorstrafen sind straferhöhend zu berücksichtigen (statt vieler: BGE 136 IV 1 
E. 2.6.2; 121 IV 3 E. 1b, 1c/dd). Wie dargelegt, dürfen im Ausland begangene 
Straftaten nach Art. 47 Abs. 1 Satz 2 StGB bei der Bemessung der Strafe be-
rücksichtigt werden (E. 7.2.5.1). 

Bei den Vorstrafen handelt es sich um solche nicht unerheblicher und teils auch 
einschlägiger Natur. Der Beschuldigte ist unter anderem wegen Besitzes von 
Sprengstoff und mehrfachen Diebstahls vorbestraft und das eigentliche Hand-
lungsziel war vorliegend die Begehung eines Diebstahls. Die Vorstrafen sind mit 
3 Monaten Freiheitsstrafe straferhöhend zu berücksichtigen (statt vieler: 
BGE 136 IV 1 E. 2.6.2). Sie zeigen, dass sich der Beschuldigte durch die mehr-
fachen Verurteilungen zu – teilweise vollzogenen – Freiheitsstrafen nicht hat be-
eindrucken lassen. Die jahrelange Kriminalhistorie zeugt von einer gewissen Un-
belehrbarkeit, wie sie bei «Kriminaltouristen» bezeichnend ist. Gleichwohl darf 
nicht übersehen werden, dass er seine diesbezügliche Schuld durch den Vollzug 
der Strafen gesühnt hat. 

Da B. die Taten im jungen Erwachsenenalter beging, ist die Strafe um einen Mo-
nat zu milderen. 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2018&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=136+IV+1&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F121-IV-3%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page3
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2018&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=136+IV+1&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F121-IV-3%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page3
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Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor. Im Übrigen sind die persönli-
chen Verhältnisse und das Vorleben neutral zu werten. 

7.3.3.2 Verhalten im Strafverfahren 

Der Beschuldigte zeigte sich kaum kooperativ. Allerdings war dies zur Aufklärung 
des Sachverhalts nicht entscheidend, da sich die Taten mit objektiven Beweis-
mitteln und den Aussagen von A. nachweisen liessen. An der Hauptverhandlung 
bestritt er die Taten. Vorliegend kann somit nicht von strafmindernden Aussagen 
gesprochen werden. 

Was das Nachtatverhalten anbelangt, so hat sich der Beschuldigte während lau-
fender Untersuchung wohl verhalten, was sich allerdings nicht strafmindernd 
auswirkt. 

7.3.3.3 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumes-
sungsfaktoren erachtet das Gericht für den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe 
von 27 Monaten als tatverschuldens- und täterangemessen. 

7.3.4 Vollzug 

7.3.4.1 Das Gericht kann den Vollzug einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
und höchstens drei Jahren teilweise aufschieben, wenn dies notwendig ist, um 
dem Verschulden des Täters genügend Rechnung zu tragen (Art. 43 Abs. 1 
StGB). 

Grundvoraussetzung für die teilbedingte Strafe im Sinne von Art. 43 StGB ist, 
dass eine begründete Aussicht auf Bewährung besteht. Zwar fehlt ein entspre-
chender Verweis auf Art. 42 StGB, doch ergibt sich dies aus Sinn und Zweck von 
Art. 43 StGB. Wenn und soweit die Legalprognose des Täters nicht schlecht aus-
fällt, verlangt die Bestimmung, dass zumindest ein Teil der Strafe auf Bewährung 
ausgesetzt wird. Umgekehrt gilt, dass bei einer Schlechtprognose auch ein bloss 
teilweiser Aufschub der Strafe nicht gerechtfertigt ist (BGE 144 IV 277 E. 3.1.1; 
134 IV 1 E. 5.3.1). Innerhalb des gesetzlichen Rahmens liegt die Festsetzung 
des bedingten und unbedingten Teils im pflichtgemässen Ermessen des Ge-
richts. AIs Bemessungsregel ist das «Verschulden» zu beachten, dem in genü-
gender Weise Rechnung zu tragen ist (Art. 43 Abs. 1 StGB). Gemäss Bundes-
gericht ist unter dem Begriff des Verschuldens nach Art. 43 StGB das Mass der 
Vorwerfbarkeit des Rechtsbruchs zu verstehen; er umfasst den gesamten Un-
rechts- und Schuldgehalt der konkreten Straftat (BGE 129 IV 6 E. 6.1). Der Be-
griffsinhalt richtet sich nach der Legaldefinition von Art. 47 Abs. 2 StGB. Gemeint 
ist die Strafzumessungsschuld. Das Verschulden ist daher zunächst und vor al-
lem ein Bemessungskriterium bei der Strafzumessung. Für die Beurteilung, ob 
eine teilbedingte Strafe wegen des Verschuldens des Täters und unter Berück-
sichtigung seiner Bewährungsaussichten als notwendig erscheint, kann es ge-
mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung nicht mehr in gleicher Weise auf die 
Strafzumessungsschuld ankommen. Denn im Zeitpunkt, in dem das Gericht über 



- 67 - 

SK.2024.66 

die Gewährung des Strafaufschubs befindet, muss die Strafhöhe bereits festste-
hen und es geht nur noch um die angemessene Vollzugsform. Allerdings ver-
knüpft das Gesetz die Frage nach der schuldangemessenen Strafe und jene 
nach deren Aufschub insoweit, als es den bedingten Strafvollzug für Strafen aus-
schliesst, die zwei Jahre übersteigen. Die Notwendigkeit einer teilbedingten Frei-
heitsstrafe ergibt sich dann als Folge der Schwere des Verschuldens, das sich in 
einer Strafhöhe zwischen zwei und drei Jahren niederschlägt. Darin liegt ein An-
haltspunkt für die Bedeutung der Verschuldensklausel (vgl. Urteil des Bundesge-
richts 6B_328/2007 vom 6. Februar 2008 E. 6). Der Zweck der Spezialprävention 
findet seine Schranke am gesetzlichen Erfordernis, dass angesichts der Schwere 
des Verschuldens wenigstens ein Teil der Strafe zu vollziehen ist. Hierin liegt die 
«hauptsächliche Bedeutung» bzw. der «Hauptanwendungsbereich» von Art. 43 
StGB (BGE 134 IV 1 E. 5.5.1). Das Verhältnis der Strafteile ist so festzusetzen, 
dass darin die Wahrscheinlichkeit der LegaIbewährung des Täters einerseits und 
dessen Einzeltatschuld anderseits hinreichend zum Ausdruck kommen. Je güns-
tiger die Prognose und je kleiner die Vorwerfbarkeit der Tat, desto grösser muss 
der auf Bewährung ausgesetzte Strafteil sein. Der unbedingte Strafteil darf dabei 
das unter Verschuldensgesichtspunkten (Art. 47 StGB) gebotene Mass nicht un-
terschreiten (BGE 134 IV 1 E. 5.6). 

7.3.4.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. 
Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den 
Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende 
Freiheitsstrafe eine ausreichende abschreckende Wirkung erzielen wird. Im Hin-
blick auf die Legalprognose bestehen zwar gewisse Restbedenken, da der Be-
schuldigte in der Vergangenheit zu deliktischem Verhalten neigte. Bei einer Ge-
samtbetrachtung, die insbesondere die Wirkung des drohenden Strafvollzugs 
miteinbezieht, kann dem Beschuldigten aber grundsätzlich keine ungünstige 
Prognose gestellt werden, die einen teilbedingten Strafvollzug ausschliessen 
würde. Ausserdem spricht für einen teilbedingten Strafvollzug, dass ihn nach der 
Haftentlassung in den Niederlanden ein hinreichend stabiles familiäres Umfeld 
und eine Arbeitsstelle erwartet. Demzufolge kann dem Beschuldigten der teilbe-
dingte Strafvollzug für die Freiheitsstrafe gewährt werden. 

Insgesamt legt es das Tatverschulden des Beschuldigten nahe (siehe E. 7.3.2 
f.), den unbedingt zu vollziehenden Teil auf 13 Monate festzusetzen. Der Straf-
aufschub ist für die restlichen 14 Monate zu gewähren, wobei dem Beschuldigten 
aus den genannten Gründen eine Probezeit von drei Jahren aufzuerlegen ist 
(Art. 44 Abs. 1 StGB). 

7.3.4.3 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen ist auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB). 

  



- 68 - 

SK.2024.66 

7.4 C. 

7.4.1 Strafart und Strafrahmen 

Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), mehrfacher ein-
facher und qualifiziert grober Verkehrsregelverletzung durch mehrfaches Über-
schreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 3ter 
und Abs. 4 lit. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG), einfacher und grober Verkehrsregel-
verletzung durch Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahr-
zeugs erschwert (Art. 90 Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und 
Art. 3 Abs. 1 VRV) und mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung (Art. 95 Abs. 1 
lit. b SVG i.V.m. Art. 10 Abs. 2 SVG) schuldig gesprochen. In Bezug auf die abs-
trakt schwerste Tat als Ausgangspunkt für die Strafzumessung, die Strafart und 
den Strafrahmen für die Sprengstoffdelikte wird auf Erwägung 7.2.1 verwiesen. 

Während bei den Strassenverkehrsdelikten der Deliktstatbestand der einfachen 
Verkehrsregelverletzung die hierfür auszusprechende Sanktionsart konkret fest-
legt (Busse bei einfacher Verkehrsregelverletzung [Art. 90 Abs. 1 SVG]), stehen 
bei den übrigen vom Beschuldigten begangenen Delikten, der qualifiziert groben 
Verkehrsregelverletzung (Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren oder Geldstrafe 
[Art. 90 Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c SVG]), der groben Verkehrsregelverlet-
zung (Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe [Art. 90 Abs. 2 SVG]) und 
des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung (Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe [Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG]), verschiedenartige Sanktionen zur 
Verfügung. 

Neben der für die Delikte nach Art. 226 StGB auszufällenden Freiheitsstrafe er-
achtet das Gericht – aufgrund des noch näher darzulegenden Verschuldens 
(E. 7.4.2.2 f.) – diese Sanktionsart auch für die vom Beschuldigten begangenen 
übrigen Vergehen und Verbrechen als angemessen. Beim Beschuldigten handelt 
es sich ausserdem um einen «Kriminaltouristen». Von daher ist die präventive 
Wirkung einer monetären Sanktion auf den ohnehin mittellosen Beschuldigten zu 
verneinen. Auch mit Blick auf die Zweckmässigkeit der Sanktion und ihre spezi-
alpräventive Wirkung ist eine Freiheitsstrafe angezeigt (vgl. E. 7.1.3). 

Das Gericht ist somit gehalten, nebst der zwingend auszufällenden Busse für die 
einfache Verkehrsregelverletzung eine Gesamtstrafe zu bilden. Die Tat- und De-
liktsmehrheit wirken sich strafschärfend aus. Die Anwendung des Asperations-
prinzips führt innerhalb des Strafrahmens von Art. 226 Abs. 1 StGB zu einer 
Strafschärfung. 

  



- 69 - 

SK.2024.66 

7.4.2 Tatkomponenten 

7.4.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen 

Was das objektive (Anzahl USBV, Menge an Sprengstoff, Wirkladung, Gefähr-
dung, Tatort) und subjektive Tatverschulden (direkter Vorsatz, finanzielle Motiva-
tion, «Kriminaltourist») anbelangt, so gilt für C. das bei B. Gesagte gleichermas-
sen. Es wird daher auf Erwägung 7.3.2.1 verwiesen, mit der Präzisierung, dass 
sich C. im Gegensatz zu B. mehr bei der Organisation der Gruppe hervortrat, 
dafür bei der Einfuhr der Böller nicht physisch vor Ort war. Auch bei C. ist die 
(gedankliche) Einsatzstrafe auf 15 Monate Freiheitsstrafe festzusetzen. 

7.4.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen  

Beim objektiven Tatverschulden fällt ins Gewicht, dass der Beschuldigte wie beim 
Herstellen vom Sprengstoff innerhalb der mittäterschaftlichen Gruppierung orga-
nisatorisch eine zentrale Rolle innehatte. Er kontaktierte nicht nur die Mitbeschul-
digten, sondern stellte diese sich auch gegenseitig vor. In Bezug auf das subjek-
tive Tatverschulden wird auf die Ausführungen von B. in Erwägung 7.3.2.2 ver-
wiesen, da sich Handlungsziel und Motivlage decken. Die (gedankliche) Einzel-
strafe ist auch bei C. auf 13 Monate Freiheitsstrafe festzusetzen. 

7.4.2.3 Einzel- und Einsatzstrafe für mehrfache einfache und qualifiziert grobe Verkehrs-
regelverletzung 

a) Die objektive Tatschwere ist bei der qualifiziert groben Verkehrsregelverlet-
zung mit einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von über 
100 km/h in Anbetracht der geschaffenen abstrakten Gefahr erheblich. Nebst der 
Tatsache, dass der Beschuldigte in einer 60er Zone die zulässige Höchstge-
schwindigkeit um mehr als das Doppelte überschritt, ist beim vorliegenden Ra-
serdelikt zusätzlich zu berücksichtigen, dass er sich beim Beschleunigen auf eine 
Geschwindigkeit von ca. 166 km/h auf einer richtungstrennenden Fahrbahn, kurz 
vor einem Dorfeingang befand. Er ging damit in leichtsinniger und rücksichtloser 
Weise ein hohes Risiko eines Unfalls mit Schwerverletzten oder Todesopfern ein. 
Umstände, die es dem Beschuldigten verunmöglicht hätten, sich rechtskonform 
zu verhalten, sind keine ersichtlich. 

Hinsichtlich der subjektiven Tatschwere ist von Bedeutung, dass der einzige Be-
weggrund des Beschuldigten darin bestand, mit seinem Geschwindigkeitsexzess 
angeben zu können. Das hohe Risiko eines Unfalls mit Toten oder Schwerver-
letzten wollte er jedoch nicht direktvorsätzlich, nahm es aber billigend in Kauf und 
handelte somit Eventualvorsätzlich. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist nicht mehr leicht. Die Strafmass-
empfehlungen SVG der Schweizerischen Staatsanwaltschaftskonferenz (nach-
folgend: SSK-Strafmassempfehlungen [Stand: 24. November 2024]) sehen be-
reits bei einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
50 km/h innerorts in einer 60er Zone eine Freiheitsstrafe ab einem Jahr vor. Unter 
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Würdigung aller Umstände ist die (gedankliche) Einzelstrafe auf 15 Monate Frei-
heitsstrafe festzusetzen. 

b) Die übrigen vier Geschwindigkeitsüberschreitungen des Beschuldigten vom 
24. Juni 2023 (Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit: innerorts 
[signalisiert 50] um 21 km/h, 15 km/h, 18.9 km/h; ausserorts [signalisiert 80] um 
18 km/h) stellen einfache Verkehrsregelverletzungen und somit Übertretungen 
dar, welche gemäss SSK-Strafmassempfehlungen und der Ordnungsbussenver-
ordnung vom 16. Januar 2019 (OBV; SR 314.11) mit Ordnungs- bzw. Übertre-
tungsbussen zu sanktionieren sind. 

Die Einzelstrafen bzw. Übertretungsbussen für die Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen von 21 km/h innerorts und 18.9 km/h ausserorts betragen gemäss  
SSK-Strafmassempfehlungen Fr. 600.-- bzw. Fr. 400.--. Für diese gilt das Aspe-
rationsprinzip (E. 7.1.4). Erstere bildet die abstrakt schwerste Tat. Die Einsatz-
strafe für die einfache Verkehrsregelverletzung bildet somit die Busse von 
Fr. 600.--. 

Für die zwei übrigen Geschwindigkeitsüberschreitungen verweist die SSK-Straf-
massempfehlung auf das Ordnungsbussenverfahren (OBV). Dieses gilt gemäss 
Art. 1 Abs. 4 des OBG für Ordnungsbussen bis höchstens 300 Franken. Gemäss 
Anhang 1 (Bussenliste) beträgt die Ordnungsbusse für die Geschwindigkeits-
überschreitung von 15 km/h innerorts Fr. 250.-- und für diejenige von 18 km/h 
ausserorts Fr. 240.--. Allerdings ist vorliegend zu berücksichtigen, dass der Be-
schuldigte die Geschwindigkeitsüberschreitung von 18 km/h im Rahmen des Be-
schleunigungsvorgangs beging, unmittelbar vor dem Raserdelikt. Das deliktische 
Unrecht ist daher aufgrund des engen zeitlichen und örtlichen Zusammenhangs 
bereits zu einem weiten Teil durch die für die qualifiziert grobe Verkehrsregelver-
letzung ausgefällte Strafe abgegolten, weshalb die Ordnungsbusse entspre-
chend dem Prinzip der Verhältnismässigkeit auf Fr. 75.-- festzusetzen ist. Die 
Ordnungsbussen sind gemäss Art. 5 Abs. 1 OBG zu kumulieren (E. 7.1.4) und 
betragen insgesamt Fr. 325.--. 

7.4.2.4 Einzelstrafen für einfache und grobe Verkehrsregelverletzung 

Durch das Bedienen des Mobiltelefons als Lenker eines Motorfahrzeuges in zwei 
Fällen zeigte der Beschuldigte einmal mehr seine fehlende Bereitschaft, die gel-
tenden Verkehrsregeln einzuhalten. Bei der Wahl der Sanktionsart ergibt sich 
Folgendes: 

a) Hinsichtlich der objektiven Tatschwere ist bei der groben Verkehrsregelverlet-
zung von Bedeutung, dass der Beschuldigte mit der linken Hand das Mobiltelefon 
bediente und zunächst äusserst nah auf das vorausfahrende Fahrzeuge auffuhr 
und dann mit starker Beschleunigung und überhöhter Geschwindigkeit dieses 
sowie ein weiteres Fahrzeug überholte. Es wäre ihm somit bei einer plötzlich auf-
tretenden Gefahr nicht mehr möglich gewesen, situationsbedingt zu reagieren. 
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Er rief dadurch eine erhöhte abstrakte Gefahr hervor. Diese riskante Fahrweise 
beging der Beschuldigte vorsätzlich. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist nicht mehr leicht. Die (gedankli-
che) Einzelstrafe ist auf 4 Monaten Freiheitsstrafe festzusetzen. 

b) Hinsichtlich der objektiven Tatschwere ist bei der einfachen Verkehrsregelver-
letzung von Bedeutung, dass der Beschuldigte während insgesamt 1 Minute und 
6 Sekunden den Tacho filmte. Einziger Beweggrund für das Filmen des Tachos 
war, mit dem Fahren des Audi S8 prahlen zu können. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist gerade noch leicht. Die (gedank-
liche) Einzelstrafe in Form einer Übertretungsbusse ist auf Fr. 200.-- festzuset-
zen. 

7.4.2.5 Einzelstrafe für mehrfaches Fahren ohne Berechtigung 

Hinsichtlich der objektiven Tatschwere fällt zunächst das mehrfache Fahren in-
nert einer Woche ins Gewicht. Dies zeugt von einer erheblichen Ignoranz in Be-
zug auf das Einhalten geltender Strassenverkehrsvorschriften. In subjektiver Hin-
sicht ist festzuhalten, dass er aus egoistischen Motiven heraus handelte. 

Das objektive und subjektive Verschulden ist insgesamt noch leicht. Unter Be-
rücksichtigung der mehrfachen Tatbegehung ist die Einzelstrafe für diese Delikte 
auf zwei Monate Freiheitsstrafe festzusetzen. 

7.4.3 Hypothetische Gesamtstrafen 

7.4.3.1 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe 

Nach dem Gesagten erscheint eine Asperation der 15 Monaten Freiheitsstrafe 
für das Herstellen von Sprengstoffen, um 10 Monate für das Weiterschaffen und 
Verbergen von Sprengstoffen, um 10 Monate für die qualifiziert grobe Verkehrs-
regelverletzung, um 2 Monate für die grobe Verkehrsregelverletzung und um 
1 Monat für das mehrfache Fahren ohne Berechtigung angemessen. 

Das ergibt eine hypothetische Gesamtstrafe von 38 Monaten Freiheitsstrafe. 

7.4.3.2 Hypothetische Gesamtübertretungsbusse 

Nach dem Gesagten, insbesondere in Anbetracht der zusätzlich auszufällenden 
Ordnungsbussen in der Höhe von Fr. 325.--, erscheint es angemessen, die Ein-
satzstrafe für die einfache Verkehrsregelverletzung von Fr. 600.-- um Fr. 50.-- für 
die weitere einfache Verkehrsregelverletzung durch Überschreiten der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit und um Fr. 25.-- die einfache Verkehrsregelverlet-
zung durch Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeu-
ges erschwert, zu asperieren. Das ergibt eine gedankliche Gesamtübertretungs-
busse von Fr. 675.--. 
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7.4.4 Täterkomponenten 

7.4.4.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse 

Der 33-jährige Beschuldigte ist niederländischer und türkischer Staatsangehöri-
ger. Er wuchs mit seinen Eltern und drei Geschwistern in Amsterdam auf. Seine 
Schwester starb 2022 während seiner Haft in Deutschland. Nach der Schule ab-
solvierte er in den Niederlanden eine Ausbildung zum Automechaniker, welche 
er abbrach. Danach spielte er nach eigenen Angaben im Jugendbereich profes-
sionell Fussball. Einer anderen Erwerbstätigkeit ging er nie nach. Der Beschul-
digte hat aufgrund des Strafvollzugs kein ordentliches Erwerbseinkommen. Er 
hat weder Vermögen noch Schulden. Was seine gesundheitliche Verfassung an-
belangt, so gab er an, dass er ADHS und im Strafvollzug gesundheitliche Prob-
leme habe. Nach der Haftentlassung in der Schweiz wird der Beschuldigte – mit 
dessen Einverständnis – nach Belgien ausgeliefert, zwecks Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe von 3 Jahren. Danach will er wieder in Amsterdam bei seiner Fa-
milie leben (SK 20.730.007 ff.; 20.233.7.002; BA 13-04-007, -0018). 

Die Führungs- und Vollzugsberichte zeichnen ein gemischtes Bild: Die im Laufe 
der Voruntersuchung eingeholten Führungsberichte geben weitgehend ein 
freundliches, respektvolles Bild vom Beschuldigten, welches sich jedoch schnell 
ändern kann, wenn etwas nicht nach seiner Ansicht gemacht wird. Im Laufe des 
Vollzugs wurde ihm aber eine Verbesserung seines Verhaltens attestiert, insbe-
sondere betreffend Absprachefähigkeit (BA 06-04-0257 ff.). Der letzte Vollzugs-
bericht der Justizvollzugsanstalt Q. vom 13. März 2025 lässt wiederum ein durch-
zogenes Vollzugsverhalten erkennen, insbesondere weil er wegen Besitz und 
Konsum von «weichen» Drogen diszipliniert werden musste (SK 20.233.7.009 
ff.) 

Der Beschuldigte ist mehrfach und in mehreren Ländern vorbestraft: In Deutsch-
land wurde der Beschuldigte mit Urteil des Landgerichts Itzehoe vom 
12. Mai 2021 wegen gemeinschaftlichen vorsätzlichen Herbeiführens einer 
Sprengstoffexplosion in Tateinheit mit gemeinschaftlichem besonderem schwe-
rem Diebstahl zu einer Freiheitsstrafe von 4 Jahren verurteilt. In Belgien wurde 
er wie folgt verurteilt: Mit Urteil des Cour d’Appel Antwerpen (Berufungsgericht) 
vom 13. März 2024 wegen mehrfachen Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe von 
3 Jahren; mit Urteil des Tribunal Correctionel Limburg Div. Tongeren vom 
8. März 2021 wegen schweren/qualifizierten Diebstahls und versuchten schwe-
ren/qualifizierten Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren. In den Nieder-
landen wurde er vom Gerechtshof (Gerichtshof) Amsterdam mit Urteilen bzw. 
vom Parket OVJ (Staatsanwaltschaft) Noord Holland und Parket OVJ Amster-
dam mit Strafentscheiden wie folgt verurteilt: am 14. Mai 20219 wegen Diebstahls 
(Firmeneinbruch), gemeinschaftlich begangen, zu einer Freiheitsstrafe von 6 Wo-
chen; am 6. Oktober 2016, 1. Juni 2017, 16. Juni 2018, 11. Februar 2019 und 
25. Juni 2019 wegen Fahrens ohne gültigen Führerausweis zu Geldstrafen; am 
19. März 2015 wegen Androhung eines Verbrechens gegen das Leben, 
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Androhung eines schweren Angriffs sowie Widerhandlung gegen das Waffenge-
setz (Besitz, Handel mit Schusswaffen und Munition) zu einer Freiheitsstrafe von 
7 Monaten; am 30. April 2014 wegen Strassenraubs (einschliesslich Taschen-
diebstahls) zu einer Freiheitsstrafe von 9 Monaten; am 6. Dezember 2012 wegen 
Diebstahls, gemeinschaftlich begangen, sowie Beihilfe und Anstiftung zu ver-
suchtem Betrug (Ladendiebstahl) zu einer Freiheitsstrafe von 5 Tagen; am 4. No-
vember 2011 wegen Strassenraubs (einschliesslich Taschendiebstahls) in zwei 
Fällen zu einer Freiheitsstrafe von 10 Monaten; am 26. Januar 20212 wegen 
Nichtbefolgens einer amtlichen Anordnung sowie Verkehrsregelverletzung zu ei-
ner Geldstrafe mit einem Tagessatz von EUR 260, subsidiär 5 Tage Ersatzfrei-
heitsstrafe; am 24. November 2010 wegen Strassenraubs (einschliesslich Ta-
schendiebstahls) zu einer Geldstrafe mit einem Tagessatz von EUR 80, subsidiär 
40 Tage Ersatzfreiheitsstrafe; am 8. Juli 2010 wegen Beamtenbeleidigung zu ei-
ner Geldstrafe mit einem Tagessatz von EUR 30, subsidiär 15 Tage Jugender-
satzfreiheitsstrafe (SK 20.510.233 ff.). 

Die ausländischen Vorstrafen sind straferhöhend zu berücksichtigen (vgl. 
E. 7.2.5.1; 7.3.3.1).  

Die Delinquenz zieht sich wie in roter Faden durch das Leben des Beschuldigten, 
wobei er damit schon in jungen Jahren begonnen hat. Die Vorstrafen zeigen, 
dass der Beschuldigte sich durch die mehrfachen Verurteilungen innerhalb von 
rund 15 Jahren zu – teilweise vollzogenen – Freiheitsstrafen und Geldstrafen 
nicht hat beeindrucken lassen. Die jahrelange Kriminalhistorie zeugt von einer 
ausgeprägten Unbelehrbarkeit und gänzlich fehlender Bereitschaft, die Rechts-
ordnung einzuhalten, wie sie bei «Kriminaltouristen» bezeichnend ist. Bezeich-
nend ist in diesem Zusammenhang, dass er in Deutschland wegen eines Spreng-
stoffdelikts einschlägig vorbestraft ist und nach seiner Entlassung aus dem Straf-
vollzug am 23. Januar 2023 ohne Unterbruch mit Sprengstoffdelikten weiter de-
linquierte. Gleichwohl darf nicht übersehen werden, dass er seine diesbezügliche 
Schuld durch den Vollzug der Strafen teils gesühnt hat. Die Vorstrafen sind mit 
vier Monaten leicht straferhöhend zu berücksichtigen, da sie grösstenteils lange 
zurückliegen. 

Da der Übertretungsbusse bei den Strassenverkehrsdelikten nebst der Freiheits-
strafe bloss untergeordnete Bedeutung zukommt und die Strafen in ihrer Ge-
samtheit schuldangemessen sein müssen, ist vorliegend eine Straferhöhung der 
Übertretungsbussen aufgrund der Vorstrafen nicht angezeigt. 

Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor. Im Übrigen sind die persönli-
chen Verhältnisse und das Vorleben neutral zu werten. 

7.4.4.2 Verhalten im Strafverfahren 

Der Beschuldigte zeigte sich kaum kooperativ und war grösstenteils nicht gestän-
dig. Er anerkannte lediglich die Strassenverkehrsdelikte, welche ihm ohnehin 
nachzuweisen waren. Hingegen bestritt er die übrigen Taten (SK 20.730.024 ff.). 
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Vorliegend kann somit nicht von strafmindernden Aussagen gesprochen werden, 
zumal der Beschuldigte im Haupt- und Eventualantrag (1) einen Freispruch für 
die Sprengstoffdelikte (Art. 226 StGB) beantragt. Zwar entschuldigt sich der Be-
schuldigte im Schlusswort für sämtliche Taten, um gleich vorzubringen, dass er 
möglichst bald nach Belgien wolle (SK 20.720.015). Die Entschuldigung ist daher 
prozesstaktisch motiviert und lässt Einsicht und aufrichtige Reue nicht erkennen. 

Was das Nachtatverhalten anbelangt, so hat sich der Beschuldigte während lau-
fender Untersuchung weitestgehend wohl verhalten (vgl. E. 7.4.4.1 [Führungs- 
und Vollzugsberichte]), was sich allerdings nicht strafmindernd auswirkt. 

7.4.5 Gesamtstrafen 

Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumes-
sungsfaktoren erachtet das Gericht für den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe 
von 42 Monaten als tatverschuldens- und täterangemessen. 

In Würdigung aller Strafzumessungsfaktoren erachtet das Gericht ausserdem 
eine Busse von Fr. 1'000.-- als tatverschuldens- und täterangemessen. Bezahlt 
der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatz-
freiheitsstrafe von 10 Tagen. 

7.4.6 Vollzug 

Die Freiheitsstrafe ist unbedingt auszusprechen; aufgrund des Strafmasses ist 
ein (teil-)bedingter Vollzug objektiv ausgeschlossen (Art. 42 ff. e contrario). 

7.4.7 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB). 

7.5 D. 

7.5.1 Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), mehrfacher Fäl-
schung von Ausweisen (Art. 252 Abs. 3 StGB), Widerhandlung gegen das Aus-
länder- und Integrationsgesetz (Art. 118 Abs. 1 AIG), mehrfacher grober und qua-
lifiziert grober Verkehrsregelverletzung durch mehrfaches Überschreiten der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 2, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c 
SVG i.V.m. Art. 32 SVG), mehrfacher einfacher Verkehrsregelverletzung durch 
Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert 
(Art. 90 Abs. 1 i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 VRV), mehrfachen 
Fahrens ohne Berechtigung (Art. 95 Abs. 1 lit. a SVG), sowie Missbrauchs von 
Ausweisen (Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG) schuldig gesprochen. In Bezug auf die abs-
trakt schwerste Tat als Ausgangspunkt für die Strafzumessung, die Strafart und 
den Strafrahmen für die Sprengstoffdelikte wird auf Erwägungen 7.2.1 und für 
die Strassenverkehrsdelikte auf Erwägungen 7.4.1 verwiesen. 
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Die Strafandrohungen der Tatbestände von Art. 252 Abs 3 StGB und Art. 118 
Abs. 1 AIG lauten auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

Neben der für die Delikte nach Art. 226 StGB und der qualifiziert groben Ver-
kehrsregelverletzung nach Art. 90 Abs. 3 SVG auszufällenden Freiheitsstrafe wä-
ren, wie noch aufzuzeigen sein wird, für die einzelnen Urkunden- und die übrigen 
Strassenverkehrsdelikte nach der von der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
anzuwendenden konkreten Methode (vgl. E. 7.1.2) im Einzelfall Geldstrafen an-
gemessen. Da die Geldstrafe höchstens 180 Tagessätze betragen kann und bei 
einer Asperation die Summe der Geldstrafen diese Anzahl übersteigt, ist im Er-
gebnis dennoch eine Gesamtfreiheitsstrafe auszusprechen. 

Die Tat- und Deliktsmehrheit wirken sich strafschärfend aus. Die Anwendung des 
Asperationsprinzips führt innerhalb des Strafrahmens von Art. 226 Abs. 1 StGB 
zu einer Strafschärfung. 

7.5.2 Tatkomponenten 

7.5.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen 

Was das objektive (Anzahl USBV, Menge an Sprengstoff, Wirkladung, Gefähr-
dung, Tatort) und subjektive Tatverschulden (direkter Vorsatz, finanzielle Motiva-
tion) anbelangt, so gilt für D. das bei B. und C. Gesagte gleichermassen. Es wird 
daher auf die Erwägungen 7.3.2.1 und 7.4.2.1 verwiesen. Hervorzuheben ist, 
dass D. als Mieter des H.-Shops F. die Räumlichkeiten für das ungestörte Her-
stellen der Sprengladungen am 1. und 2. Juli 2023 und das Fahrzeug für die 
Materialbeschaffung zur Verfügung stellte. Zur subjektiven Tatkomponente ist 
anzufügen, dass D. nicht als «Kriminaltourist» bezeichnet werden kann, da er in 
der Schweiz als Coiffeur arbeitete. Auch bei D. ist die (gedankliche) Einsatzstrafe 
auf 15 Monate Freiheitsstrafe festzusetzen. 

7.5.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen  

Beim objektiven Tatverschulden fällt ins Gewicht, dass der Beschuldigte inner-
halb der mittäterschaftlichen Gruppierung organisatorisch eine zentrale Rolle in-
nehatte. Er nahm nicht nur am 23. Juni 2023 mit E. und B. in Bourg-en-Bre-
sse/Frankreich die pyrotechnischen Gegenstände entgegen. Danach war er für 
deren Einfuhr von Frankreich in die Schweiz und das Verbergen (mit-)verantwort-
lich. Dass er dabei sein Fahrzeug zur Verfügung stellte, unterstreicht seine logis-
tisch wichtige Rolle. Er stellte als Mieter des H.-Shops F. aber auch die Räum-
lichkeiten für die Lagerung der pyrotechnischen Gegenstände zur Verfügung. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zum objektiven und subjektiven Tatverschulden 
bei der Strafzumessung von B. und C. für D. gleichermassen. Es wird auf die 
Erwägungen 7.3.2.2 und 7.4.2.2 verwiesen. 

Die (gedankliche) Einzelstrafe ist bei D. auf 13 Monate Freiheitsstrafe festzuset-
zen. 
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7.5.2.3 Einzelstrafe für die qualifiziert grobe Verkehrsregelverletzung 

Die objektive Tatschwere ist bei der qualifiziert groben Verkehrsregelverletzung 
mit einer Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von über 
86.6 km/h in Anbetracht der geschaffenen Gefahr erheblich. Nebst der Tatsache, 
dass der Beschuldigte auf der Autobahn die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
von 80 km/h um mehr als das Doppelte überschritt, ist beim vorliegenden Raser-
delikt erschwerend zu berücksichtigen, dass er sich in einem Tunnel und ausser-
dem auf einer richtungstrennenden Fahrbahn befand. Zudem befanden sich zwei 
weitere Personen im Fahrzeug. Er nahm durch das vorsätzliche Verletzen ele-
mentarer Verkehrsregeln in leichtsinniger und rücksichtloser Weise ein hohes Ri-
siko eines Unfalls mit Schwerverletzten oder Todesopfern in Kauf. Umstände, die 
es dem Beschuldigten verunmöglicht hätten, sich rechtskonform zu verhalten, 
sind keine ersichtlich.  

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist nicht mehr leicht. Unter Würdi-
gung aller Umstände ist die Einzelstrafe auf 7 Monate Freiheitsstrafe festzuset-
zen. 

7.5.2.4 Einzelstrafen für die mehrfache Fälschung von Ausweisen und Widerhandlung 
gegen Ausländer- und Integrationsgesetz 

Das Ausmass des deliktischen Erfolges bei den Ausweisdelikten war erheblich, 
da der Beschuldigte den gefälschten kroatischen Reisepass und Führerausweis 
über einen längeren Zeitraum vom 24. November 2022 bis 1. Juli 2023 verwen-
dete, um sich sein Fortkommen zu erleichtern (Erhalt der Aufenthaltsbewilligung, 
Abschluss Leasingvertrag und SBB-Abonnement). Die Art und Weise des Vor-
gehens ist raffiniert. Zuerst gebrauchte er den kroatischen Reisepass, um eine 
mehrjährige Aufenthaltsbewilligung zu erhalten, an welche wiederum seine Ar-
beitserlaubnis und sein Fahrzeugausweis geknüpft waren. Dass er sich die ge-
fälschten Ausweispapiere besorgte, um diese zum genannten Zweck weiterzu-
verwenden, zeugt von einer erheblichen kriminellen Energie und vor allem auch 
von einem geplanten und gezielten Vorgehen.  

In subjektiver Hinsicht ist zunächst das direktvorsätzliche Handeln des Beschul-
digten zu berücksichtigen. Die Intensität des deliktischen Willens war erheblich. 
Er hätte die Taten ohne Weiteres vermeiden können. 

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist bei den Ausweisdelikten gesamt-
haft betrachtet leicht bis mittelschwer. 

Die gedankliche Einzelstrafe für die mehrfache Fälschung von Ausweisen ist auf 
90 Tagessätze festzusetzen (60 Tagessätze [Erlangung Leasingvertrag]; 40 Ta-
gessätze [Erlangung SBB-Abonnement]). 

Die gedankliche Einzelstrafe für die Widerhandlung gegen das Ausländer- und 
Integrationsgesetz ist auf 90 Tagesätze festzusetzen. 
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7.5.2.5 Einzelstrafe für mehrfache grobe Verkehrsregelverletzung 

Die zwei Geschwindigkeitsüberschreitungen des Beschuldigten vom 10. und 
23. Juni 2023 (Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit: ausserorts 
[signalisiert 100] um 66.6 km/h und 36 km/h stellen grobe Verkehrsregelverlet-
zungen und Vergehen dar. Sie sind gemäss den SSK-Strafmassempfehlungen 
wie folgt zu sanktionieren: Die Einzelstrafe für die Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen von 66.6 km/h ist auf 120 Tagessätze und diejenige für die Geschwindig-
keitsüberschreitung von 36 km/h ist auf 20 Tagessätze festzusetzen. 

7.5.2.6 Einzelstrafe für mehrfaches Fahren ohne Berechtigung 

Hinsichtlich der objektiven Tatschwere fällt erschwerend in das Gewicht, dass 
der Beschuldigte über einen längeren Zeitraum von rund 20 Tagen ohne gültigen 
Führerausweis ein Motorfahrzeug lenkte. Dies zeugt von einer erheblichen Igno-
ranz in Bezug auf das Einhalten geltender Strassenverkehrsvorschriften. Hin-
sichtlich der subjektiven Tatschwere ist von Bedeutung, dass der Beschuldigte 
direktvorsätzlich handelte. 

Das objektive und subjektive Verschulden ist insgesamt noch leicht. Unter Be-
rücksichtigung der mehrfachen Tatbegehung ist die gedankliche Einzelstrafe für 
diese Delikte auf 60 Tagessätzen festzusetzen. 

7.5.2.7 Einzelstrafe für Missbrauch von Ausweisen 

Das Ausmass des deliktischen Erfolgs wiegt leicht, auch wenn die Vorlage des 
gefälschten kroatischen Ausweises zur Erlangung des Führerausweises verwerf-
lich war. In subjektiver Hinsicht handelte der Beschuldigte direktvorsätzlich. 

Insgesamt ist von einem leichten Tatverschulden auszugehen. Die gedankliche 
Einzelstrafe für den Missbrauch von Ausweisen ist auf 20 Tagessätze festzuset-
zen. 

7.5.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe 

Nach dem Gesagten erscheint es angemessen, die Einsatzstrafe von 15 Mona-
ten für die Herstellung von Sprengstoffen und giftigen Gasen um 10 Monate für 
das Verbergen, Weitschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen, um 5 Mo-
nate für die qualifiziert grobe Verkehrsregelverletzung durch Überschreiten der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit, um weitere 3 Monate für die mehrfache Fäl-
schung von Ausweisen und Widerhandlung gegen Ausländer- und Integrations-
gesetz, um 2 Monate für die mehrfache grobe Verkehrsregelverletzung durch 
mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit und um 1 Mo-
nat für das mehrfache Fahren ohne Berechtigung und den Missbrauch von Aus-
weisen. Das ergibt eine hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe von 36 Monaten. 
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7.5.4 Mehrfache einfache Verkehrsregelverletzung durch Vornehmen einer Verrich-
tung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert 

Durch das Bedienen des Mobiltelefons als Lenker eines Motorfahrzeuges in drei 
Fällen zeigte der Beschuldigte fehlende Bereitschaft, die geltenden Verkehrsre-
geln einzuhalten. In einem Fall war die Tat dadurch motiviert, um mit den Video-
aufnahmen angeben zu können.  

Das objektive und subjektive Tatverschulden ist gerade noch leicht. Die Übertre-
tungsbusse ist auf Fr. 600.-- festzusetzen.  

7.5.5 Täterkomponenten 

7.5.5.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse 

Der 25-jährige Beschuldigte ist kosovarischer Staatsangehöriger. Er wuchs mit 
seinen Eltern und einer Schwester in Pristina auf und lebte zeitweise auch in 
Zagreb. Nach absolvierter Grundschule von 9 Jahren arbeitete er im Kosovo als 
Coiffeur. Der Beschuldigte kam nach eigenen Angaben im Herbst 2022 in die 
Schweiz und arbeitete in seinem H.-Shop F. in Z. im Kanton Aargau. Der Be-
schuldigte hat aufgrund des Strafvollzugs kein ordentliches Erwerbseinkommen. 
Er hat kein Vermögen, aber Schulden wegen eines Darlehens von EUR 5'000. 
Gemäss Betreibungsregisterauszug vom 12. Februar 2025 bestehen gegen den 
Beschuldigten 14 Betreibungen im Umfang von Fr. 25'876.15 und 5 nicht erlo-
schene Verlustscheine im Gesamtbetrag von Fr. 9'857.99 aufgrund Pfändungen, 
was mit Blick auf seine kurze Aufenthaltsdauer in der Schweiz nicht für ihn 
spricht. 

Was die Zukunftspläne anbelangt, so sagte der Beschuldigte an der Hauptver-
handlung aus, er wolle zurück in sein Heimatland Kosovo gehen und eine Familie 
gründen (SK 20.720.014). 

Die Führungs- und Vollzugsberichte attestieren dem Beschuldigten mehrheitlich 
gutes Verhalten: Die im Laufe der Voruntersuchung eingeholten Führungsbe-
richte geben weitgehend ein höfliches und zurückhaltendes Bild vom Beschul-
digten. Ausnahmen bildeten einige Sicherheitskontrollen, bei welchen gehortete 
Medikamente und Gegenstände gefunden wurden, welche nicht zum Zellenin-
ventar gehören. Auch die Justizvollzugsanstalt R. stellt dem Beschuldigten einen 
guten Vollzugsbericht aus, auch wenn er dreimal diszipliniert werden musste (BA 
06-01-0211 ff.; SK 20.234.7.002 ff.). 

Der Beschuldigte ist nicht vorbestraft. Im Kosovo ist er allerdings wegen häusli-
cher Gewalt gegen seine Schwester polizeilich registriert (SK 20.235.1.001, -003 
f.). 

7.5.5.2 Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor. Die persönlichen Verhält-
nisse und das Vorleben sind neutral zu werten. 
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7.5.6 Verhalten im Strafverfahren 

Der Beschuldigte zeigte sich kaum kooperativ und war nur teilweise geständig. 
Vielmehr führte er Schutzbehauptungen ins Feld und suchte die Schuld bei an-
deren, insbesondere bei C. Er anerkannte lediglich die Strassenverkehrs- und 
Ausweisdelikte, welche ihm ohnehin nachzuweisen waren. Hingegen bestritt er 
die übrigen Taten (SK 20.730.019 f.). Vorliegend kann somit nicht von strafmin-
dernden Aussagen gesprochen werden, zumal der Beschuldigte im Hauptantrag 
einen vollumfänglichen Freispruch beantragt. Es ist dem Beschuldigten zu glau-
ben, wenn er sich im Schlusswort für die begangenen Taten entschuldigt, aller-
dings ohne aufrichtige Reue erkennen zu lassen. Das Verhalten im Strafverfah-
ren und Nachtatverhalten sind daher neutral zu werten. 

7.5.7 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumes-
sungsfaktoren erachtet das Gericht eine Freiheitsstrafe von 36 Monaten und eine 
Busse von Fr. 600.-- für tatverschuldens- und täterangemessen. Bezahlt der Be-
schuldigte die Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheits-
strafe von 6 Tagen. 

7.5.8 Vollzug 

7.5.8.1 In Bezug auf die gesetzlichen Voraussetzungen für die teilbedingte Freiheits-
strafe im Sinne von Art. 43 Abs. 1 StGB wird auf Erwägung 7.3.4.1 verwiesen. 

7.5.8.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. 
Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den 
Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende 
Freiheitsstrafe eine ausreichende abschreckende Wirkung erzielen wird.  

Bei einer Gesamtbetrachtung, die insbesondere die Wirkung des drohenden 
Strafvollzugs miteinbezieht, kann dem Beschuldigten grundsätzlich keine un-
günstige Prognose gestellt werden, die einen teilbedingten Strafvollzug aus-
schliessen würde. Ausserdem spricht für einen teilbedingten Strafvollzug, dass 
er nach der Haftentlassung im Kosovo heiraten und eine Familie gründen will, 
was ihn vor weiterer Delinquenz abhalten dürfte. Demzufolge kann dem Beschul-
digten der teilbedingte Strafvollzug für die Freiheitsstrafe gewährt werden. 

Insgesamt legt es das Tatverschulden des Beschuldigten nahe (siehe E. 7.5.2), 
den unbedingt zu vollziehenden Teil auf 16 Monate festzusetzen. Der Strafauf-
schub ist für die restlichen 20 Monate zu gewähren. Die Probezeit ist auf das 
gesetzliche Minimum von zwei Jahren festzusetzen (Art. 44 Abs. 1 StGB). 

7.5.9 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen. 
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7.6 E. 

7.6.1 Strafart und Strafrahmen 

Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von 
Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB) sowie der Wider-
handlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz (Art. 115 Abs. 1 lit. a und 
lit. b AIG) schuldig gesprochen.  

In Bezug auf die abstrakt schwerste Tat als Ausgangspunkt der Strafzumessung 
und den Strafahmen von Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB wird auf Erwägung 7.2.1 
verwiesen. Die Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im 
Sinne von Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG ist ein Vergehen und wird mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

Wie nachfolgend aufzuzeigen sein wird, erachtet das Gericht neben der für das 
Delikt nach Art. 226 Abs. 1 StGB zwingend auszufällenden Freiheitsstrafe diese 
Sanktionsart auch für das Delikt nach Art. 226 Abs. 2 StGB sowie die Widerhand-
lung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz nach der vom Bundesgericht 
anzuwendenden konkreten Methode für schuldadäquat. 

Das Gericht ist somit gehalten, eine Gesamtstrafe zu bilden. Die Deliktsmehrheit 
wirken sich strafschärfend aus. Die Anwendung des Asperationsprinzips führt in-
nerhalb des Strafrahmens von Art. 226 Abs. 1 StGB zu einer Strafschärfung. 

7.6.2 Tatkomponenten 

7.6.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen 

Was das objektive (Anzahl USBV, Menge an Sprengstoff, Wirkladung, Gefähr-
dung, Tatort) und subjektive Tatverschulden (direkter Vorsatz, finanzielle Motive, 
«Kriminaltourist») anbelangt, so gilt für E. das bei B. und C. Gesagte gleicher-
massen. Es wird daher auf die Erwägungen 7.3.2.1 und 7.4.2.1 verwiesen. Auch 
bei E. ist die (gedankliche) Einsatzstrafe auf 15 Monate Freiheitsstrafe festzuset-
zen. 

7.6.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen  

Beim objektiven Tatverschulden fällt ins Gewicht, dass der Beschuldigte inner-
halb der mittäterschaftlichen Gruppierung organisatorisch eine nicht unbedeu-
tende Rolle innehatte. Er nahm nicht nur am 23. Juni 2024 mit D. und B. in Bourg-
en-Bresse/Frankreich die pyrotechnischen Gegenstände entgegen. Danach war 
er für deren Einfuhr von Frankreich in die Schweiz und das Verbergen (mit-)ver-
antwortlich. Im Übrigen gelten die Ausführungen zum objektiven und subjektiven 
Tatverschulden bei der Strafzumessung von B. und C. für E. gleichermassen. Es 
wird auf die Erwägungen 7.3.2.2 und 7.4.2.2 verwiesen. 

Die (gedankliche) Einzelstrafe ist bei E. auf 13 Monate Freiheitsstrafe festzuset-
zen. 
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7.6.2.3 Einzelstrafe für die Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz 

Das Ausmass des deliktischen Erfolgs wiegt leicht, da der Beschuldigte einmal 
einreiste und sich danach eine kurze Zeit von rund 1 ½ Wochen vom 
23. Juni 2023 bis 2. Juli 2023 rechtswidrig in der Schweiz aufhielt. In subjektiver 
Hinsicht handelte der Beschuldigte direktvorsätzlich. 

Insgesamt ist von einem leichten Tatverschulden auszugehen. Die gedankliche 
Einzelstrafe für die Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz 
ist auf 40 Tage Freiheitsstrafe festzusetzen. 

7.6.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe 

Nach dem Gesagten erscheint eine Asperation der 15 Monaten Freiheitsstrafe 
für das Herstellen von Sprengstoffen und giftigen Gasen um 10 Monate für das 
Verbergen und Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Gasen und um 
1 Monat für die Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz als 
angemessen. Das ergibt eine hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe von 26 Mona-
ten. 

7.6.4 Täterkomponente 

7.6.4.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse 

Der 30-jährige Beschuldigte ist albanischer Staatsangehöriger. Er wuchs mit sei-
nen Eltern und zwei Schwestern in XXX. auf, wo er die Grund- und Mittelschule 
absolvierte. Als sein Vater 2015 starb, ging er nach Deutschland und hat auf 
Baustellen gearbeitet. Der Beschuldigte lebte die letzten 10 Monate vor seiner 
Verhaftung nach eigenen Angaben in den Niederlanden, wo er illegal arbeitete. 
Er lieferte Pakete und Esswaren aus und verdiente EUR 1'700 monatlich. Der 
Beschuldigte hat aufgrund des Strafvollzugs kein ordentliches Erwerbseinkom-
men. Er hat weder Vermögen noch Schulden (SK 20.730.014 f.; BA 13-05-0067 
f.). 

Was die Zukunftspläne anbelangt, so sagte der Beschuldigte an der Hauptver-
handlung aus, er wolle zurück in sein Heimatland Albanien und sich mit seiner 
Freundin verloben. Der Beschuldigte hat nach eigenen Angaben einen Schwa-
ger, welcher ihm helfen werde, einen Laden zu eröffnen (SK 20.730.015). 

Die Führungs- und Vollzugsberichte attestieren dem Beschuldigten freundliches 
und anständiges Vollzugsverhalten. Dieses Bild blieb auch bestehen, auch wenn 
einmal disziplinarisch gegen ihn vorgegangen werden musste. Der letzte einge-
holte Vollzugsbericht der Justizvollzugsanstalt S. vom 28. Februar 2025 beschei-
nigt dem Beschuldigten sogar ein vorbildliches Verhalten (SK 20.235.7.005 ff.; 
BA 06-05-0178 ff.). 

Der Beschuldigte ist vorbestraft. Mit Urteil des Landgerichts Itzehoe vom 14. De-
zember 2020 wurde er wegen mehrfachen Diebstahls sowie mehrfachen Ver-
suchs dazu, Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittel- und Waffengesetz 
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zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt (BA 17-06-0006 f.). Es handelt 
sich bei der Vorstrafe um eine solche nicht unerheblicher Natur. Der Beschuldigte 
ist wegen mehrfachen Diebstahls vorbestraft und das eigentliche Handlungsziel 
war vorliegend ebenfalls die Begehung eines Diebstahls. Die Vorstrafe ist daher 
mit zwei Monaten Freiheitsstrafe straferhöhend zu berücksichtigen (statt vieler: 
BGE 136 IV 1 E. 2.6.2); im Übrigen sind die persönlichen Verhältnisse und das 
Vorleben neutral zu werten. 

7.6.4.2 Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor. 

7.6.5 Verhalten im Strafverfahren 

Gegenüber den Strafverfolgungsbehörden verhielt sich der Beschuldigte nicht 
kooperativ und war grundsätzlich nicht geständig. Er gesteht lediglich, die Böller 
berührt zu haben, weil er weiss, dass seine Fingerabdrücke darauf festgestellt 
wurden. Eine logische Erklärung hierfür hat er aber nicht. Er anerkannte lediglich 
die Widerhandlung gegen Ausländer- und Integrationsgesetz (SK 20.730.028). 
Vorliegend kann somit nicht von strafmindernden Aussagen gesprochen werden, 
zumal der Beschuldigte in Bezug auf den Vorwurf des Herstellens, Weiterschaf-
fens und Verbergens von Sprengstoffen und giftigen Gasen einen Freispruch be-
antragt. Es ist dem Beschuldigten zu glauben, wenn er sich im Schlusswort für 
seine begangenen Fehler entschuldigt, allerdings ohne aufrichtige Reue erken-
nen zu lassen. Das Verhalten im Strafverfahren und Nachtatverhalten sind daher 
neutral zu werten (vgl. E. 7.2.5.2 a). 

7.6.6 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumes-
sungsfaktoren erachtet das Gericht eine Freiheitsstrafe von 28 Monaten für tat-
verschuldens- und täterangemessen. 

7.6.7 Vollzug 

7.6.7.1 In Bezug auf die gesetzlichen Voraussetzungen für die teilbedingte Freiheits-
strafe im Sinne von Art. 43 Abs. 1 StGB wird auf Erwägung 7.3.4.1 verwiesen. 

7.6.7.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. 
Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den 
Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende 
Freiheitsstrafe eine ausreichende abschreckende Wirkung erzielen wird. Im Hin-
blick auf die Legalprognose bestehen zwar gewisse Restbedenken, da der Be-
schuldigte unmittelbar nach Verbüssung einer mehrjährigen Haftstrafe erneut de-
linquierte. Bei einer Gesamtbetrachtung, die insbesondere die Wirkung des dro-
henden Strafvollzugs miteinbezieht, kann dem Beschuldigten aber grundsätzlich 
keine ungünstige Prognose gestellt werden, die einen teilbedingten Strafvollzug 
ausschliessen würde. Ausserdem spricht für einen teilbedingten Strafvollzug, 
dass ihn nach der Haftentlassung in Albanien ein hinreichend stabiles familiäres 
Umfeld und eine Arbeitsstelle erwartet. Demzufolge kann dem Beschuldigten der 
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teilbedingte Strafvollzug für die Freiheitsstrafe gewährt werden. Insgesamt legt 
es das Tatverschulden des Beschuldigten nahe (siehe E. 7.6.2), den unbedingt 
zu vollziehenden Teil auf 14 Monate festzusetzen. Der Strafaufschub ist für die 
restlichen 14 Monate zu gewähren, wobei dem Beschuldigten aus den genann-
ten Gründen eine Probezeit von drei Jahren aufzuerlegen ist (Art. 44 Abs. 1 
StGB). 

7.6.8 Die ausgestandene Auslieferungs- und Untersuchungshaft sowie die Zeit im vor-
zeitigen Strafvollzug von 514 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen. 

8. Landesverweisung 

8.1 Die Beschuldigten sind ausländische Staatsangehörige (A.: spanischer Staats-
angehöriger; B.: niederländischer Staatsangehöriger; C.: niederländischer und 
türkischer Staatsangehöriger; D.: kosovarischer Staatsangehöriger; E.: albani-
scher Staatsangehöriger) und verfügen nicht über eine schweizerische Staats-
bürgerschaft. Es ist folglich die Anordnung einer Landesverweisung gemäss 
Art. 66a ff. StGB zu prüfen. 

8.2  
8.2.1 Gemäss Art. 66a Abs. 1 StGB verweist das Gericht den Ausländer, der wegen 

einer im Gesetz aufgezählten Katalogtat verurteilt wird, unabhängig von der Höhe 
der Strafe für 5 bis 15 Jahre des Landes. Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB bilden 
solche Katalogtaten (Art. 66a Abs. 1 i StGB), für die das Gesetz die obligatorische 
Landesverweisung vorsieht. 

Die obligatorische Landesverweisung wegen einer Katalogtat im Sinne von 
Art. 66a Abs. 1 StGB greift grundsätzlich unabhängig von der konkreten Tat-
schwere (BGE 144 IV 332 E. 3.1.3). Irrelevant bleibt auch, ob die Strafe unbe-
dingt ausgesprochen oder der Vollzug der Strafe bedingt oder teilbedingt aufge-
schoben wird (BGE 144 IV 168 E. 1.4.1; Urteil des Bundesgerichts 6B_627/2018 
vom 22. März 2019 E. 1.3.4 m.H.). Die Landesverweisung, insbesondere deren 
Dauer, ist aufgrund des Verschuldens und der Gefährdung der öffentlichen Si-
cherheit zu bestimmen (Urteil des Bundesgerichts 6B_445/2021 vom 6. Septem-
ber 2021 E. 2 m.w.H.). Dem Sachgericht kommt bei der Festlegung der Dauer 
der Landesverweisung ein weites Ermessen zu (Urteile des Bundesgerichts 
6B_249/2020 vom 27. Mai 2021 E. 6.2.1; 6B_1270/2020 vom 10. März 2021 
E. 9.5). Eigentliche «Kriminaltouristen» sind nach der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung und Lehre per se auszuweisen (Urteile des Bundesgerichts 
6B_770/2018 vom 24. September 2018 E. 1.1; 6B_627/2018 vom 22. März 2019 
E. 1.3.4; ZURBRÜGG/HRUSCHKA, Basler Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 66a StGB 
N. 64). 

8.2.2 Gemäss Art. 66a Abs. 2 StGB kann das Gericht ausnahmsweise von einer Lan-
desverweisung absehen, wenn diese für den Ausländer einen schweren persön-
lichen Härtefall bewirken würde und die öffentlichen Interessen an der 
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Landesverweisung gegenüber den privaten Interessen des Ausländers am Ver-
bleib in der Schweiz nicht überwiegen. Dabei ist der besonderen Situation von 
Ausländern Rechnung zu tragen, die in der Schweiz geboren oder aufgewachsen 
sind. Die Härtefallklausel dient der Umsetzung des verfassungsmässigen Ver-
hältnismässigkeitsprinzips gemäss Art. 5 Abs. 2 BV (BGE 145 IV 364 E. 3.2; 144 
IV 332 E. 3.1.2). Sie ist restriktiv anzuwenden (BGE 146 IV 105 E. 3.4.2; 144 IV 
332 E. 3.3.1). Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung lässt sich zur Prü-
fung des Härtefalls im Sinne von Art. 66a Abs. 2 StGB der Kriterienkatalog der 
Bestimmung über den «schwerwiegenden persönlichen Härtefall» in Art. 31 
Abs. 1 der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit vom 
24. Oktober 2007 (VZAE; SR 142.201) heranziehen. Zu berücksichtigen sind na-
mentlich der Grad der (persönlichen und wirtschaftlichen) Integration, die Beach-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, die Respektierung der Werte der 
Bundesverfassung, die Sprachkompetenzen, die Teilnahme am Wirtschaftsleben 
oder am Erwerb von Bildung und die familiären Bindungen des Ausländers in der 
Schweiz beziehungsweise in der Heimat (BGE 146 IV 105 E. 3.4.1; Urteil des 
Bundesgerichts 6B_780/2020 vom 2. Juni 2021 E. 1.3.1). Da die Landesverwei-
sung strafrechtlicher Natur ist, sind auch strafrechtliche Elemente wie die Aus-
sichten auf soziale Wiedereingliederung des Täters in die Interessenabwägung 
miteinzubeziehen (BGE 144 IV 332 E. 3.3.2; Urteil des Bundesgerichts 
6B_780/2020 vom 2. Juni 2021 E. 1.3.1). Die aufgrund des Freizügigkeitsabkom-
mens (FZA; SR 0.142.112.681) eingeräumten Rechte dürfen nach Art. 5 Abs. 1 
Anhang I FZA nur durch Massnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind, eingeschränkt werden. Bei 
der strafrechtlichen Landesverweisung ist deshalb – soweit Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union betroffen sind – im konkreten Einzelfall 
zu prüfen, ob die Massnahme zum Schutze der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit verhältnismässig ist (BGE 145 IV 364 E. 3.5, 3.9; Urteil des Bundesgerichts 
6B_445/2021 vom 6. September 2021 E. 2). 

8.3 Bei den Beschuldigten liegt jeweils kein Härtefall vor: Sie sind weder in der 
Schweiz geboren noch aufgewachsen. Mit Ausnahme von D. haben sie nie in der 
Schweiz gewohnt und gingen hier nie einer Erwerbstätigkeit nach. Vielmehr ka-
men sie einzig für die Deliktsbegehung als «Kriminaltouristen» in die Schweiz. 
Sie verfügen über keine Verwandten und Freunde in der Schweiz. Auch sonst 
verfügen sie über keinerlei Bezug zur Schweiz. Bei D. ist die Situation insofern 
anders, als dass er seit Ende 2022 in der Schweiz Wohnsitz hatte und als Coif-
feur im H.-Shop F. eine Erwerbstätigkeit ausübte. Seine ganze Situation ist aller-
dings klar zu relativieren, da er seinen Aufenthaltstitel in der Schweiz von Beginn 
an mit gefälschten Dokumenten erschlichen hatte. Nebst einem Onkel mütterli-
cher- und väterlicherseits hat auch er keine Familie oder anderweitige Bezugs-
personen in der Schweiz. Nach eigenen Angaben der Beschuldigten (A.: «Die 
Schweiz kann mich für 500 Jahre des Landes verweisen». D.: «Das hätte für 
mich keine grosse Bedeutung. Ich will sowieso wieder zurück in meine Heimat». 
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C.: «Das wäre für mich nicht schlimm». B.: «Die Landesverweisung würde für 
mich «nichts» bedeuten. E.: «Ich möchte zurück in meine Heimat.») haben sie 
kein persönliches Interesse am Verbleib in der Schweiz. Sie sehen ihre Zukunft 
im Ausland. Nach dem Gesagten sind keine Gründe persönlicher Natur, die ge-
gen die Anordnung der Landesverweisung sprechen könnten, ersichtlich, und 
solche werden seitens der Beschuldigten auch nicht vorgebracht. Im Übrigen 
sind die Landesverweisungen auch verhältnismässig. 

8.4 Die Beschuldigten sind demnach des Landes zu verweisen. Angesichts des Vor-
liegens zweier Katalogtaten, der Schwere des jeweiligen Verschuldens 
(vgl. E. 7.2.2; 7.2.5; 7.3.2 f., 7.4.2 f.; 7.5.2; 7.5.5; 7.6.2; 7.6.4) sind die Landes-
verweisungen auf die Dauer von 7 Jahren festzulegen. 

9. Vollzugskanton 

Für den Vollzug der Strafen und der Landesverweisungen ist der Kanton Aargau 
als zuständig zu erklären (Art 74 Abs. 1 lit. b, e, f und gbis und 2 StBOG i.V.m. 
Art. 31 Abs 1 StPO). 

10. Beschlagnahmte Gegenstände und Aufzeichnungen 

10.1 Ist der Grund für die Beschlagnahme weggefallen, so hebt die Staatsanwaltschaft 
oder das Gericht die Beschlagnahme auf und händigt die Gegenstände oder Ver-
mögenswerte der berechtigten Person aus (Art. 267 Abs. 1 StPO). Ist die Be-
schlagnahme nicht vorher aufgehoben worden, so ist über die Rückgabe an die 
berechtigte Person, die Verwendung zur Kostendeckung oder die Einziehung im 
Endentscheid zu befinden (Art. 267 Abs. 3 StPO). 

10.2 Mit Beschlagnahmebefehl vom 20. August 2024 beschlagnahmte die Bundesan-
waltschaft diverse Gegenstände und elektronische Aufzeichnungen (BA 08-01-
0074 ff. [USBV, Tatwerkzeuge, Gegenstände mit deliktsrelevantem Zusammen-
hang, Betäubungsmittel, Ausweise, Mobiltelefone und weitere Effekten, forensi-
sche Datensicherungen von den Mobiltelefonen, Cloud Sicherungen]). 

10.3 Die forensischen Datensicherungen und Cloud Sicherungen sind zum Nachweis 
der Sprengstoffdelikte beweisrelevant. Sie sind einzuziehen und bei den Akten 
zu belassen (Art. 267 Abs. 3 StPO). Im Einzelnen werden die Asservate der Da-
tenträger (Ass.-ID) in Ziffer VI. 1.1 des Urteilsdispositivs aufgeführt. 

Die USBV, Tatwerkzeuge und weiteren Gegenstände, welche zur Begehung der 
Straftaten gedient haben, sind einzuziehen und zu vernichten (Art. 267 Abs. 3 
StPO i.V.m. Art. 69 StGB). Die beschlagnahmten Betäubungsmittel, welche 
durch eine Straftat hervorgebracht worden sind, sind ebenfalls einzuziehen und 
zu vernichten (Art. 267 Abs. 3 StPO i.V.m. Art. 69 StGB). Die einzelnen Asservate 
der Gegenstände werden in Ziffer VI. 1.2 des Urteilsdispositivs ausgeführt. 
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Sämtliche übrigen beschlagnahmten Gegenstände (Mobiltelefone und weitere 
Effekten) haben keinen deliktischen Bezug. Sie sind den Beschuldigten auf Ver-
langen entsprechend den in Ziffer VI. 2 des Urteilsdispositivs aufgeführten Krite-
rien innert 90 Tagen nach Rechtskraft des Urteils herauszugeben; ansonsten 
sind diese zu vernichten. 

11. Verfahrenskosten 

11.1 Die Verfahrenskosten setzen sich zusammen aus den Gebühren zur Deckung 
des Aufwands und den Auslagen im konkreten Straffall (Art. 422 Abs. 1 StPO; 
Art. 1 Abs. 1 des Reglements des Bundesstrafgerichts vom 31. August 2010 über 
die Kosten, Gebühren und Entschädigungen in Bundesstrafverfahren [BStKR; 
SR 173.713.162]). Die Gebühren sind für die Verfahrenshandlungen geschuldet, 
die im Vorverfahren sowie im erstinstanzlichen Hauptverfahren von der Straf-
kammer durchgeführt oder angeordnet worden sind (Art. 1 Abs. 2 BStKR). Die 
Höhe der Gebühr richtet sich nach Bedeutung und Schwierigkeit der Sache, der 
Vorgehensweise der Parteien, ihrer finanziellen Situation und dem Kanzleiauf-
wand (Art. 5 BStKR); sie bemisst sich nach Art. 6 und 7 BStKR. Die Auslagen 
umfassen die vom Bund vorausbezahlten Beträge, namentlich die Kosten für die 
amtliche Verteidigung, Übersetzungen, Gutachten, Mitwirkung anderer Behör-
den, Porti, Telefonspesen und andere entsprechende Kosten (Art. 422 Abs. 2 
StPO und Art. 1 Abs. 3 BStKR). 

11.2 Die Bundesanwaltschaft beziffert die auferlegbaren Verfahrenskosten des Vor-
verfahrens insgesamt mit Fr. 98'106.50 (Gebühr Vorverfahren: Fr. 30'000.--; Aus-
lagen Vorverfahren Fr. 68'106.50), bestehend aus den Kosten betreffend die Be-
schuldigten A. von Fr. 15'413.35, B. von Fr. 22'913.40, C. von Fr. 17'915.90, D. 
von Fr. 19'036.15 und E. von Fr. 22'827.70. Die Gebühren liegen innerhalb des 
gesetzlichen Gebührenrahmens und sind angemessen. Die Auslagen sind aus-
gewiesen (BA 24-01-0521 ff.). 

11.3 Unter Berücksichtigung der in Erwägung 11.1 erwähnten Kriterien wird die Ge-
richtsgebühr auf Fr. 30'000.-- festgesetzt. Bei der Festlegung des Gebührenan-
teils und der Auferlegung der Verfahrenskosten sind die Tatbeiträge der Beschul-
digten im Kontext der Gesamtuntersuchung zu würden. Die meisten Verfahrens-
handlungen sind im Zusammenhang mit den Beschuldigten C. und D. angefallen. 
In Anbetracht dessen ist ihre Gerichtsgebühr auf je Fr. 7'500.-- festzusetzen. Die 
Gerichtsgebühr von A., B. und E. ist auf je Fr. 5'000.-- festzusetzen. 

11.4 Die beschuldigte Person trägt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird. 
Ausgenommen sind die Kosten für die amtliche Verteidigung (Art. 426 Abs. 1 
StPO). Wird das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigespro-
chen, so können ihr die Verfahrenskosten ganz oder teilweise auferlegt werden, 
wenn sie rechtswidrig oder schuldhaft die Einleitung des Verfahrens bewirkt oder 
dessen Durchführung erschwert hat (Art. 426 Abs. 2 StPO). Sie hat lediglich 
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diejenigen Kosten zu tragen, die mit der Abklärung des zur Verurteilung führen-
den Delikts entstanden sind, d.h. es muss ein adäquater Kausalzusammenhang 
gegeben sein (GRIESSER, Zürcher Kommentar, 3. Aufl. 2020, Art. 426 StPO N. 2).  

Die Beschuldigten wurden vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und 
giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) freigesprochen. 
Die durchgeführten Verfahrenshandlungen waren aber für die Abklärung der hier 
zur Verurteilung der Beschuldigten führenden Straftaten des Herstellens, Verber-
gens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 
und 2 StGB) notwendig. Der jeweilige Freispruch rechtfertigt somit keine Kosten-
ausscheidung. 

11.5 Im Ergebnis betragen die Verfahrenskosten von A. Fr. 20'413.35 (Gebühr und 
Auslagen im Vorverfahren: Fr. 15'413.35; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--), von B. 
Fr. 27'913.40 (Gebühr und Auslagen im Vorverfahren: Fr. 22'913.40; Gerichtsge-
bühr: Fr. 5'000.--), von C. Fr. 25'415.90 (Gebühr und Auslagen im Vorverfahren: 
Fr. 17'915.90; Gerichtsgebühr: Fr. 7'500.--), von D. Fr. 26'536.15 (Gebühr und 
Auslagen im Vorverfahren: Fr. 19'036.15; Gerichtsgebühr: Fr. 7'500.--) und von 
E. Fr. 27'827.70 (Gebühr und Auslagen im Vorverfahren: Fr. 22'827.70; Gerichts-
gebühr: Fr. 5'000.--). Die Verfahrenskosten sind den Beschuldigten in vollem Um-
fang aufzuerlegen. 

12. Entschädigung und Genugtuung der beschuldigten Personen 

12.1 Wird die beschuldigte Person ganz oder teilweise freigesprochen oder wird das 
Verfahren gegen sie eingestellt, so hat sie gemäss Art. 429 Abs. 1 StPO An-
spruch auf Entschädigung ihrer Aufwendungen für die angemessene Ausübung 
ihrer Verfahrensrechte (lit. a) und der wirtschaftlichen Einbussen, die ihr aus ihrer 
notwendigen Beteiligung am Strafverfahren entstanden sind (lit. b) sowie auf Ge-
nugtuung für besonders schwere Verletzungen ihrer persönlichen Verhältnisse, 
insbesondere bei Freiheitsentzug (lit. c). Der Anspruch ist nach Art. 429 Abs. 2 
StPO von Amtes wegen zu prüfen. Sind gegenüber der beschuldigten Person 
rechtswidrig Zwangsmassnahmen angewandt worden, so spricht ihr die Strafbe-
hörde eine angemessene Entschädigung und Genugtuung zu (Art. 431 Abs. 1 
StPO). 

12.2 Der Kostenentscheid präjudiziert die Entschädigungsfrage. Bei Auferlegung der 
Kosten ist grundsätzlich keine Entschädigung oder Genugtuung auszurichten. 
(BGE 137 IV 352 E. 2.4.2). Die Beschuldigten sind amtlich verteidigt, sodass 
ihnen für die angemessene Ausübung ihrer Verfahrensrechte keine Aufwendun-
gen entstanden sind. Die durchgeführten Verfahrenshandlungen waren sodann 
für die Abklärung der hier zur Verurteilung der Beschuldigten führenden Strafta-
ten notwendig, weshalb keine wirtschaftlichen Einbussen der Beschuldigten er-
sichtlich sind, die allein aus den freigesprochenen Vorwürfen entstanden sind. 
Allfällige wirtschaftliche Einbussen sind daher nicht zu entschädigen. Schliesslich 
wurden die Beschuldigten zu Freiheitsstrafen verurteilt und die von ihnen 
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ausgestandene Haft bzw. der vorzeitige Strafvollzug wird vollständig auf diese 
Strafen angerechnet, sodass ihnen hierfür auch keine Genugtuung zuzuspre-
chen ist. Überhaft liegt nicht vor, da die bisherige Haftlänge die im Urteil ausge-
fällten Sanktionen nicht überschreitet. Nach dem Gesagten ist den Beschuldigten  
– trotz der teilweisen Freisprüche – keine Entschädigung oder Genugtuung aus-
zurichten. 

13. Entschädigungen der amtlichen Verteidiger 

13.1 Das urteilende Gericht legt die Entschädigung der amtlichen Verteidigung am 
Ende des Verfahrens fest (Art. 135 Abs. 2 StPO). Diese erfolgt in Bundesstraf-
verfahren gestützt auf das Reglement des Bundesstrafgerichts vom 31. Au-
gust 2010 über die Kosten, Gebühren und Entschädigungen in Bundesstrafver-
fahren (BStKR; SR 173.713.162). 

Die Anwaltskosten umfassen das Honorar und die notwendigen Auslagen, na-
mentlich für Reise, Verpflegung und Unterkunft sowie Porti und Telefonspesen 
(Art. 11 Abs. 1 BStKR). Das Honorar wird nach dem notwendigen und ausgewie-
senen Zeitaufwand bemessen. Der Stundenansatz beträgt mindestens 200 und 
höchstens 300 Franken (Art. 12 Abs. 1 BStKR). Die Auslagen werden im Rah-
men der Höchstansätze aufgrund der tatsächlichen Kosten vergütet (Art. 13 
BStKR). Bei Fällen im ordentlichen Schwierigkeitsbereich beträgt der Stunden-
ansatz gemäss ständiger Praxis der Strafkammer Fr. 230.-- für Arbeitszeit und 
Fr. 200.-- für Reisezeit (Entscheide der Strafkammer des Bundesstrafgerichts 
SN.2011.16 vom 5. Oktober 2011 E. 4.1; SK.2010.3 vom 5. Mai 2010 E. 8.4). 

13.2 Das vorliegende Verfahren stellte in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht keine 
überdurchschnittlichen Anforderungen an die Verteidigungen. Der Stundenan-
satz ist daher praxisgemäss für die anwaltliche Tätigkeit auf Fr. 230.--, für die 
Tätigkeit der Praktikanten auf Fr. 100.-- sowie auf Fr. 200.-- für die Reisezeit fest-
zusetzen (vgl. E. 13.1). 

13.3  
13.3.1 Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 wurde Rechtsanwältin 

Yvonne Thomet in Anwendung von Art. 130 ff. StPO mit sofortiger Wirkung als 
amtliche Verteidigerin von A. eingesetzt (BA 16-02-0001 f.). 

13.3.2 Rechtsanwältin Yvonne Thomet beantragt mit Kostennote vom 31. März 2025 für 
die Jahre 2023 bis 2025 die Ausrichtung eines Honorars von Fr. 45'207.15 
(inkl. MWST) (SK 20.721.231 ff.). 

Für das Jahr 2023 beantragt Rechtsanwältin Thomet eine Entschädigung von 
insgesamt Fr. 19'589.50 (inkl. MWST) für einen Arbeitsaufwand von 57.92 Stun-
den zu einem Ansatz von Fr. 230.-- und von 8 Stunden zu einem Ansatz von 
Fr. 100.--, einem Aufwand für die Reise- und Wartezeiten von 17.58 Stunden zu 
einem Ansatz von Fr. 200.-- und 2.83 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 100.--, 
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Auslagen von Fr. 268.10 und 7.7 % MWST von Fr. 1'400.55. Der ausgewiesene 
Aufwand und die Auslagen sind gerechtfertigt, mit folgenden Korrekturen: Ge-
mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist zur persönlichen Betreuung eines 
Inhaftierten nur ein minimaler Aufwand zur Aufrechterhaltung der Kontakte des 
Mandanten zu seinem im Ausland lebenden familiären Umfeld zu entschädigen 
(Urteil des Bundesgerichts 6B_951/2013 vom 27. März 20214 E. 3.2). Entspre-
chend ist der Arbeitsaufwand von 170 Minuten für diverse Schreiben, E-Mails 
und Telefonate mit Drittpersonen übermässig und nicht angemessen und somit 
nicht zu entschädigen (2023: 03.07. [15 Min.], 10.07. [20 Min.], 31.07. [10 Min.], 
02.08 [20 Min.], 02.08. [30 Min.], 03.08. [20 Min.], 16.08. [20 Min.], 31.08. 
[15 Min.], 04.09. [10 Min.], 11.09. [10 Min.]). Was Gefängnisbesuche anbelangt, 
so sind periodische, kurze Besuche zu entschädigen. Der Gefängnisbesuch vom 
14. Dezember 2023 von 70 Minuten ist somit nicht zu entschädigen, da am 
10. Juli 2023 und 27. Oktober 2023 bereits Gefängnisbesuche stattfanden. Ins-
gesamt ergibt dies eine Kürzung des Arbeitsaufwands um 4 Stunden (4 Std. à 
Fr. 230.-- = Fr. 920.--), (3 Std. Reisezeit à Fr. 100.-- = Fr. 300.--), der Reisezeit 
vom 14. Dezember 2023 um 185 Minuten (3.0833 Std. à Fr. 200.-- = Fr. 616.65) 
und der Reiseauslagen vom 14. Dezember 2023 um Fr. 64.--. Es resultiert ein 
Honorar für das Jahr 2023 von Fr. 17'541.15 (Honorar Arbeitsaufwand von 
Fr. 12'901.60 [53.92 Std. à Fr. 230.-- = Fr. 12'401.60; 5 Std. à Fr. 100.-- 
= Fr. 500.--], Honorar Reisezeit von Fr. 3'181.35 [14.49 Std. à Fr. 200.-- 
= Fr. 2'898.-- + 2.83 Std. à Fr. 100.-- = Fr. 283.35]; Auslagen von Fr. 204.10 [Rei-
sespesen: Fr. 137.60 + Porti, Kopien: Fr. 66.50], zzgl. 7.7 % MWST von 
Fr. 1'254.10). 

Rechtsanwältin Thomet beantragt weiter für die Jahre 2024 und 2025 die Aus-
richtung einer Entschädigung von total Fr. 25'617.63 (inkl. MWST). Das geltend 
gemachte Honorar setzt sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 
73.50 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.-- und 5.58 Stunden zu einem An-
satz von Fr. 100.--, einem Aufwand für die Reise- und Wartezeiten von 
25.50 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 200.-- und 3.58 Stunden zu einem An-
satz von Fr. 100.--, Auslagen von Fr. 776.40 und 8.1 % MWST von Fr. 1'919.55. 
Der ausgewiesene Aufwand und die Auslagen sind gerechtfertigt, mit folgenden 
Korrekturen: Nicht zu entschädigen sind wiederum sozialer Betreuungsaufwand 
mit Drittpersonen, «anwaltliche Kürzestaufwände» sowie «Sekretariatsarbeiten». 
Entsprechend sind der Zeitaufwand von 100 Minuten für die E-Mails an den Va-
ter, das Akteneinsichtsgesuch, die Kontrolle der Transkription, die Kopie der An-
klageschrift, die Fristerstreckung und die Kenntnisnahme des Ausstandsgesuchs 
nicht zu entschädigen (2024: 28.05. [10 Min.], 02.09. [10 Min.], 06.11. [15 Min.]; 
2025: 31.01. [15 Min.], 18.02. [20 Min.], 18.02. [30 Min.]). Weiter ist der übermäs-
sige Zeitaufwand der Gefängnisbesuche um insgesamt 190 Minuten kürzen 
(26.09.2024 um 30 Minuten, 29.01.2025 um 100 Minuten, 25.03.2025 um 60 Mi-
nuten). Sodann sind Abklärungen und der Austausch mit anderen Rechtsanwäl-
ten nicht von der Eidgenossenschaft zu tragen (Urteile des Bundesstrafgerichts 
SK.2024.21 vom 2. Juli 2024 E. 7.3.1; SK.2018.32 vom 25. März 2019 E. 6.5, 
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Beschluss des Bundesstrafgerichts BB.2013.54 vom 15. Oktober 2013 E. 6.4). 
Soweit «sog. Sockelverteidigungen» angesichts der unterschiedlichen Interes-
sen der Beschuldigten nicht geboten sind, sind die betreffenden Aufwände nicht 
erforderlich (vgl. Entscheid des Obergerichts des Kantons Aargau SBK.2024.291 
vom 13. Dezember 2024 E. 2). Entsprechend ist der übermässige Zeitaufwand 
für Besprechungen mit anderen Verteidigern und Telefonkonferenzen um 
100 Minuten zu kürzen (02.09.2024 [um 40 Min.], 11.03.2025 [um 60 Min.]). Ins-
gesamt ergibt dies eine Kürzung des Arbeitsaufwands um 6.5 Stunden (6.5 Std. 
à Fr. 230.-- = Fr. 1’495.--), (2 Std. Reisezeit à Fr. 100.-- = Fr. 200.--), der Reisezeit 
vom 29. Januar 2025 von 185 Minuten (3.0833 Std. à Fr. 200.-- = Fr. 616.65) und 
der Reiselauslagen vom 29. Januar 2025 um Fr. 64.--). Es resultiert ein Honorar 
für die Jahre 2024/2025 von Fr. 23'047.75 (Honorar Arbeitsaufwand von 
Fr. 15'768.-- [67 Std. à Fr. 230.-- = Fr. 15'410.--; 3.58 Std. à Fr. 100.-- =  
Fr. 358.--], Honorar Reisezeit von Fr. 4'840.35 [22.41 Std. à Fr. 200.-- = 
Fr. 2'898.-- + 3.58 Std. à Fr. 100.-- = Fr. 383.35]; Auslagen von Fr. 712.40 [Rei-
sespesen: Fr. 596.50 + Porti, Kopien: Fr. 115.90], zzgl. 8.1 % MWST von 
Fr. 1'727.--). 

Zusammenfassend beträgt das Honorar von Rechtsanwältin Thomet total 
Fr. 40'588.90 (inkl. MWST) (Fr. 17'541.15 [2023] + Fr. 23'047.75 [2024/2025]). 

13.3.3 Rechtsanwältin Thomet ist im Umfang von Fr. 40'588.90 (inkl. MWST) für die 
amtliche Verteidigung des Beschuldigten A. durch die Eidgenossenschaft zu ent-
schädigen. 

A. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigung der amtlichen Verteidigung 
in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
erlauben (Art. 135 Abs. 4 StPO). 

13.4  
13.4.1 Fürsprecher K. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 in 

Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidiger 
von B. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 13. März 2024 
wurde Fürsprecher K. rückwirkend per 27. Februar 2024 aus dem amtlichen 
Mandat entlassen und gleichzeitig Rechtsanwältin Dominique Jud als amtliche 
Verteidigerin bestellt (BA 16-03-0001 f.; 16-07-0033 ff.). 

Es wird festgestellt, dass mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 3. Juli 2024 
Fürsprecher K. für die amtliche Verteidigung von B. von der Eidgenossenschaft 
mit Fr. 16‘234.50 (inkl. MWST) vollständig entschädigt wurde (BA 16-03-0039). 

13.4.2 Rechtsanwältin Jud beantragte mit Kostennote vom 2. Oktober 2024 im Vorver-
fahren die Ausrichtung einer Entschädigung von Fr. 22'968.20 (inkl. MWST). Mit 
Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 7. Oktober 2024 wurde ihr für ihre Auf-
wendungen in der Zeit vom 27. Februar 2024 bis 2. Oktober 2024 eine Akonto-
zahlung in beantragter Höhe ausgerichtet (BA 16-07-0085). 
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Rechtsanwältin Jud macht weiter mit Kostennote vom 28. März 2025 und 1. Ap-
ril 2025 für die Jahre 2024 und 2025 ein Honorar von insgesamt Fr. 22‘053.50 
(inkl. MWST) geltend (SK 20.721.237 ff.; 20.822.015 ff.). 

Für die Zeit vom 4. Oktober 2024 bis 28. März 2025 beantragt Rechtsanwältin 
Jud die Ausrichtung einer Entschädigung von insgesamt Fr. 15‘660.70 (inkl. 
MWST). Das geltend gemacht Honorar setzt sich zusammen aus einem Arbeits-
aufwand von 61.38 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.--, Auslagen von 
Fr. 490.45, zzgl. 8.1 % MWST von Fr. 1‘161.15. Der ausgewiesene Aufwand und 
die Auslagen sind gerechtfertigt, mit folgenden Anpassungen: Der übermässige 
Zeitaufwand im Zusammenhang mit Sekretariatsarbeiten (Terminabsprachen), 
E-Mails an Drittpersonen, «anwaltlichen Kürzestaufwänden» und dem Stellen 
wiederholter Anträge sowie dem unverhältnismässigen Aufwand für das Akten-
studium ist um 4.84. Stunden zu kürzen (2024: 19.12. [0.08 Std.], 23.01. 
[1.67 Std.]; 2025: 03.02. [0.17 Std. + 0.25 Std.], 07.02. [0.42 Std.], 10.02. 
[0.25 Std.], 14.02. [2.00 Std.]. Sodann ist der Zeitaufwand für die Telefonkonfe-
renzen mit den anderen Verteidigern und dem Austausch mit Rechtsanwältin 
Thomet überhöht und ist um 2.57 Stunden zu kürzen (2025: 24.01 [0.59 Std.], 
31.01. [0.40 Std.], 06.03. [0.08 Std.], 11.03. [1.50 Std.]). Dabei resultiert eine Kür-
zung des Honorars um Fr. 1'702.20. Das Honorar beträgt Fr. 13'834.25 (Arbeits-
aufwand Fr. 12'307.20 [Fr. 14'009.20 – Fr. 1'702.--]; Auslagen Fr. 490.45, zzgl. 
8.1 % MWST von 1'036.60). 

Rechtsanwältin Jud macht weiter im Zusammenhang mit er Hauptverhandlung 
und der Urteilseröffnung (inkl. Nachbesprechung) ein Honorar Fr. 6'392.80 
(inkl. MWST) geltend. Es setzt sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 
25.66 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.--, Auslagen von Fr. 233.--, zzgl. 
8.1 % MWST von Fr. 479.--. Der geltend gemachte Zeitaufwand ist gerechtfertigt 
und die Auslagen sind angemessen. 

Zusammenfassend beträgt das Honorar von Rechtsanwältin Jud total 
Fr. 43'195.25 (inkl. MWST) (Fr. 22'968.20 [Akontozahlung] + Fr. 20'227.05 
[Fr. 13'834.25 + Fr. 6'392.80]). 

13.4.3 Rechtsanwältin Dominique Jud ist im Umfang von Fr. 43'195.25 (inkl. MWST) für 
die amtliche Verteidigung des Beschuldigten B. durch die Eidgenossenschaft zu 
entschädigen. Von diesem Betrag ist bei der Auszahlung die Akontozahlung von 
Fr. 22'968.20 in Abzug zu bringen. 

B. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigung der amtlichen Verteidigung 
in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
erlauben (Art. 135 Abs. 4 StPO). 
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13.5  
13.5.1 Rechtsanwältin T. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 

in Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidi-
gerin von C. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 10. Ap-
ril 2024 wurde Rechtsanwältin T. auf ihr Ersuchen hin per 5. April 2024 aus dem 
amtlichen Mandat entlassen und gleichzeitig Rechtsanwalt Kenad Melunovic Ma-
rini als amtlicher Verteidiger bestellt (BA 16-04-0001 f.; 16-08-0001 ff.). 

Es wird festgestellt, dass mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 30. Ap-
ril 2024 Rechtsanwältin T. für die amtliche Verteidigung von C. von der Eidge-
nossenschaft mit Fr. 27‘529.30 (inkl. MWST) vollständig entschädigt wurde (BA 
16-04-0079 f.). 

13.5.2 Rechtsanwalt Melunovic Marini beantragt mit Kostennote vom 1. April 2025 ein 
Honorar von Fr. 31'821.30 (inkl. MWST). Das geltend gemachte Honorar setzt 
sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 85.18 Stunden zu einem Ansatz 
von Fr. 300.--, Auslagen von Fr. 4'145.30, zzgl. 8.1 % MWST von Fr. 2'384.40 
(SK 20.721.921 ff.). Die geltend gemachte Entschädigung ist angemessen, mit 
folgenden Anpassungen: Der Stundenansatz ist praxisgemäss für die anwaltliche 
Tätigkeit auf Fr. 230.-- sowie auf Fr. 200.-- für die Reisezeit festzusetzen (vgl. 
E. 13.2). Der Arbeitsaufwand für das Studium des Rückweisungsbeschlusses, 
das Studium der Beweisanträge von Rechtsanwältin Jud, die Telefonkonferenz 
mit den anderen Verteidigern betreffend die Verfassung des Ausstandsgesuchs, 
das Verfassen der Gesuchsreplik zum Ausstandsgesuch sowie die Sekretariats-
arbeit für die Weiterleitung der übersetzten Anklageschrift ist übermässig und 
entsprechend zu kürzen bzw. teils nicht zu vergüten (2025: 30.05. [um 1 Std.], 
31.01. [0.25 Std.], 03.02. [3.2 Std.]), 21.02. [0.75 Std.], 11.03. [0.08 Std.]). Nicht 
zu vergüten ist auch der Posten Nachbesprechung des Urteils vom 1. April 2025 
von 8 Stunden, da die Urteilseröffnung am 23. April 2025 stattfand und der Ar-
beitsaufwand dafür mit 1 Stunde berücksichtig wurde. Dies ergibt eine Kürzung 
des Arbeitsaufwands um 13.28 Stunden. Von Amtes wegen ist hingegen der 
nicht geltend gemachte Aufwand von 4 Stunden Reisezeit vom 23. April 2025 zu 
berücksichtigen. Im Ergebnis resultiert ein Honorar von Fr. 23'222.40 (inkl. 
MWST) (71.9 Std. zu einem Ansatz von Fr. 230.-- = Fr. 16.537.--; 4 Std. zu einem 
Ansatz von Fr. 200.-- = Fr. 800.--; Auslagen von Fr. 4'145.30, zzgl. 8.1 % MWST 
von Fr. 1'740.10). 

13.5.3 Rechtsanwalt Kenad Melunovic Marini ist für die amtliche Verteidigung von C. 
von der Eidgenossenschaft mit Fr. 23‘222.40 (inkl. MWST) zu entschädigen. 

C. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben (Art. 135 Abs. 4 StPO). 
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13.6  
13.6.1 Rechtsanwalt U. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 

in Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidi-
ger von D. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 12. Au-
gust 2024 wurde Rechtsanwalt U. auf sein Ersuchen hin per 30. Juli 2024 aus 
dem amtlichen Mandat entlassen und gleichzeitig Rechtsanwalt Thomas Held als 
amtlicher Verteidiger bestellt (BA 16-01-0001 f.; 16-09-0007 ff.). 

Es wird festgestellt, dass mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 30. Au-
gust 2024 Rechtsanwalt U. für die amtliche Verteidigung von D. von der Eidge-
nossenschaft mit Fr. 22‘378.-- (inkl. MWST) vollständig entschädigt wurde 
(BA 16-01-0044). 

13.6.2 Rechtsanwalt Thomas Held beantragt mit Kostennoten vom 30. März 2025 und 
10. April 2025 ein Honorar von insgesamt Fr. 40'610.850 (inkl. MWST) 
(SK 20.824.015 ff.). 

Mit Kostennote vom 30. März 2025 wird für den Zeitraum vom 12. Juli 2024 bis 
4. Dezember 2024 ein Honorar von Fr. 17'821.50 (inkl. MWST) verlangt. Das gel-
tend gemachte Honorar setzt sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 
56.67 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.--, 13.74 Stunden Reisezeit zu ei-
nem Ansatz von Fr. 200.--, Auslagen von Fr. 540.10, zzgl. 8.1 % MWST von 
Fr. 1'335.40 (SK 20.824.015 ff.). Der ausgewiesene Aufwand und die Auslagen 
sind gerechtfertigt, mit folgenden Korrekturen: Nicht zu entschädigen sind «an-
waltliche Kürzestaufwände» im Umfang von 4.05 Stunden (mehrere E-Mails an 
Rechtsanwältin Jud und Rechtsanwältin Thomet; E-Mail an BKA Deutschland, 
Telefonat mit dem BAK Deutschland, E-Mail an IRM Basel etc.: 2024: 17.07 
[1.17 Std.]; 09.08 [0.03 Std.]; 15.08. [0.13 Std.]; 20.08. [0.13 Std.]; 12.09. 
[0.03 Std.]; 16.09. [0.07 Std.]; 24.09. [1.37 Std.]; 09.10. [0.18 Std.]; 14.10. 
[0.07 Std.]; 17.10. [0.27 Std.]; 24.10. [0.44 Std.]; 29.10. [0.10 Std. Kürzung für 
Telefonat mit dem BKA Deutschland]; 27.11. [0.06 Std.]). Sodann ist der unver-
hältnismässige Arbeitsaufwand im Zusammenhang mit dem Austausch mit an-
deren Rechtsanwälten nicht von der Eidgenossenschaft zu tragen (E. 14.3.2). 
Weiter zu kürzen ist somit der Aufwand im Zusammenhang mit der Videokonfe-
renz vom 2. September 2024 von 5.10 Stunden um 2 Stunden sowie der Aus-
tausch vom 18. September 2024 mit den anderen Verteidigern von 1.40 Stunden 
um 1 Stunde. Nicht zu entschädigen ist sodann der Aufwand im Zusammenhang 
mit dem Gefängnisbesuch vom 23. September 2024, da bereits am 28. Au-
gust 2024 ein solcher stattfand (22.09. [1 Std.]; 23.09. [1.40 Std. à Fr. 230.--]; 
23.09. [1.32 Std.]). Insgesamt ergibt dies eine Kürzung des geltend gemachten 
Honorars um Fr. 2'871.30. Die Kürzung der Auslagen im Zusammenhang mit 
dem erwähnten Gefängnisbesuch beträgt Fr. 23.-- (Fr. 5.80 + Fr. 17.20).  

Zusammenfassend beträgt das Honorar von Rechtsanwalt Held für den Zeitraum 
vom 12. Juli 2024 bis 4. Dezember 2024 total Fr. 14'692.--  
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(Fr. 15'946.-- - Fr. 2'871.30 = Fr. 13'074.70 [Aufwand] + Fr. 540.10 - Fr. 23.-- = 
Fr. 517.10 [Auslagen], zzgl. 8.1 % MWST, ausmachend Fr. 1'100.90). 

Rechtsanwalt Held verlangt weiter mit Kostennote vom 10. April 2025 die Aus-
richtung eines Honorars für den Zeitraum vom 12. Dezember 2024 bis 23. Ap-
ril 2025 von Fr. 22'789.35 (inkl. MWST). Das geltend gemachte Honorar setzt 
sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 77.91 Stunden zu einem Ansatz 
von Fr. 230.--, 10.6 Std. Reisezeit zu einem Ansatz von Fr. 200.--, Auslagen von 
Fr.1'007.30, zzgl. 8.1 % MWST von Fr. 1'707.65 (SK 20.824.011 ff.). Der ausge-
wiesene Aufwand und die Auslagen sind gerechtfertigt, mit folgenden Korrektu-
ren: Nicht zu entschädigen sind «anwaltliche Kürzestaufwände» im Umfang von 
6.99 Stunden (mehrere E-Mails mit Verteidigern; «Gericht bestätigt elektroni-
schen Verkehr»; Gespräch mit Familie etc.; 2024: 12.12. [0.17 Std.]; 20.12. 
[0.05 Std.]; 2025: 13.01. [0.09 Std.]; 03.02. [0.07 Std.]; 06.02. [3.5 Std.]; 07.02. 
[0.06 Std.]; 19.02. [0.12 Std.]; 03.03. [2.10 Std.]; 06.03. [0.13 Std.]; 25.03. 
[0.30 Std. für unverhältnismässig langes Telefonat mit Rechtsanwältin Jud und 
Melunovic]). Nicht zu entschädigen ist weiter der unverhältnismässige Aufwand 
vom 24. Januar 2025 für die Vorbereitung der Videokonferenz und vom 31. Ja-
nuar 2025 für die Videokonferenz von insgesamt 1.6 Stunden, da eine solche 
bereits stattfand (siehe oben). Weiter zu kürzen ist der geltend gemachte Auf-
wand von 5.15 Stunden um 4 Stunden für den Gefängnisaufenthalt vom 
25. März 2025. Der Verteidiger macht weiter einen Aufwand von insgesamt 
29.95 Stunden für die Vorbereitung der Hauptverhandlung inklusive Plädoyers 
von insgesamt 29.95 Stunden geltend (2025: 25.03. [6.2 Std.], 28.03. [8.15 Std.]; 
29.03. [7.15 Std.]; 30.03. [8.45 Std.]). Dieser Aufwand ist unangemessen hoch 
und ist um 9 Stunden zu kürzen. Im Ergebnis resultiert eine Reduktion des Auf-
wands um Fr. 3'288.60. 

Zusammenfassend beträgt das Honorar von Rechtsanwalt Held für den Zeitraum 
vom 12. Dezember 2024 bis 23. April 2025 total Fr. 19'234.35 (Fr. 20'074.40 - 
Fr. 3'288.60 = Fr. 16'785.80 [Aufwand] + Fr. 1'007.30 [Auslagen], zzgl. 8.1 % 
MWST, ausmachend Fr. 1'441.25). 

13.6.3 Rechtsanwalt Thomas Held ist für die amtliche Verteidigung von D. von der Eid-
genossenschaft mit Fr. 33‘926.35 (inkl. MWST) zu entschädigen. Von diesem 
Betrag ist bei der Auszahlung die Akontozahlung von Fr. 10'000.-- in Abzug zu 
bringen. 

D. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben (Art. 135 Abs. 4 StPO). 

13.7  
13.7.1 Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 9. Dezember 2023 wurde Rechtsan-

walt Florian Kaufmann in Anwendung von Art. 130 ff. StPO rückwirkend per 
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6. Dezember 2023 als amtlicher Verteidiger von E. eingesetzt (BA 16-06-0001 
f.). 

13.7.2 Rechtsanwalt Kaufmann beantragt mit Kostennote vom 30. März 2025 die Aus-
richtung eines Honorars von Fr. 35'976.-- für einen Arbeitsaufwand von 
109.66 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.--, 18.42 Stunden zu einem Ansatz 
zu Fr. 100.--, einer Reisezeit von 24.1663 Stunden zu einem Ansatz von  
Fr. 200.--, Auslagen von Fr. 1'398.20, zzgl. MWST (7.7 % und 8.1 %) von 
Fr. 2'679.55 (SK 20.825.002 ff.). Der ausgewiesene Aufwand und die Auslagen 
sind gerechtfertigt, mit folgender Berichtigung: Der geltend gemachte Aufwand 
für die Redaktion des Plädoyers von insgesamt 26.1 Stunden (2025: 18.03 
[5.0 Std.]; 20.03. [4.0 Std.]; 21.03. [4.40 Std.]; 24.03. [5.30 Std.]; 28.03. 
[6.40 Std.]; 31.03. [1.0 Std.]) erscheint unverhältnismässig hoch und ist um 
8 Stunden zu kürzen, zumal keine Plädoyernotizen an der Hauptverhandlung ab-
gegeben wurden. 

Zusammenfassend beträgt das Honorar von Rechtsanwalt Kaufmann total 
Fr. 33'986.95 (inkl. MWST von Fr. 2’530.51). 

13.7.3 Rechtsanwalt Florian Kaufmann ist für die amtliche Verteidigung von E. von der 
Eidgenossenschaft mit Fr. 33‘986.95 (inkl. MWST) zu entschädigen.  

E. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben (Art. 135 Abs. 4 StPO). 
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Die Strafkammer erkennt: 

I. A. 

1. A. wird freigesprochen vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und gif-
tige Gase in verbrecherischer Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB. 

2. A. wird schuldig gesprochen: 

2.1 des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von 
Art. 226 Abs. 1 StGB; 

2.2 des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB. 

3. A. wird bestraft mit einer Freiheitsstrafe von 22 Monaten, bedingt vollziehbar bei 
einer Probezeit von 2 Jahren. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen werden auf die Strafe angerechnet. 

4. A. wird für die Dauer von 7 Jahren des Landes verwiesen. 

II. B. 

1. Das Strafverfahren gegen B. wegen Hausfriedensbruchs gemäss Art. 186 StGB 
wird eingestellt. 

2. B. wird freigesprochen vom Vorwurf: 

2.1 der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer 
Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB; 

2.2 des versuchten Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 
Abs. 1 StGB. 

3. B. wird schuldig gesprochen: 

3.1 des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von 
Art. 226 Abs. 1 StGB; 
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3.2 des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB. 

4. B. wird bestraft mit einer Freiheitsstrafe von 27 Monaten, wovon 13 Monate un-
bedingt und 14 Monate bedingt vollziehbar, bei einer Probezeit von 3 Jahren. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen werden auf die Strafe angerechnet. 

5. Der Kanton Aargau wird als Vollzugskanton bestimmt (Art. 74 Abs. 2 StBOG 
i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO). 

6. B. wird für die Dauer von 7 Jahren des Landes verwiesen. 

III. C. 

1. Das Strafverfahren gegen C. wegen Hausfriedensbruchs gemäss Art. 186 StGB 
wird eingestellt. 

2. C. wird freigesprochen vom Vorwurf: 

2.1 der Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer 
Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB; 

2.2 des versuchten Diebstahls im Sinne von Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 
Abs. 1 StGB. 

3. C. wird schuldig gesprochen: 

3.1 des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von 
Art. 226 Abs. 1 StGB; 

3.2 des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB; 

3.3 der mehrfachen einfachen und qualifiziert groben Verkehrsregelverletzung 
durch mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im 
Sinne von Art. 90 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c SVG i.V.m. Art. 32 
SVG; 

3.4 der einfachen und groben Verkehrsregelverletzung durch Vornehmen einer 
Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert im Sinne von 
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Art. 90 Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 
VRV; 

3.5 des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung im Sinne von Art. 95 Abs. 1 
lit. b SVG i.V.m. Art. 10 Abs. 2 SVG. 

4. C. wird bestraft mit einer Freiheitsstrafe von 42 Monaten. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen werden auf die Strafe angerechnet. 

5. C. wird bestraft mit einer Busse von Fr. 1‘000.--. Bezahlt der Beschuldigte die 
Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 
10 Tagen. 

6. Der Kanton Aargau wird als Vollzugskanton bestimmt (Art. 74 Abs. 2 StBOG 
i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO). 

7. C. wird für die Dauer von 7 Jahren des Landes verwiesen. 

IV. D. 

1. D. wird freigesprochen vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und gif-
tige Gase in verbrecherischer Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB. 

2. D. wird schuldig gesprochen: 

2.1 des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von 
Art. 226 Abs. 1 StGB; 

2.2 des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB; 

2.3 der mehrfachen Fälschung von Ausweisen im Sinne von Art. 252 Abs. 3 
StGB; 

2.4 der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne 
von Art. 118 Abs. 1 AIG; 

2.5 der mehrfachen groben und qualifiziert groben Verkehrsregelverletzung 
durch mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im 
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Sinne von Art. 90 Abs. 2, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c SVG i.V.m. Art. 32 
SVG; 

2.6 der mehrfachen einfachen Verkehrsregelverletzung durch Vornehmen ei-
ner Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert im Sinne 
von Art. 90 Abs. 1 SVG i.V.m. Art. 31 Abs. 1 SVG und Art. 3 Abs. 1 VRV; 

2.7 des mehrfachen Fahrens ohne Berechtigung im Sinne von Art. 95 Abs. 1 
lit. a SVG; 

2.8 des Missbrauchs von Ausweisen im Sinne von Art. 97 Abs. 1 lit. d SVG. 

3. D. wird bestraft mit einer Freiheitsstrafe von 36 Monaten, wovon 16 Monate un-
bedingt und 20 Monate bedingt vollziehbar, bei einer Probezeit von 2 Jahren. 

Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug 
von 662 Tagen werden auf die Strafe angerechnet. 

4. D. wird bestraft mit einer Busse von Fr. 600.--. Bezahlt der Beschuldigte die 
Busse schuldhaft nicht, so tritt an deren Stelle eine Ersatzfreiheitsstrafe von 6 Ta-
gen. 

5. Der Kanton Aargau wird als Vollzugskanton bestimmt (Art. 74 Abs. 2 StBOG 
i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO). 

6. D. wird für die Dauer von 7 Jahren des Landes verwiesen. 

V. E. 

1. E. wird freigesprochen vom Vorwurf der Gefährdung durch Sprengstoffe und gif-
tige Gase in verbrecherischer Absicht im Sinne von Art. 224 Abs. 1 StGB. 

2. E. wird schuldig gesprochen: 

2.1 des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von 
Art. 226 Abs. 1 StGB; 

2.2 des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im 
Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB; 

2.3 der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne 
von Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG. 
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3. E. wird bestraft mit einer Freiheitsstrafe von 28 Monaten, wovon 14 Monate un-
bedingt und 14 Monate bedingt vollziehbar, bei einer Probezeit von 3 Jahren. 

Die ausgestandene Auslieferungs- und Untersuchungshaft sowie die Zeit im vor-
zeitigen Strafvollzug von 514 Tagen werden auf die Strafe angerechnet. 

4. Der Kanton Aargau wird als Vollzugskanton bestimmt (Art. 74 Abs. 2 StBOG 
i.V.m. Art. 31 Abs. 1 StPO). 

5. E. wird für die Dauer von 7 Jahren des Landes verwiesen. 

VI. Beschlagnahmte Gegenstände und Aufzeichnungen 

1. Die nachgenannten beschlagnahmten Gegenstände und Aufzeichnungen wer-
den nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils: 

1.1 eingezogen und als Beweismittel bei den Akten belassen (Art. 267 Abs. 3 
StPO): Ass.-ID [IT-Daten]: 101455-459; 101471-101481; 101492; 101669 f.; 102228 

1.2 eingezogen und vernichtet (Art. 267 Abs. 3 StPO i.V.m. Art. 69 StGB 
[USBV, Tatwerkzeuge und weitere Gegenstände mit deliktsrelevantem Zu-
sammenhang; Betäubungsmittel]): Ass.-ID: 16602; 16607; 16611 f.; 25521; 25531; 25541; 

25546; 25549; 25558; 25587; 25590; 25595-25597; 25599; 51098 f.; 51102; 51107-51115; 55116; 

56114 f.; 56117 f.; 56121; 56124; 56145; 56165; 56167; 56170 f.; 56177; 61695; 61699; 61701; 61708; 

61712; 61754; 61771; 61781; 61787; 61791; 61794; 61863; 61865; 61867 f.; 61870; 61874; 61878; 

61882; 61885; 61887; 61889; 61897-61900; 61903; 61905; 61909; 61911; 61935; 61937; 61939; 

61941; 61945; 61947; 61956 und AO17‘536‘628 

2. Sämtliche übrigen beschlagnahmten Gegenstände (Mobiltelefone und weitere 
Effekten) werden den Berechtigten auf Verlangen – entsprechend dem Zuord-
nungsnachweis in der Beschlagnahmeverfügung der Bundesanwaltschaft vom 
20. August 2024 oder eines sonstigen Berechtigungsnachweises – innert 90 Ta-
gen nach Rechtskraft des Urteils herausgegeben; ansonsten werden sie vernich-
tet. 

VII. Entschädigungen und Genugtuungen 

1. A. wird keine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet. 

2. B. wird keine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet. 

3. C. wird keine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet. 
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4. D. wird keine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet. 

5. E. wird keine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet. 

VIII. Verfahrenskosten 

1. Die Verfahrenskosten von A. betragen Fr. 20'413.35 (Gebühr und Auslagen Vor-
verfahren: Fr. 15'413.35; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--) und werden diesem in vol-
lem Umfang auferlegt. 

2. Die Verfahrenskosten von B. betragen Fr. 27'913.40 (Gebühr und Auslagen Vor-
verfahren: Fr. 22'913.40; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--) und werden diesem in vol-
lem Umfang auferlegt. 

3. Die Verfahrenskosten von C. betragen Fr. 25'415.90 (Gebühr und Auslagen Vor-
verfahren: Fr. 17'915.90; Gerichtsgebühr: Fr. 7'500.--) und werden diesem in vol-
lem Umfang auferlegt. 

4. Die Verfahrenskosten von D. betragen Fr. 26'536.15 (Gebühr und Auslagen Vor-
verfahren: Fr. 19'036.15; Gerichtsgebühr: Fr. 7'500.--) und werden diesem in vol-
lem Umfang auferlegt. 

5. Die Verfahrenskosten von E. betragen Fr. 27'827.70 (Gebühr und Auslagen Vor-
verfahren: Fr. 22'827.70; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--) und werden diesem in vol-
lem Umfang auferlegt. 

IX. Entschädigungen amtliche Verteidigungen 

1. 
1.1 Rechtsanwältin Yvonne Thomet wird für die amtliche Verteidigung von A. mit 

Fr. 40‘588.90 (inkl. MWST) entschädigt. 

1.2 A. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigung der amtlichen Verteidigung 
in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
erlauben. 

2. 
2.1 Es wird festgestellt, dass Fürsprecher K. für die amtliche Verteidigung von B. von 

der Eidgenossenschaft mit Fr. 16‘234.50 (inkl. MWST) vollständig entschädigt 
wurde. 
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2.2 Rechtsanwältin Dominique Jud wird für die amtliche Verteidigung von B. von der 
Eidgenossenschaft mit Fr. 43‘195.25 entschädigt. Von diesem Betrag ist bei der 
Auszahlung die Akontozahlung von Fr. 22‘968.20 in Abzug zu bringen. 

2.3 B. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben. 

3. 
3.1 Es wird festgestellt, dass Rechtsanwältin T. für die amtliche Verteidigung von C. 

von der Eidgenossenschaft mit Fr. 27‘529.30 (inkl. MWST) vollständig entschä-
digt wurde. 

3.2 Rechtsanwalt Kenad Melunovic Marini wird für die amtliche Verteidigung von C. 
von der Eidgenossenschaft mit Fr. 23‘222.40 (inkl. MWST) entschädigt. 

3.3 C. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben. 

4. 
4.1 Es wird festgestellt, dass Rechtsanwalt U. für die amtliche Verteidigung von D. 

von der Eidgenossenschaft mit Fr. 22‘378.00 (inkl. MWST) vollständig entschä-
digt wurde. 

4.2 Rechtsanwalt Thomas Held wird für die amtliche Verteidigung von D. von der 
Eidgenossenschaft mit Fr. 33‘926.35 (inkl. MWST) entschädigt. Von diesem Be-
trag ist bei der Auszahlung die Akontozahlung von Fr. 10‘000.-- in Abzug zu brin-
gen. 

4.3 D. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigungen der amtlichen Verteidi-
gungen in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse erlauben. 

5. 
5.1 Rechtsanwalt Florian Kaufmann wird für die amtliche Verteidigung von E. von der 

Eidgenossenschaft mit Fr. 33‘986.95 (inkl. MWST) entschädigt. 

5.2 E. hat der Eidgenossenschaft für die Entschädigung der amtlichen Verteidigung 
in vollem Umfang Ersatz zu leisten, sobald es seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
erlauben. 
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Dieses Urteil wird in der Hauptverhandlung eröffnet und durch den Vorsitzenden mündlich 
begründet. Den Parteien wird das Urteilsdispositiv ausgehändigt. 
 

Im Namen der Strafkammer 
des Bundesstrafgerichts 
 

Der Vorsitzende Der Gerichtsschreiber 
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Eine vollständige schriftliche Ausfertigung wird zugestellt an 
 
− Bundesanwaltschaft, Staatsanwältin des Bundes Simone Meyer-Burger 
− Rechtsanwältin Yvonne Thomet, Verteidigerin von A. 
− Rechtsanwältin Dominique Jud, Verteidigerin von B. 
− Rechtsanwalt Kenad Melunovic Marini, Verteidiger von C. 
− Rechtsanwalt Thomas Held, Verteidiger von D. 
− Rechtsanwalt Florian Kaufmann, Verteidiger von E. 

Nach Eintritt der Rechtskraft mitzuteilen an (vollständig): 
 
- Bundesanwaltschaft, Urteilsvollzug, (zum Vollzug) 
- Bundesamt für Polizei (fedpol) (gestützt auf Art. 68 Abs. 1 StBOG und Art. 20 des 

Bundesgesetzes über Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe vom 25. Septem-
ber 2020 [Vorläufergesetz, VSG; SR 941.42]) 

- Amt für Migration und Integration des Kantons Aargau (gestützt auf Art. 68 Abs. 1 
i.V.m. Art. 74 Abs. 1 lit. gbis StBOG; Art. 82 VZAE) 

- Amt für Migration des Kantons Bern (gestützt auf Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 74 Abs. 1 
lit. gbis StBOG; Art. 82 VZAE) 

- Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD, Bundesamt für Justiz BJ, Di-
rektionsbereich Internationale Rechtshilfe, Fachbereich Auslieferung (mit Hinweis auf 
das Schreiben des Bundesamtes für Justiz BJ vom 28. November 2024 [Zeichen  
B-24-4808-1]) 

- Amt für Justizvollzug (Straf- und Massnahmenvollzug) des Kantons Aargau 

Rechtsmittelbelehrung 

Berufung an die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts 

Gegen Urteile der Strafkammer des Bundesstrafgerichts, die das Verfahren ganz oder teilweise abschliessen, 
sowie gegen selbstständige nachträgliche Entscheide und gegen selbstständige Einziehungsentscheide kann 
innert 10 Tagen seit Eröffnung bei der Strafkammer des Bundesstrafgerichts mündlich oder schriftlich Beru-
fung angemeldet werden (Art. 399 Abs. 1 i.V.m. Art. 398 Abs. 1 StPO; Art. 38a StBOG). 
 
Mit der Berufung kann das Urteil in allen Punkten umfassend angefochten werden. Mit der Berufung können 
gerügt werden: Rechtsverletzungen, einschliesslich Überschreitung und Missbrauch des Ermessens, Rechts-
verweigerung und Rechtsverzögerung, die unvollständige oder unrichtige Feststellung des Sachverhaltes so-
wie Unangemessenheit (Art. 398 Abs. 2 und 3 StPO). 
 
Die Berufung erhebende Partei hat innert 20 Tagen nach Zustellung des begründeten Urteils der Berufungs-
kammer des Bundesstrafgerichts eine schriftliche Berufungserklärung einzureichen. Sie hat darin anzugeben, 
ob sie das Urteil vollumfänglich oder nur in Teilen anficht, welche Abänderungen des erstinstanzlichen Urteils 
sie verlangt und welche Beweisanträge sie stellt. Werden nur Teile des Urteils angefochten, ist verbindlich 
anzugeben, auf welche sich die Berufung beschränkt (Art. 399 Abs. 3 und 4 StPO). 
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Rechtsmittel der amtlichen Verteidigung und der Wahlverteidigung 

Gegen den Entschädigungsentscheid kann die amtliche Verteidigung das Rechtsmittel ergreifen, das gegen 
den Endentscheid zulässig ist (Art. 135 Abs. 3 StPO). 

Einhaltung der Fristen 

Eingaben müssen spätestens am letzten Tag der Frist bei der Strafbehörde abgegeben oder zu deren Handen 
der Schweizerischen Post, einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung oder, im 
Falle von inhaftierten Personen, der Anstaltsleitung übergeben werden (Art. 91 Abs. 2 StPO). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Versand: 16. Dezember 2025 
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	B. Am 2. Juli 2023 eröffnete die Bundesanwaltschaft das Strafverfahren gegen D., A., B. und C. wegen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 StGB) und Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstof...
	C. Am 24. August 2023 stellte die Staatsanwaltschaft des Kantons Aargau eine Zuständigkeitsanfrage an die Bundesanwaltschaft um Übernahme des Strafverfahrens gegen B. und C. wegen versuchten Diebstahls (Art. 139 Ziff. 1 i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB) und...
	D. Mit Verfügung vom 30. August 2023 vereinigte die Bundesanwaltschaft das Verfahren gegen die Beschuldigten in Bezug auf alle erwähnten Tatbestände in der Hand der Bundesbehörden (Art. 26 Abs. 2 StPO) (BA 02-00-0004 ff.).
	E. Am 27. Oktober 2023 dehnte die Bundesanwaltschaft das Strafverfahren wegen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 StGB) und Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen ...
	F. Am 30. Oktober 2023 liess die Bundesanwaltschaft den Beschuldigten E. national und international zur Verhaftung ausschreiben, unter anderem weil auf den im H.-Shop sichergestellten Plastikverpackungen der «Super Cobra 6» Knallböller daktyloskopisch...
	G. Die Bundesanwaltschaft erhob am 2. Dezember 2024 bei der Strafkammer des Bundesstrafgerichts Anklage gegen die Beschuldigten wegen Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) und weiterer Delikt...
	H. Als Reaktion auf den Rückweisungsbeschluss vom 28. Januar 2025 beantragten die Verteidiger von C. und D. mit Eingabe vom 4. bzw. 6. Februar 2025, die Mitglieder des Spruchkörpers sowie der Gerichtsschreiber hätten in den Ausstand zu treten (SK 20.9...
	I. Die Bundesanwaltschaft reichte die ergänzte Anklageschrift am 12. Februar 2025 bei der Strafkammer ein (SK 20.110.133 ff.).
	J. Im Rahmen der Prozessvorbereitung holte die Strafkammer von Amtes wegen die erforderlichen Beweismittel zu den persönlichen und finanziellen Verhältnisse der Beschuldigten ein (SK 20.231.1.001 ff.).
	K. Die Hauptverhandlung fand am 31. März 2025 und 1. April 2025 in Anwesenheit der Parteien am Sitz des Gerichts statt (SK 20.720.001 ff.). In Anwesenheit der Parteien wurde am 23. April 2025 das Urteil durch den Vorsitzenden eröffnet und mündlich beg...
	L. Die Bundesanwaltschaft sowie die Verteidigerinnen von A., B. sowie der Verteidiger von D. meldeten innert Frist bei der Strafkammer Berufung an (SK 20.940.001 ff.).
	Die Strafkammer erwägt:
	1. Prozessuales
	1.1 Zuständigkeit
	1.2 Einstellung des Verfahrens wegen Hausfriedensbruchs
	1.3 Verwertbarkeit der erhobenen Beweise im Rahmen der Hausdurchsuchung und der Folgebeweise
	1.4 Verwertbarkeit Täterfotos
	1.5 GPS-Daten aus Frankreich
	1.6 Verletzung des Anklageprinzips
	1.6.1 Die Verteidigerin von B. machte eine Verletzung des Anklageprinzips geltend. In der Anklageschrift sei eine unverständliche Tabelle zur Umschreibung der von den USBV ausgehenden konkreten Gefahr verwendet worden. Auch der Fliesstext schaffe kein...
	1.6.2 Der Verteidiger von D. machte im Zusammenhang mit der Mittäterschaft eine Verletzung des Anklageprinzips geltend. Die Bundesanwaltschaft umschreibe die Mittäterschaft lediglich pauschal und abstrakt. Die individuellen Tathandlungen würden gar ni...

	1.7 Fehlende notwendige Verteidigung und Verletzung Teilnahmerecht
	1.8 Beweisanträge

	2. Gefährdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht (Art. 224 Abs. 1 StGB) sowie Herstellen, Verbergen, Weiterschaffen von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB)
	2.1 Anklagevorwürfe
	2.2 Rechtliches
	2.2.1 Art. 224 Abs. 1 StGB
	2.2.1.1 Nach Art. 224 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer vorsätzlich und in verbrecherischer Absicht durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen oder fremdes Eigentum in Gefahr bringt.
	2.2.1.2 Der objektive Tatbestand erfordert zunächst das Vorhandensein von Sprengstoff oder giftigen Gasen. Der Sprengstoffbegriff gemäss Art. 224 bis 226 StGB deckt sich im Wesentlichen mit dem Begriff im Bundesgesetz über explosionsgefährliche Stoffe...
	2.2.1.3 Art. 224 StGB ist ein konkretes Gefährdungsdelikt und setzt objektiv voraus, dass der Täter durch Sprengstoffe oder giftige Gase Leib und Leben von Menschen oder fremdes Eigentum konkret in Gefahr bringt (Urteile des Bundesgerichts 6B_79/2019 ...
	2.2.1.4 In subjektiver Hinsicht erfordert Art. 224 Abs. 1 StGB zunächst Gefährdungsvorsatz. Dieser liegt vor, sobald der Täter die Gefahr kennt und trotzdem handelt. Nicht erforderlich ist, dass der Täter die Verwirklichung der Gefahr, sei es auch nur...

	2.2.2 Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB
	2.2.2.1 Nach Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB macht sich strafbar, wer Sprengstoffe oder giftige Gase herstellt, die, wie er weiss oder annehmen muss, zu verbrecherischem Gebrauch bestimmt sind (Abs. 1) und wer Sprengstoffe, giftige Gase oder Stoffe, die zu...
	2.2.2.2 In subjektiver Hinsicht ist erforderlich, dass der Täter weiss oder annehmen muss, dass der Sprengstoff oder das giftige Gas zu verbrecherischem Gebrauch bestimmt ist, weshalb Art. 226 StGB nur Vorbereitungs- und Beihilfehandlungen zu Art. 224...

	2.2.3 Mittäterschaft

	2.3 Beweismittel
	2.3.1 Aussagen der Beschuldigten
	2.3.2 Aussagen von D.
	2.3.2.1 Aussagen an der Hauptverhandlung
	2.3.2.2 Aussagen im Vorverfahren

	2.3.3 Aussagen von A.
	2.3.3.1 Aussagen an der Hauptverhandlung
	2.3.3.2 Aussagen im Vorverfahren

	2.3.4 Aussagen von B.
	2.3.4.1 Aussagen an der Hauptverhandlung
	2.3.4.2 Aussagen im Vorverfahren

	2.3.5 Aussagen von C.
	2.3.5.1 Aussagen an der Hauptverhandlung
	2.3.5.2 Aussagen im Vorverfahren

	2.3.6 Aussagen von E.
	2.3.6.1 Aussagen an der Hauptverhandlung
	2.3.6.2 Aussagen im Vorverfahren

	2.3.7 Polizeiberichte und Sicherstellungen
	2.3.7.1 Im Sachverhaltsbericht vom 2. Juli 2023 schildert die Kantonspolizei Aargau die angetroffene Situation am 2. Juli 2023 im H.-Shop F. in Z. Eine Polizeipatrouille der Kantonspolizei Aargau führte am 2. Juli 2023, um ca. 00:10 Uhr, im H.-Shop F....
	2.3.7.2 Das FOR stellte im H.-Shop unter anderem drei USBV, einen Beutel mit Blitzknallsatz, Regenjacken der Marke «HEMA», eine Regenhose der Marke «HEMA», zwei Sturmhauben, 78 Knaller vom Typ «Super Cobra 6», 5 Liter Ammoniak, elektrische Zünder, Kle...
	2.3.7.3 Anlässlich der Hausdurchsuchung am Wohnort des Beschuldigten D. in Y.,  O.-Strasse, vom 2. Juli 2023, konnten durch die Bundekriminalpolizei (nachfolgend: BKP) «HEMA»-Regenanzüge und Sturmhauben sichergestellt werden (BA 08-01-0023; 12-01-0014...
	2.3.7.4 Gemäss Abklärungen durch die BKP bei der deutschen Polizei sassen C. und E. in den Jahren 2021 und 2022 gleichzeitig in der Justizvollzugsanstalt (JVA) X./Deutschland im Gefängnis. Auf dem Mobiltelefon von E. konnten zudem Fotos sichergestellt...
	2.3.7.5 Die BKP hält in ihrem Bericht vom 18. Dezember 2023 über die Auswertung des Mobiltelefons Apple iPhone XS des Beschuldigten D. (Asservat Nr. 28298) fest, dass im Mobiltelefon eine Videoaufnahme vom 1. Juli 2023, um 23:55 Uhr, gefunden werden k...
	2.3.7.6 Gemäss Auswertungsbericht vom 18. Dezember 2023 zum Mobiltelefon Apple iPhone X (Asservat Nr. 28301) befinden sich mehrere Fotos von Geldautomaten, die sich alle zwischen dem Wohn- und Arbeitsort von D. (Y., ZZ., YY., WW., Z.) befinden auf die...
	2.3.7.7 Dem Bericht der BKP vom 28. Februar 2024 über die Auswertung der Mobiltelefone Apple iPhone 12 Pro Max (Asservat Nr. 51119) und Apple iPhone 14 (Asservat Nr. 51118) ist zu entnehmen, dass in den Mobiltelefonen, die in der Wohnung von E. in Ams...

	2.3.8 Gutachten des FOR
	2.3.8.1 Zu den USBV, insbesondere deren Handhabungssicherheit, Funktionsfähigkeit und Wirkung, sowie zu vorhandenen Spuren am Tatort, erstellte das FOR, Gutachter L., aufgrund eines Fragenkatalogs der Bundesanwaltschaft ein Gutachten, erstattet am 10....
	2.3.8.2 Betreffend Fingerabdrücke hält das Gutachten fest, dass daktyloskopische Spuren der Beschuldigen D., B. und E. an den Plastikverpackungen der «Super Cobra 6» Knaller sichtbar gemacht werden konnten: Von D. an drei, von B. an einer und von E. (...
	2.3.8.3 Die drei USBV verfügen gemäss Gutachten über dieselbe Wirkladung in Form von Blitzknallsatz: Die USBV 1.1 über eine Wirkladung von ca. 360 Gramm, die USBV 1.2 über eine von ca. 500 Gramm und die USBV 2 über eine von ca. 2'675 Gramm, die jeweil...
	2.3.8.4 Ein wesentlicher Teil des Blitzknallsatzes befand sich zum Zeitpunkt des Polizeieinsatzes in verdämmter Form im Innern eines Beutels. Gemäss Gutachter ist aus explosivtechnischer Sicht dieser Blitzknallsatz als Sprengstoff zu betrachten. Aufgr...
	2.3.8.5 Im H.-Shop konnten nebst den drei USBV und dem Blitzknallsatz in einem Beutel zudem 78 Stück des Typs «Super Cobra 6» Blitzknallkörper sichergestellt werden. Jeder einzelne Blitzknallkörper verfügt gemäss Gutachten über eine Nettoexplosivstoff...
	2.3.8.6 Zu den Zündmechanismen der USBV führt das Gutachten Folgendes aus: Die USBV 1.1 verfügt über ein pyrotechnisches Zündsystem. Das bedeutet, dass die USBV 1.1 mittels offener Flamme angezündet werden kann.
	2.3.8.7 Zur Detonationswahrscheinlichkeit führt das Gutachten aus, dass es sich bei USBV um grundsätzlich nicht handhabungssichere Gegenstände handelt. Pyrotechnische Sätze sowie in diesem Zusammenhang verwendete pyrotechnische Anzünd-Systeme sind seh...
	2.3.8.8 Gemäss Gutachten konnten ca. 146 blaue Kunststoffstopfen im H.-Shop sichergestellt werden. Dies deutet laut Einschätzung des FOR darauf hin, dass 146 Blitzknallkörper des Typs «Super Cobra 6» zwecks Entnahme des darin vorhandenen Blitzknallsat...
	2.3.8.9 Der Gutachter weist im Rahmen sachdienlicher Bemerkungen zu den USBV darauf hin, dass die Beschaffenheit und Konstruktion der drei sichergestellten USBV Parallelen zu denjenigen Sprengvorrichtungen aufweist, welche in den vergangenen Jahren, f...


	2.4 Beweiswürdigung
	2.4.1 In objektiver Hinsicht
	2.4.1.1 A. sagte von der ersten Einvernahme an konstant aus, einzig in die Schweiz gekommen zu sein, um die USBV herzustellen (E. 2.3.3.1 f.). Kurze Zeit nach Ankunft im H.-Shop sei die Polizei gekommen und habe sie verhaftet. Das Geständnis des Besch...
	2.4.1.2 A. gab weiter zu Protokoll, dass die USBV zur Bankomatensprengung hätten verwendet werden sollen (E. 2.3.3.1). Diese Aussage deckt sich ebenfalls mit der Aktenlage. Die sichergestellten Regenjacken, Regenhosen und Sturmhauben hätten als Verkle...
	2.4.1.3 Nebst dem, dass A. die Herstellung der USBV zwecks Bankomatensprengung zugibt, belastet er die Beschuldigten D., C. und B., indem er nachvollziehbar und konsistent im Vorverfahren aussagte, sie hätten gewusst, worum es gehe (E. 2.3.3.2). Weite...
	2.4.1.4 C. und B. konnten ebenfalls im H.-Shop angetroffen und verhaftet werden. Wie erwähnt belastet der Beschuldigte A. auch sie (E. 2.3.3). Von B. konnten zudem daktyloskopische Spuren an einer Plastikverpackung der «Super Cobra 6» Knaller sichtbar...
	2.4.1.5 E. gibt zu, am 23. Juni 2023 mit dem Auto mitgefahren zu sein, in welchem die Feuerwerkskörper von Frankreich in die Schweiz transportiert worden seien (E. 2.3.6.2). Des Weiteren konnten an 14 Plastikverpackungen der «Super Cobra 6» daktylosko...
	2.4.1.6 Die Menge an «Super Cobra 6» Böller, die sich im H.-Shop befand, bevor A. ankam, ergibt sich, aus den leeren Böller-Hüllen und den noch ganzen «Super Cobra 6» Böllern. Gemäss Gutachten konnten ca. 146 blaue Kunststoffstopfen im H.-Shop sicherg...
	2.4.1.7 Konkrete Gefährdung
	2.4.1.8 Der objektive Sachverhalt in der Anklageziffer 1.1. ist – mit Ausnahme der konkreten Gefährdung – erstellt.

	2.4.2 In subjektiver Hinsicht

	2.5 Subsumtion
	2.5.1 Art. 224 Abs. 1 StGB
	2.5.2 Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB
	2.5.2.1 In objektiver Hinsicht
	2.5.2.2 In subjektiver Hinsicht

	2.5.3 Mittäterschaft
	2.5.4 Konkurrenz
	2.5.4.1 Die Tatbestände von Art. 226 Abs. 1 und Abs. 2 StGB stehen in unechter Konkurrenz zueinander. Stellt der Täter aus Stoffen, die er weitergeschafft oder aufbewahrt hat, den Sprengstoff her, erfolgt die Bestrafung einzig wegen Art. 226 Abs. 1 St...
	2.5.4.2 Zwischen den in Art. 226 Abs. 2 StGB erwähnten Verhaltensweisen, Aufbewahren und Weiterschaffen, besteht keine echte Konkurrenz, doch kann dieser Umstand bei der Strafzumessung von Bedeutung sein (Roelli, a.a.O., Art. 226 StGB N. 9 mit Hinweis...

	2.5.5 Rechtfertigungs- und Schuldausschliessungsgründe liegen nicht vor. Die Beschuldigten haben demnach tatbestandsmässig, rechtswidrig und schuldhaft gehandelt.
	2.5.6 Die Beschuldigten sind des Herstellens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von Art. 226 Abs. 1 StGB und des Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen im Sinne von Art. 226 Abs. 2 StGB schuldig zu sprechen.


	3. Versuchter Diebstahl (Art. 139 Ziff. 1 StGB i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB; C. und B.)
	3.1 Anklagevorwurf
	3.2 Rechtliches
	3.2.1 Gemäss Art. 139 Ziff. 1 StGB macht sich des Diebstahls strafbar, wer jemandem eine fremde bewegliche Sache zur Aneignung wegnimmt, um sich oder einen andern damit unrechtmässig zu bereichern.
	3.2.2 Führt der Täter, nachdem er mit der Ausführung eines Verbrechens oder Vergehens begonnen hat, die strafbare Tätigkeit nicht zu Ende oder tritt der zur Vollendung der Tat gehörende Erfolg nicht ein oder kann dieser nicht eintreten, so kann das Ge...

	3.3 Beweismittel
	3.3.1 Aussagen von C.
	3.3.2 Aussagen von B.
	3.3.3 Polizeiberichte
	3.3.3.1 Gemäss den Festnahmerapporten der Beschuldigten B. und C. vom 2. Juli 2023 meldete am 1. Juli 2023, um 21:12 Uhr, der Mieter J., dass er in den Kellerräumen des Mehrfamilienhauses an der I.-Strasse in Z. soeben zwei unbekannte Männer angetroff...
	3.3.3.2 Im Sachverhaltsbericht der Kantonspolizei Aargau vom 2. Juli 2023 ist folgender Notruf festgehalten: «Sa., 01.07.2023 21:12 Uhr: Zwei arabische Typen, einer trägt eine Kappe und waren im Keller. Sind Richtung P. weggerannt.» (BA 10-01-0003). G...
	3.3.3.3 Auf dem durch die Kantonspolizei Aargau erstellten Fotobogen ist ersichtlich, dass die Kellerabteile an der I.-Strasse mit Holzlatten abgetrennt sind. Beschädigungen an den Kellerabteilen sind keine ersichtlich, insbesondere keine Hinweise auf...


	3.4 Beweiswürdigung

	4. Mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 1, Abs. 3 und 4 Bst. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG) / Mehrfaches Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeuges erschwert (Art. 90 Abs. 1 und Abs. 2 SVG i.V.m....
	4.1 Anklagevorwurf
	4.1.1 C. werden fünf Geschwindigkeitsüberschreitungen am 24. Juni 2023 vorgeworfen: Fall 1 in Reinach, Neuhofstrasse in Fahrtrichtung Kägenstrasse, 21 km/h zu schnell; Fall 2 ebenfalls Reinach, Neuhofstrasse in Fahrtrichtung Hauptstrasse, 15 km/h zu s...
	4.1.2 Nebst den Geschwindigkeitsüberschreitungen wird dem Beschuldigten C. vorgeworfen, am 24. Juni 2023 in Herbetswil auf der Kantonsstrasse während des Lenkens des Personenwagens am 24. Juni 2023 um 17:40 Uhr und um 17:47 Uhr jeweils mit dem Mobilte...
	4.1.3 In der Zeit vom 24. bis 30. Juni 2023 habe C. zudem trotz Führerausweisentzugs an mehreren Orten in der Schweiz ein Motorfahrzeug gelenkt (Anklageziffer 1.3.3; mehrfaches Fahren ohne Berechtigung).

	4.2 Rechtliches
	4.2.1 Eine einfache Verkehrsregelverletzung wird mit Busse bestraft (Art. 90 Abs. 1 SVG). Wer hingegen durch grobe Verletzung der Verkehrsregeln eine ernstliche Gefahr für die Sicherheit anderer hervorruft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ...
	4.2.2 Allgemein gilt, dass die Geschwindigkeit stets den Umständen anzupassen ist (Art. 32 SVG) und der Führer das Fahrzeug ständig so beherrschen muss, dass er seinen Vorsichtspflichten nachkommen kann (Art. 31 Abs. 1 SVG). Art. 3 Abs. 1 der Verkehrs...
	4.2.3 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer ein Motorfahrzeug führt, obwohl ihm der Lernfahr- oder Führerausweis verweigert, entzogen oder aberkannt wurde (Art. 95 Abs. 1 lit. b SVG).
	4.2.4 Art. 100 Abs. 1 SVG hält fest, dass im Strassenverkehrsgesetz auch die fahrlässige Handlung strafbar ist, sofern es nicht ausdrücklich anders im Gesetz bestimmt ist. Die Bestimmung beschränkt sich nicht nur auf Übertretungen, sondern gilt für al...

	4.3 Beweismittel
	4.3.1 Aussagen von C.
	4.3.2 Polizeiberichte/Videoaufnahmen
	4.3.2.1 Die zwei vorgeworfenen Geschwindigkeitsüberschreitungen in Reinach (Anklageziffer 1.3.1, Fälle 1 und 2) basieren auf Radarmessungen der Polizei Reinach, welche die gefahrenen Geschwindigkeiten von 76 bzw. 70 km/h dokumentieren. Zur zweiten Ges...
	4.3.2.2 Im Mobiltelefon von C. konnte die BKP eine Videoaufnahme sicherstellen, datiert auf den 24. Juni 2023, 17:39 Uhr (Anklageziffer 1.3.1., Fall 3; BA 05-02-0037; Dateien «2.mp4», «3.mp4»). Die BKP führt zur Videoaufnahme in der Strafanzeige vom 4...
	4.3.2.3 Die BKP konnte auf dem Mobiltelefon von C. eine weitere Videoaufnahme, datiert auf den 24. Juni 2023, 17:46 Uhr, sicherstellen (Anklageziffer 1.3.1, Fälle 4 und 5; BA 05-02-0037; Datei «4.mp4»). Die BKP führt in der Strafanzeige vom 4. Juni 20...
	4.3.2.4 Die erwähnten Videoaufnahmen befinden sich bei den Akten (BA 05-02-0037; Dateien «2.mp4», «3.mp4», «4.mp4»).
	4.3.2.5 Am 9. September 2024 führte der Sachverständige des Technischen Zentrums TCS eine Tachometerprüfung mit dem Personenwagen Audi S8 durch. Anhand der Prüfergebnisse kann festgestellt werden, dass die gemessene Tachoabweichung gegenüber der angez...
	4.3.2.6 Die BKP hielt im Protokoll der Einvernahme von C. vom 20. Dezember 2023 fest, dass gemäss Abklärungen bei der niederländischen Polizei der Beschuldigte C. seit 2016 keinen Führerschein mehr besitzt (BA 13-04-0054 ff.; -0066).

	4.3.3 Aussage von D.

	4.4 Beweiswürdigung
	4.4.1 In objektiver Hinsicht
	4.4.2 In subjektiver Hinsicht

	4.5 Subsumtion
	4.5.1 In objektiver Hinsicht
	4.5.2 In subjektiver Hinsicht
	4.5.3 Insgesamt hat sich somit C. der mehrfachen einfachen und qualifiziert groben Verkehrsregelverletzung durch mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im Sinne von Art. 90 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 3ter und Abs. 4 lit. c SVG i.V.m. ...


	5. Mehrfache Fälschung von Ausweisen (Art. 252 Abs. 3 StGB); Täuschung der Behörden (Art. 118 Abs. 1 AIG); Mehrfaches Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (Art. 90 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4 Bst. c SVG i.V.m. Art. 32 SVG); Mehrfaches Vorn...
	5.1 Anklagevorwürfe
	5.1.1 D. wird weiter vorgeworfen, am ca. 1. Juni 2023 beim Abschluss des Leasingvertrags für sein Motorfahrzeug Audi S8 einen gefälschten kroatischen Führerausweis vorgelegt zu haben. Zwischen dem 10. November 2022 und dem 1. Juli 2023 habe er zudem b...
	5.1.2 Bei der Anmeldung bei der Einwohnerkontrolle der Gemeinde Y. am 24. November 2022 habe D. einen gefälschten kroatischen Reisepass vorgelegt, worauf das Migrationsamt des Kantons Bern ihm gestützt auf den gefälschten kroatischen Reisepass eine fü...
	5.1.3 Dem Beschuldigten D. werden zudem drei Geschwindigkeitsüberschreitungen vorgeworfen: Am 10. Juni 2023 im Girsberg-Tunnel, 66.6 km/h zu schnell; am 19. Juni 2023 im Graitery-Tunnel, 86.6 km/h zu schnell; und am 23. Juni 2023 auf der A1 Höhe Härki...
	5.1.4 Weiter habe der Beschuldigte am 10. Juni 2023, im Girsberg-Tunnel, und zweimal am 19. Juni 2023, in Moutier-Süd bei der Einfahrt auf die Autobahn und später auf der Kantonsstrasse zwischen Court und Sorvillier, während des Lenkens eines Personen...
	5.1.5 Zudem habe der Beschuldigte in der Zeit vom 9. Juni 2023 bis 1. Juli 2023 an verschiedenen Orten in der Schweiz ein Motorfahrzeug ohne Berechtigung geführt (Anklageziffer 1.4.3.3.; mehrfaches Fahren ohne Berechtigung).
	5.1.6 Dem Beschuldigten wird vorgeworfen, am 9. Juni 2023 beim Strassenverkehrsamt Orpund einen gefälschten kroatischen Reisepass und die damit erschlichene Schweizer Aufenthaltsbewilligung B vorgelegt zu haben, um das Motorfahrzeug Audi S8 zu immatri...

	5.2 Rechtliches
	5.2.1 Wer in der Absicht, sich oder einem andern das Fortkommen zu erleichtern, Ausweisschriften, Zeugnisse, Bescheinigungen fälscht oder verfälscht, eine Schrift dieser Art zur Täuschung gebraucht, echte, nicht für ihn bestimmte Schriften dieser Art ...
	5.2.2 Wer die mit dem Vollzug des Ausländer- und Integrationsgesetzes betrauten Behörden durch falsche Angaben oder Verschweigen wesentlicher Tatsachen täuscht und dadurch die Erteilung einer Bewilligung für sich oder andere erschleicht oder bewirkt, ...
	5.2.3 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer ohne den erforderlichen Führerausweis ein Motorfahrzeug führt (Art. 95 Abs. 1 lit. a SVG). Bestraft wird das Lenken eines Motorfahrzeugs ohne Inhaber des für die fragliche...

	5.3 Beweismittel
	5.3.1 Aussagen von D.
	5.3.2 Polizeiberichte/Videoaufnahmen
	5.3.2.1 Die Untersuchung durch das FOR Zürich ergab, dass es sich beim kroatischen Führerausweis, lautend auf D., um eine Totalfälschung handelt (BA 05-01-0032). Gemäss Anzeige der BKP vom 4. Juni 2024 konnte der kroatische Reisepass, lautend auf D., ...
	5.3.2.2 Aus der Anmeldung bei der Gemeinde Y. «Formulaire d’annonce pour les ressortissants étrangers» (BA 13-01-0037 ff.) ist ersichtlich, dass sich der Beschuldigte D. als kroatischer Staatsangehöriger ausgab und einen auf sich lautenden kroatischen...
	5.3.2.3 Im Mobiltelefon des Beschuldigten D. stellte die BKP eine Videoaufnahme sicher, datiert auf den 10. Juni 2023, 01:32 Uhr (BA 05-01-0045; Dateiname: 5.MP4). Die BKP führt zur Videoaufnahme in der Strafanzeige vom 4. Juni 2024 aus, dass sie eine...
	5.3.2.4 Die BKP stellte auf dem Mobiltelefon von D. eine weitere Videoaufnahme sicher, datiert auf den 19. Juni 2023, 21:02 Uhr (BA 05-01-0045; Dateiname: 6.MOV). Die BKP führt in der Strafanzeige vom 4. Juni 2024 aus, dass sie einen Autofahrer bei ei...
	5.3.2.5 Die vorgeworfene Geschwindigkeitsüberschreitung am 23. Juni 2023, 06:49 Uhr, in Härkingen, A1, basiert auf einer Radarmessung der Kantonspolizei Solothurn, welche die gefahrene Geschwindigkeit von 142 km/h und die zulässige Höchstgeschwindigke...
	5.3.2.6 Im Fahrzeugausweis für den Audi S8 sind die falschen kroatischen Personalien des Beschuldigten D. festgehalten worden (BA 05-01-0034).


	5.4 Beweiswürdigung
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	5.5 Subsumtion
	5.5.1 Fälschung von Ausweisen
	5.5.2 Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz
	5.5.3 Widerhandlung gegen das Strassenverkehrsgesetz
	5.5.4 Insgesamt hat sich somit der Beschuldigte D. der mehrfachen Fälschung von Ausweisen im Sinne von Art. 252 Abs. 3 StGB; der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne von Art. 118 Abs. 1 AIG; der mehrfachen groben und qual...


	6. Vorwürfe an den Beschuldigten E. Widerhandlungen gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz (Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG)
	6.1 Anklagevorwurf
	6.2 Rechtliches
	6.3 Beweismittel
	6.3.1 Aussagen von E.
	6.3.2 Polizeiberichte

	6.4 Beweiswürdigung
	6.5 Subsumtion
	6.6 E. ist der Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Sinne von Art. 115 Abs. 1 lit. a und b AIG schuldig zu sprechen.

	7. Strafzumessung
	7.1 Rechtliches
	7.1.1 Das Gericht misst die Strafe nach dem Verschulden des Täters zu. Es berücksichtigt das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse sowie die Wirkung der Strafe auf das Leben des Täters (Art. 47 Abs. 1 StGB). Das Verschulden wird nach der Schwere ...
	7.1.2 Hat der Täter durch eine oder mehrere Handlungen die Voraussetzungen für mehrere gleichartige Strafen erfüllt, so verurteilt ihn das Gericht zu der Strafe der schwersten Straftat und erhöht sie angemessen. Es darf jedoch das Höchstmass der anged...
	7.1.3 Nach dem Prinzip der Verhältnismässigkeit soll bei alternativ zur Verfügung stehenden Sanktionen im Regelfall diejenige gewählt werden, die weniger stark in die persönliche Freiheit des Betroffenen eingreift bzw. die ihn am wenigsten hart trifft...
	7.1.4 Nach Art. 104 StGB unterliegen auch Übertretungsbussen dem Asperationsprinzip gemäss Art. 49 StGB (statt vieler: Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich ZH SB220367 vom 27. September 2023 E. V/C/4.1; Urteile des Kantonsgerichts Basel-Landscha...
	7.1.5 Hat der Sachrichter im gleichen Verfahren Mittäter zu beurteilen, so ist bei der Verschuldensbewertung mit zu berücksichtigen, in welchem gegenseitigen Verhältnis die Tatbeiträge stehen. Der Grundsatz der Gleichbehandlung und Gleichmässigkeit de...

	7.2 A.
	7.2.1 Strafart und Strafrahmen
	7.2.2 Tatkomponenten
	7.2.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen
	7.2.2.2 Einzelstrafe für das Verbergen von Sprengstoffen

	7.2.3 In Bezug auf die Wahl der Sanktionsart ergibt sich Folgendes:
	7.2.4 Hypothetische Gesamtstrafe
	7.2.5 Täterkomponenten
	7.2.5.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	7.2.5.2 Nachtatverhalten und Verhalten im Strafverfahren

	7.2.6 Gesamtstrafe
	7.2.7 Vollzug
	7.2.8 Dem Beschuldigten kann keine ungünstige Prognose gestellt werden, die einen bedingten Strafvollzug ausschliessen würde. Die Probezeit ist auf das gesetzliche Minimum von zwei Jahren festzusetzen.
	7.2.9 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB).

	7.3 B.
	7.3.1 Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen schuldig gesprochen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB). In Bezug auf die abstrakt schwerste Tat als Ausgangspunkt für die Strafzumessung, die St...
	7.3.2 Tatkomponenten
	7.3.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen
	7.3.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen
	7.3.2.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe

	7.3.3 Täterkomponente
	7.3.3.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	7.3.3.2 Verhalten im Strafverfahren
	7.3.3.3 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumessungsfaktoren erachtet das Gericht für den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe von 27 Monaten als tatverschuldens- und täterangemessen.

	7.3.4 Vollzug
	7.3.4.1 Das Gericht kann den Vollzug einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr und höchstens drei Jahren teilweise aufschieben, wenn dies notwendig ist, um dem Verschulden des Täters genügend Rechnung zu tragen (Art. 43 Abs. 1 StGB).
	7.3.4.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende Freiheits...
	7.3.4.3 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug von 662 Tagen ist auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB).


	7.4 C.
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	7.4.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen
	7.4.2.3 Einzel- und Einsatzstrafe für mehrfache einfache und qualifiziert grobe Verkehrsregelverletzung
	7.4.2.4 Einzelstrafen für einfache und grobe Verkehrsregelverletzung
	7.4.2.5 Einzelstrafe für mehrfaches Fahren ohne Berechtigung

	7.4.3 Hypothetische Gesamtstrafen
	7.4.3.1 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe
	7.4.3.2 Hypothetische Gesamtübertretungsbusse

	7.4.4 Täterkomponenten
	7.4.4.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	7.4.4.2 Verhalten im Strafverfahren

	7.4.5 Gesamtstrafen
	7.4.6 Vollzug
	7.4.7 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen (Art. 51 StGB).

	7.5 D.
	7.5.1 Der Beschuldigte wurde wegen Herstellens, Verbergens, Weiterschaffens von Sprengstoffen und giftigen Gasen (Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB), mehrfacher Fälschung von Ausweisen (Art. 252 Abs. 3 StGB), Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integratio...
	7.5.2 Tatkomponenten
	7.5.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen
	7.5.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen
	7.5.2.3 Einzelstrafe für die qualifiziert grobe Verkehrsregelverletzung
	7.5.2.4 Einzelstrafen für die mehrfache Fälschung von Ausweisen und Widerhandlung gegen Ausländer- und Integrationsgesetz
	7.5.2.5 Einzelstrafe für mehrfache grobe Verkehrsregelverletzung
	7.5.2.6 Einzelstrafe für mehrfaches Fahren ohne Berechtigung
	7.5.2.7 Einzelstrafe für Missbrauch von Ausweisen

	7.5.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe
	7.5.4 Mehrfache einfache Verkehrsregelverletzung durch Vornehmen einer Verrichtung, welche die Bedienung des Fahrzeugs erschwert
	7.5.5 Täterkomponenten
	7.5.5.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	7.5.5.2 Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor. Die persönlichen Verhältnisse und das Vorleben sind neutral zu werten.

	7.5.6 Verhalten im Strafverfahren
	7.5.7 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumessungsfaktoren erachtet das Gericht eine Freiheitsstrafe von 36 Monaten und eine Busse von Fr. 600.-- für tatverschuldens- und täterangemessen. Bezahlt der Beschuldigte die Bu...
	7.5.8 Vollzug
	7.5.8.1 In Bezug auf die gesetzlichen Voraussetzungen für die teilbedingte Freiheitsstrafe im Sinne von Art. 43 Abs. 1 StGB wird auf Erwägung 7.3.4.1 verwiesen.
	7.5.8.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende Freiheits...

	7.5.9 Die ausgestandene Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug von 662 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen.

	7.6 E.
	7.6.1 Strafart und Strafrahmen
	7.6.2 Tatkomponenten
	7.6.2.1 Einsatzstrafe für das Herstellen von Sprengstoffen
	7.6.2.2 Einzelstrafe für das Weiterschaffen und Verbergen von Sprengstoffen
	7.6.2.3 Einzelstrafe für die Widerhandlung gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz

	7.6.3 Hypothetische Gesamtfreiheitsstrafe
	7.6.4 Täterkomponente
	7.6.4.1 Vorleben und persönliche Verhältnisse
	7.6.4.2 Eine besondere Strafempfindlichkeit liegt nicht vor.

	7.6.5 Verhalten im Strafverfahren
	7.6.6 Unter Würdigung aller Umstände und in Berücksichtigung aller Strafzumessungsfaktoren erachtet das Gericht eine Freiheitsstrafe von 28 Monaten für tatverschuldens- und täterangemessen.
	7.6.7 Vollzug
	7.6.7.1 In Bezug auf die gesetzlichen Voraussetzungen für die teilbedingte Freiheitsstrafe im Sinne von Art. 43 Abs. 1 StGB wird auf Erwägung 7.3.4.1 verwiesen.
	7.6.7.2 Aus objektiven Gründen fällt vorliegend ein teilweiser Strafaufschub in Betracht. Das Gericht geht davon aus, dass die Bestrafung zu einer Freiheitsstrafe den Beschuldigten zur Achtung der Rechtsordnung anhalten wird und die drohende Freiheits...

	7.6.8 Die ausgestandene Auslieferungs- und Untersuchungshaft sowie die Zeit im vorzeitigen Strafvollzug von 514 Tagen sind auf die Strafe anzurechnen.


	8. Landesverweisung
	8.1 Die Beschuldigten sind ausländische Staatsangehörige (A.: spanischer Staatsangehöriger; B.: niederländischer Staatsangehöriger; C.: niederländischer und türkischer Staatsangehöriger; D.: kosovarischer Staatsangehöriger; E.: albanischer Staatsangeh...
	8.2
	8.2.1 Gemäss Art. 66a Abs. 1 StGB verweist das Gericht den Ausländer, der wegen einer im Gesetz aufgezählten Katalogtat verurteilt wird, unabhängig von der Höhe der Strafe für 5 bis 15 Jahre des Landes. Art. 226 Abs. 1 und 2 StGB bilden solche Katalog...
	8.2.2 Gemäss Art. 66a Abs. 2 StGB kann das Gericht ausnahmsweise von einer Landesverweisung absehen, wenn diese für den Ausländer einen schweren persönlichen Härtefall bewirken würde und die öffentlichen Interessen an der Landesverweisung gegenüber de...

	8.3 Bei den Beschuldigten liegt jeweils kein Härtefall vor: Sie sind weder in der Schweiz geboren noch aufgewachsen. Mit Ausnahme von D. haben sie nie in der Schweiz gewohnt und gingen hier nie einer Erwerbstätigkeit nach. Vielmehr kamen sie einzig fü...
	8.4 Die Beschuldigten sind demnach des Landes zu verweisen. Angesichts des Vorliegens zweier Katalogtaten, der Schwere des jeweiligen Verschuldens (vgl. E. 7.2.2; 7.2.5; 7.3.2 f., 7.4.2 f.; 7.5.2; 7.5.5; 7.6.2; 7.6.4) sind die Landesverweisungen auf d...

	9. Vollzugskanton
	10. Beschlagnahmte Gegenstände und Aufzeichnungen
	10.1 Ist der Grund für die Beschlagnahme weggefallen, so hebt die Staatsanwaltschaft oder das Gericht die Beschlagnahme auf und händigt die Gegenstände oder Vermögenswerte der berechtigten Person aus (Art. 267 Abs. 1 StPO). Ist die Beschlagnahme nicht...
	10.2 Mit Beschlagnahmebefehl vom 20. August 2024 beschlagnahmte die Bundesanwaltschaft diverse Gegenstände und elektronische Aufzeichnungen (BA 08-01-0074 ff. [USBV, Tatwerkzeuge, Gegenstände mit deliktsrelevantem Zusammenhang, Betäubungsmittel, Auswe...
	10.3 Die forensischen Datensicherungen und Cloud Sicherungen sind zum Nachweis der Sprengstoffdelikte beweisrelevant. Sie sind einzuziehen und bei den Akten zu belassen (Art. 267 Abs. 3 StPO). Im Einzelnen werden die Asservate der Datenträger (Ass.-ID...

	11. Verfahrenskosten
	11.1 Die Verfahrenskosten setzen sich zusammen aus den Gebühren zur Deckung des Aufwands und den Auslagen im konkreten Straffall (Art. 422 Abs. 1 StPO; Art. 1 Abs. 1 des Reglements des Bundesstrafgerichts vom 31. August 2010 über die Kosten, Gebühren ...
	11.2 Die Bundesanwaltschaft beziffert die auferlegbaren Verfahrenskosten des Vorverfahrens insgesamt mit Fr. 98'106.50 (Gebühr Vorverfahren: Fr. 30'000.--; Auslagen Vorverfahren Fr. 68'106.50), bestehend aus den Kosten betreffend die Beschuldigten A. ...
	11.3 Unter Berücksichtigung der in Erwägung 11.1 erwähnten Kriterien wird die Gerichtsgebühr auf Fr. 30'000.-- festgesetzt. Bei der Festlegung des Gebührenanteils und der Auferlegung der Verfahrenskosten sind die Tatbeiträge der Beschuldigten im Konte...
	11.4 Die beschuldigte Person trägt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird. Ausgenommen sind die Kosten für die amtliche Verteidigung (Art. 426 Abs. 1 StPO). Wird das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen, so können ...
	11.5 Im Ergebnis betragen die Verfahrenskosten von A. Fr. 20'413.35 (Gebühr und Auslagen im Vorverfahren: Fr. 15'413.35; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--), von B. Fr. 27'913.40 (Gebühr und Auslagen im Vorverfahren: Fr. 22'913.40; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000...

	12. Entschädigung und Genugtuung der beschuldigten Personen
	12.1 Wird die beschuldigte Person ganz oder teilweise freigesprochen oder wird das Verfahren gegen sie eingestellt, so hat sie gemäss Art. 429 Abs. 1 StPO Anspruch auf Entschädigung ihrer Aufwendungen für die angemessene Ausübung ihrer Verfahrensrecht...
	12.2 Der Kostenentscheid präjudiziert die Entschädigungsfrage. Bei Auferlegung der Kosten ist grundsätzlich keine Entschädigung oder Genugtuung auszurichten. (BGE 137 IV 352 E. 2.4.2). Die Beschuldigten sind amtlich verteidigt, sodass ihnen für die an...

	13. Entschädigungen der amtlichen Verteidiger
	13.1 Das urteilende Gericht legt die Entschädigung der amtlichen Verteidigung am Ende des Verfahrens fest (Art. 135 Abs. 2 StPO). Diese erfolgt in Bundesstrafverfahren gestützt auf das Reglement des Bundesstrafgerichts vom 31. August 2010 über die Kos...
	13.2 Das vorliegende Verfahren stellte in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht keine überdurchschnittlichen Anforderungen an die Verteidigungen. Der Stundenansatz ist daher praxisgemäss für die anwaltliche Tätigkeit auf Fr. 230.--, für die Tätigkeit...
	13.3
	13.3.1 Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 wurde Rechtsanwältin Yvonne Thomet in Anwendung von Art. 130 ff. StPO mit sofortiger Wirkung als amtliche Verteidigerin von A. eingesetzt (BA 16-02-0001 f.).
	13.3.2 Rechtsanwältin Yvonne Thomet beantragt mit Kostennote vom 31. März 2025 für die Jahre 2023 bis 2025 die Ausrichtung eines Honorars von Fr. 45'207.15 (inkl. MWST) (SK 20.721.231 ff.).
	13.3.3 Rechtsanwältin Thomet ist im Umfang von Fr. 40'588.90 (inkl. MWST) für die amtliche Verteidigung des Beschuldigten A. durch die Eidgenossenschaft zu entschädigen.

	13.4
	13.4.1 Fürsprecher K. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 in Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidiger von B. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 13. März 2024 wurde Fürspr...
	13.4.2 Rechtsanwältin Jud beantragte mit Kostennote vom 2. Oktober 2024 im Vorverfahren die Ausrichtung einer Entschädigung von Fr. 22'968.20 (inkl. MWST). Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 7. Oktober 2024 wurde ihr für ihre Aufwendungen in der...
	13.4.3 Rechtsanwältin Dominique Jud ist im Umfang von Fr. 43'195.25 (inkl. MWST) für die amtliche Verteidigung des Beschuldigten B. durch die Eidgenossenschaft zu entschädigen. Von diesem Betrag ist bei der Auszahlung die Akontozahlung von Fr. 22'968....

	13.5
	13.5.1 Rechtsanwältin T. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 in Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidigerin von C. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 10. April 2024 wurde ...
	13.5.2 Rechtsanwalt Melunovic Marini beantragt mit Kostennote vom 1. April 2025 ein Honorar von Fr. 31'821.30 (inkl. MWST). Das geltend gemachte Honorar setzt sich zusammen aus einem Arbeitsaufwand von 85.18 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 300.--, Aus...
	13.5.3 Rechtsanwalt Kenad Melunovic Marini ist für die amtliche Verteidigung von C. von der Eidgenossenschaft mit Fr. 23‘222.40 (inkl. MWST) zu entschädigen.

	13.6
	13.6.1 Rechtsanwalt U. wurde mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 2. Juli 2023 in Anwendung von Art. 130 ff. SPO mit sofortiger Wirkung als amtlicher Verteidiger von D. eingesetzt. Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 12. August 2024 wurde Rec...
	13.6.2 Rechtsanwalt Thomas Held beantragt mit Kostennoten vom 30. März 2025 und 10. April 2025 ein Honorar von insgesamt Fr. 40'610.850 (inkl. MWST) (SK 20.824.015 ff.).
	13.6.3 Rechtsanwalt Thomas Held ist für die amtliche Verteidigung von D. von der Eidgenossenschaft mit Fr. 33‘926.35 (inkl. MWST) zu entschädigen. Von diesem Betrag ist bei der Auszahlung die Akontozahlung von Fr. 10'000.-- in Abzug zu bringen.

	13.7
	13.7.1 Mit Verfügung der Bundesanwaltschaft vom 9. Dezember 2023 wurde Rechtsanwalt Florian Kaufmann in Anwendung von Art. 130 ff. StPO rückwirkend per 6. Dezember 2023 als amtlicher Verteidiger von E. eingesetzt (BA 16-06-0001 f.).
	13.7.2 Rechtsanwalt Kaufmann beantragt mit Kostennote vom 30. März 2025 die Ausrichtung eines Honorars von Fr. 35'976.-- für einen Arbeitsaufwand von 109.66 Stunden zu einem Ansatz von Fr. 230.--, 18.42 Stunden zu einem Ansatz zu Fr. 100.--, einer Rei...
	13.7.3 Rechtsanwalt Florian Kaufmann ist für die amtliche Verteidigung von E. von der Eidgenossenschaft mit Fr. 33‘986.95 (inkl. MWST) zu entschädigen.
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	5. Die Verfahrenskosten von E. betragen Fr. 27'827.70 (Gebühr und Auslagen Vorverfahren: Fr. 22'827.70; Gerichtsgebühr: Fr. 5'000.--) und werden diesem in vollem Umfang auferlegt.
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